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Vorbemerkungen 

Zur Beschleunigung der Bebauungsplanung erfolgt mit der Aufstellung dieses Bebau-

ungsplanes Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ der Gemeinde Sittensen gleichzeitig, d. h. im sog. 

Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB, auch die 58. Änderung des Flächennutzungs-

planes der Samtgemeinde Sittensen. 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung sind Anregungen eingegangen, aus denen sich 

Änderungserfordernisse für den Bebauungsplan ergeben haben. Für den Flächennut-

zungsplan traf dies nicht zu, so dass für diesen inzwischen der Feststellungsbeschluss 

getroffen wurde. Die Verfahren liefen insofern getrennt weiter.  

Aufgrund der Stellungnahme des Landkreises Rotenburg sowie der Stellungnahmen pri-

vater Einwender ergab sich das Erfordernis für die Einholung eines neuen, umfangreiche-

ren Lärmschutzgutachtens. Darüber hinaus gab es Änderungen im Hinblick auf die zu-

nächst vorgesehenen Ausgleichsflächen. Im Umweltbericht zum Bebauungsplan wurden 

ergänzende Aussagen insbesondere zu Arten und Lebensgemeinschaften getroffen. Im 

Zuge der Abwägung wurde zudem eine Textfestsetzung zur Randeingrünung geändert. 

Auch wenn sich hinsichtlich der Regelungsinhalte des Planentwurfs kaum Änderungen 

ergaben, wurde dieser erneut ausgelegt, um Bürgern und den Behörden die Möglichkeit 

zur Stellungnahme insbesondere im Hinblick auf das neue Lärmschutzgutachten und den 

ergänzten Umweltbericht zu geben. 

Da die wesentlichen Planungsziele von den Änderungen unberührt blieben, wurden Stel-

lungnahmen bei der erneuten öffentlichen Auslegung gem. § 4a Abs. 3 BauGB nur zu den 

geänderten oder ergänzten Teilen eingeholt. Die Änderungen wurden entsprechend 

kenntlich gemacht. Die Dauer der Auslegung erfolgte verkürzt. 

Die eingegangenen Stellungnahmen wurden geprüft und abgewogen. Aus den in der er-

neuten Auslegung des Bebauungsplans Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ eingegangenen Stel-

lungnahmen ergab sich kein Ansatz für eine erneute inhaltliche Änderung der Planung. 

1 Grundlagen 

1.1 Allgemeine Grundlagen der Planung 

Der Bebauungsplan wird auf Grund folgender rechtlicher Grundlagen aufgestellt:  

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 
2017 (BGBl. I S. 3634); zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. Sep-
tember 2021 (BGBl. I S. 4147), 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017(BGBl. I S. 
3786); zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 
1802), 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
halts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV) vom 18.Dezember 1990 (BGBl. 1991 
I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 1802), 

- Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in der Fassung vom 03.04.2012 mit Be-
kanntmachung vom 12.04.2012 (Nds. GVBl. Nr. 5/2012, 46), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 10.11.2021 (Nds. GVBl. S. 739)  

- Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der Fassung vom 
17.12.2010, zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.03.2022 (Nds. GVBl. S. 191) 
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Die Rechtsgrundlagen gelten jeweils in der Fassung der letzten Änderung. 

1.2 Geltungsbereich und Größe des Plangebietes 

Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 4,66 ha (B-Plan) und liegt weitgehend im bisher 

unbeplanten Außenbereich, am südöstlichen Rand des Sittensener Siedlungsgefüges. 

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist dem Übersichtsplan auf dem Deck-

blatt dieser Begründung und der Planzeichnung zu entnehmen. 

Landkreis:  Rotenburg (W.)  

Gemeinde:  Sittensen 

Gemarkung:  Sittensen 

Flur:  14 

Flurstücke: 99/1, 99/2, 97/3, 97/4, 99/14, 99/17, 99/18, 99/19, 99/21, 99/22, 99/23, 
99/24, 99/25, 99/26, 99/27, 99/28, 99/29, 99/30, 99/31, 99/32, 135/1 (teilw.) 
235/97 und 241/99  
(durchgestrichen: ehemalige Flurstücksbezeichung, unterstrichen: neue 
Flurstücksbezeichnungen) 

 
Südwestlich des Plangebietes verläuft die Gemarkungsgrenze zur Gemeinde Hamersen. 

Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt: 

• im Norden durch die Straße „Alte Dorfstraße“ mit ihren flankierenden gemischten Be-

bauungsstrukturen, 

• im Osten und Süden durch angrenzende landwirtschaftliche Flächen, die derzeit als 

Acker genutzt werden und  

• im Westen durch die Straße „Zum Fahnenholz“, deren westliche Seite weitgehend 

durch bestehende Einfamilienhausbebauung mit angrenzenden Wohngebieten ge-

prägt ist. 

1.3 Anlass, Erfordernis und Ziele der Planaufstellung 

Die Gemeinde Sittensen zeichnet sich durch die verkehrsgünstige Lage unmittelbar an 

der Bundesautobahn 1 (BAB 1) aus. Entsprechend der raumordnerischen Funktion Sit-

tensens als Grundzentrum wurden in den vergangenen ca. 20 Jahren einige größere Neu-

baugebiete entwickelt. Dadurch erfuhr Sittensen in den vergangenen Jahren eine über-

durchschnittliche Einwohnerzunahme. 

Die Gemeinde Sittensen hat ihre sozialen Infrastrukturen den wachsenden Erfordernissen 

anzupassen. Derzeit ist die Versorgungssituation mit Betreuungsplätzen zur Erfüllung des 

Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz sehr angespannt. Um diesen Versorgungs-

mangel auszugleichen, soll eine neue Kindertagesstätte errichtet werden.  

Im Zuge der Suche nach einem geeigneten Standort wurden mehrere Flächen hinsichtlich 

ihrer Eignung für die Aufnahme einer solchen Einrichtung überprüft.  

Derzeit gibt es mit dem Kindergarten Heidornweg im Nordosten Sittensens, nördlich der 

Bahn, dem Kindergarten Ostlandstraße im Osten Richtung Tiste und dem Kindergarten 

Drosselgasse im Südwesten Sittensens insgesamt 3 Kindergärten vor Ort. Diese sind für 

eine Erweiterung im erforderlichen Umfang allerdings nicht geeignet.  

Im Vorfeld der Planung erfolgte eine Untersuchung alternativer Flächenstandorte, bei der 

in der Abwägung die Vorteile des gewählten Geltungsbereiches für die Realisierung des 

Neubaus einer Kindertagesstätte überwogen.  
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Ein freies Grundstück wurde aufgrund der Nähe zur Bahnstrecke und zum bestehenden 

Kindergarten Heidornweg nicht weiter in Erwägung gezogen. Weitere Flächen sind einer 

landwirtschaftlichen Nutzung vorbehalten, durch Ersatz- oder Ausgleichsmaßnamen dau-

erhaft belegt oder sind für anderweitige z. B. gewerbliche Nutzungen besser geeignet und 

vorgesehen.  

Der nun ausgemachte Standort befindet sich im Südosten Sittensens. Das Gebiet grenzt 

im Norden und Westen bereits unmittelbar an bebaute Bereiche und ergänzt den Sied-

lungsraum sinnvoll. Mit der Planung werden der Landwirtschaft Flächen entzogen. Wei-

tere Vorrang- oder Vorsorgegebiete oder sonstige schutzwürdige Strukturen sind jedoch 

durch die Umwandlung von überwiegend Ackerflächen zu Bauflächen nicht betroffen.  

Die zukünftig hier entstehende Kindertagesstätte dient dabei nicht nur der Aufnahme von 

Kindern aus den Neubaugebieten Sittensens. Ziel ist es vielmehr auch bestehende Sied-

lungsbereiche in denen sich ein Generationenwechsel, einhergehend mit einer deutlichen 

Verjüngung der Bevölkerung, vollzieht, in die Standortplanung einzubeziehen. Ein solch 

„älteres“ im Umbruch befindliches Wohngebiet liegt westlich der Straße „Zum Fahnenholz“ 

mit dem BP Nr. 18 „Westerberg“ aus den 1970er Jahren vor. 

Das Plangebiet liegt zudem nur etwa einen Kilometer südöstlich der Ortsmitte Sittensens 

und ist verkehrlich sehr gut angebunden. 

Durch die Lage an der auf ihrer westlichen Seite bereits vollständig bebauten Straße „Zum 

Fahnenholz“ kann darüber hinaus problemlos an bestehende Erschließungs- und Versor-

gungsnetze angebunden werden.  

Der Standort ist somit nach städtebaulichen Aspekten abgewogen und ausgewählt wor-

den. 

In Sittensen gibt es derzeit kaum freie Bauplätze. Die Bauplätze des im vergangenen Jahr 

erschlossenen Baugebiets „Im kleinen Felde“ sind vollständig veräußert. Die Gemeinde 

Sittensen hat sich entsprechend ihrer zentralörtlichen Funktion daher entschlossen, ge-

meinsam mit der Ausweisung einer Gemeinbedarfsfläche als Kindertagesstättenstandort 

ein weiteres Wohngebiet für ca. 32 Baugrundstücke zu entwickeln, um perspektivisch ein 

gewisses Baulandangebot aufrecht erhalten zu können.  

Da der Planbereich nicht mit einem Bebauungsplan überplant ist, wird zur Entwicklung 

eines Wohngebietes mit Kindertagesstättenstandort die Aufstellung eines Bebauungs-

plans erforderlich.  

Zur Sicherung der geordneten städtebaulichen Entwicklung werden die nördlich an das 

Plangebiet angrenzenden, gemischt genutzten Grundstücke entlang der Alten Dorfstraße 

in den Geltungsbereich des Bebauungsplans einbezogen.  

Mit der Aufstellung dieses Bebauungsplans Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ verfolgt die Ge-

meinde Sittensen zusammengefasst die folgenden Ziele: 

• planungsrechtliche Sicherung eines Gemeinbedarfsstandortes zur Errichtung einer 
Kindertagesstätte,  

• maßvolle, nachfragegerechte Bereitstellung von Bauland zur Deckung des kurz- bis 
mittelfristigen Bedarfs, 

• angemessene Weiterentwicklung des vorhandenen Siedlungsgefüges,  

• Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung,  

• Anpassung an die vorhandenen, weitgehend kleinteiligen Bebauungsstrukturen der 
Umgebung,  

• Regelung des Wasserabflusses/ Regenrückhaltung für das Plangebiet, 
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• Festlegung gestalterischer Mindestanforderungen zum Schutz des Ortbildes und  

• Regelung der Kompensationserfordernisse für den geplanten Eingriff. 

1.4 Fachliche Planungsgrundlagen 

Baugrunduntersuchung 

Um Erkenntnisse zur Bodenbeschaffenheit innerhalb des Plangebietes zur erlangen 

wurde das Büro Dr. Ing. Michale Beuße Ingenieurgesellschaft mbH mit einer Baugrund-

untersuchung beauftragt.  

Erschließungs- und Entwässerungskonzept 

Parallel zum Planungsverlauf wurde für das Plangebiet ein Erschließungs- und Entwäs-

serungskonzept durch das Büro Dittmer Ingenieure GmbH erstellt. Die Inhalte wurden in 

die Planung integriert.  

Schalltechnische Untersuchung 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die Belange des Immissionsschutzes als Be-

standteil der Belange des Umweltschutzes gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu berücksichti-

gen. Vorliegend sind im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu erwartende Beeinträchti-

gungen durch den Kindergartenstandort und hier insbesondere durch die Zu- und Ab-

fahrtsverkehre zu ermitteln. Darüber hinaus werden durch die Entwicklung des Wohnge-

bietes Anliegerverkehre erzeugt.  

Zunächst wurde die TÜV Nord Umweltschutz GmbH und Co. KG Hannover beauftragt, 

die im Plangebiet zu erwartenden Geräuschimmissionen durch den Kindergartenbetrieb 

und Anliegerverkehre zu ermitteln und zu beurteilen.  

Im Zuge der öffentlichen Auslegung hat der Landkreis Rotenburg (Wümme) in seiner im-

missionsrechtlichen Stellungnahme vom 20.09.2021 darauf hingewiesen, dass die vorlie-

gende Verkehrslärmuntersuchung vom TÜV Nord vom 15.06.2021 die Nutzungen der Ein-

stellplätze nicht hinreichend berücksichtigt.  

Die Gemeinde Sittensen hat daraufhin für die Aufstellung des Bebauungsplanes eine er-

gänzende schalltechnische Untersuchung durch die T&H Ingenieure GmbH beauftragt, die 

mit Stand vom 15.12.2021 vorliegt.  

Die Ergebnisse des Gutachtens sind unter Kap. 4.11 dargelegt.  

Umweltbericht und Eingriffsregelung  

Gemäß § 2 Absatz 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) ist bei Bauleitplanverfahren eine Um-

weltprüfung durchzuführen. In ihr sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswir-

kungen zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten.  

Die auf Grundlage der Umweltprüfung ermittelten und bewerteten Belange des Umwelt-

schutzes sind gemäß § 2a BauGB in einem Umweltbericht darzulegen.  

Zur Berücksichtigung der Vorschriften des besonderen Artenschutzes (§ 44 BNatSchG) 

sind im Rahmen der Aufstellung der Bauleitplanung auch Aussagen zur Betroffenheit be-

sonders und streng geschützter Arten bei Realisierung der Planung zu treffen. 

Im Rahmen der Eingriffsregelung werden flächenbezogen detailliertere naturschutzfachli-

che Aussagen getroffen.  

Der Umweltbericht, die Bewertung des Grünbestands, die Abarbeitung der Eingriffsrege-

lung sowie die fachlichen Vorgaben für die grünordnerischen Festsetzungen wurden 

durch den Landschaftsarchitekten Dipl.-Ing. Landespflege Klaus Ebler erarbeitet. 
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Die Ergebnisse der Gutachten und Fachplanungen sind in die Planung eingeflossen und 

werden in der Begründung im entsprechenden Zusammenhang inhaltlich zusammenfas-

send erläutert. Alle Gutachten und Fachplanungen liegen bei der Gemeinde Sittensen vor 

und können eingesehen werden. 

2 Planerische Rahmenbedingungen  

2.1 Anpassung an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung 

Die Planung ist gemäß § 1 Abs. 4 BauGB den 

Zielen der Raumordnung anzupassen. Für die 

Planung maßgeblich sind die Festlegungen im 

Landes-Raumordnungsprogramm (LROP) des 

Landes Niedersachsen von 2017 sowie im Re-

gionalen Raumordnungsprogramm 2020 

(RROP) des Landkreises Rotenburg (Wümme).  

Gemäß LROP sind Art und Umfang der zentral-

örtlichen Einrichtungen und Angebote an der 

Nachfrage der zu versorgenden Bevölkerung 

und der Wirtschaft im Verflechtungsbereich aus-

zurichten. Bei der Abgrenzung der jeweiligen 

funktionsbezogenen mittel- und oberzentralen 

Verflechtungsbereiche sind Erreichbarkeiten, 

grenzüberschreitende Verflechtungen zu den 

Nachbarkommunen und die vorhandenen ge-

wachsenen Strukturen zu berücksichtigen. 

 

Sittensen ist im RROP 2020 als Grundzentrum eingestuft. Eine grundlegende Aufgabe 

dieser Zentren ist die Sicherung von Wohn- und Arbeitsstätten.  

Das Plangebiet ist bislang nicht als Siedlungsfläche kartiert, sondern liegt am Rande eines 

großflächigen Vorbehaltsgebietes für die Landwirtschaft aufgrund des hohen Ertragspo-

tenzials.  

Weitere Vorrang- oder Vorbehaltsgebiete sind im Zusammenhang mit der Aufstellung des 

Bebauungsplanes nicht betroffen.  

Da parallel zu diesem Bebauungsplan der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Sit-

tensen geändert wird, erfolgt die grundsätzliche Abstimmung mit den Zielen der Raum-

ordnung und Landesplanung im Hinblick auf die natürlichen und raumstrukturellen Stand-

ortvoraussetzungen, Siedlungsentwicklung, das Ortsbild aber auch die Daseinsvorsorge 

usw. im Zuge der Flächennutzungsplanung.  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass Sittensen durch die verkehrsgünstige 

Lage an der Bundesautobahn (BAB) 1 in den vergangenen Jahren eine besondere Be-

deutung als Wohnstandort entwickelt hat.  

An den ÖPNV ist Sittensen über Buslinien z. B. nach Zeven, Rotenburg oder Tostedt so-

wie einen Airbuszubringer nach Finkenwerder angebunden. Am Busbahnhof in Zeven 

kann in einen weiterführenden Bus des VBN umgestiegen werden. Die Anbindung an den 

Schienenpersonennahverkehr (SPNV) ist in Bremervörde und Rotenburg (Wümme) ge-

geben. Es ist davon auszugehen, dass der ÖPNV durch die Standortsicherung Sittensens 

für den Wohnungsbau perspektivisch weiter ausgebaut wird.  

Abb. 1: Auszug aus dem RROP Rotenburg 
(Wümme) 2020, ohne Maßstab 
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Mit diesem Bebauungsplanverfahren konzentriert sich die Siedlungstätigkeit in einem 

prosperierenden Grundzentrum. Insbesondere im Hinblick auf den demographischen 

Wandel mit seinen sich stetig verändernden Arbeitsbedingungen kommt dem Aspekt der 

Sicherung von Kinderbetreuungsmöglichkeiten ein hoher Stellenwert zu.  

Die Entwicklung eines neuen Gemeinbedarfsstandortes zur Errichtung einer Kindertages-

stätte sowie eine nachfragegerechte Bereitstellung von Bauland zur Deckung des kurz- 

bis mittelfristigen Bedarfs dienen der Erweiterung und dem Ausbau erforderlicher Infra-

strukturen und der Sicherung Sittensens als nachgefragter Wohnstandort und attraktives 

Grundzentrum.  

Die Gemeinde Sittensen hat im Sinne eines nachhaltigen Flächenmanagements die As-

pekte Innenentwicklung, Nachverdichtung und Lückenbebauung im Fokus. Wie eingangs 

erläutert, stehen im Gemeindegebiet derzeit keine besser geeigneten Flächen für die Pla-

nungszwecke zur Verfügung.  

Klimaökologisch bedeutsame Freiflächen, die gem. RROP Kap. 3.1.1/01 zu erhalten und 

zu entwickeln sind, liegen innerhalb des Plangebietes nicht vor. Bestehende Gehölzstruk-

turen werden in der Planung berücksichtigt, d. h. sie werden erhalten und soweit möglich 

gesichert. Darüber hinaus werden ergänzende Maßnahmen für eine wirksame und land-

schaftstypische Eingrünung des Ortsrandes getroffen und planungsrechtlich abgesichert. 

Mit der Planung eines Neubaugebiets geht eine erhebliche Beeinträchtigung des Bodens 

einher. Andere geeignete oder verfügbare Flächen sind als Ergänzung des Siedlungsrau-

mes jedoch derzeit nicht vorhanden bzw. nicht aktivierbar. Die Standortwahl wurde sowohl 

unter dem Gesichtspunkt der Minimierung von Auswirkungen der Planung auf den Natur-

haushalt und das Landschaftsbild als auch im Hinblick auf die Flächenverfügbarkeit ge-

troffen und sorgfältig abgewogen.  

Vorranggebiete für den Biotopverbund sind durch die Planung nicht betroffen. Auch fest-

gelegte Vorranggebiete für Natur und Landschaft (i. d. Regel bestehende Naturschutzge-

biete oder Gebiete, die aufgrund der Empfehlungen des Landschaftsrahmenplans von ih-

rem natürlichen Potenzial her die Voraussetzungen zur Ausweisung als Naturschutzgebiet 

erfüllen) befinden sich innerhalb des Plangebietes oder in dessen unmittelbarer Nähe 

nicht.  

Vorgesehen ist die Ausdehnung des bestehenden Siedlungsrandes in die freie Landschaft 

hinein. Dadurch werden Flächen am Rande eines großflächigen Vorbehaltsgebietes für 

die Landwirtschaft aufgrund des hohen Ertragspotenzials in Anspruch genommen. Da es 

sich um eine im Vergleich zur Gesamtausdehnung kleinteilige Randfläche des Vorbehalts-

gebietes handelt, die sich im Eigentum der Gemeinde befindet, gibt die Gemeinde Sitten-

sen in der Abwägung der Entwicklung eines Gemeinbedarfsstandortes und der Wohnnut-

zung den Vorrang. Die Fläche grenzt an vorhandene Bebauungsstrukturen an und erwei-

tert das Siedlungsgefüge städtebaulich sinnvoll.  

Als Grundzentrum verfügt Sittensen über eine gute Grundversorgung, die in den letzten 

Jahren stetig ausgebaut wurde.  

Neben der Grundschule gibt es direkt in Sittensen die kooperative Gesamtschule mit gym-

nasialer Oberstufe. Sittensen verfügt über drei Kindertageseinrichtungen. Trotzdem ist die 

Versorgungssituation mit Betreuungsplätzen zur Erfüllung des Rechtsanspruchs auf einen 

Kindergartenplatz sehr angespannt. Absehbar wird sich zudem der Betreuungsbedarf 

eher noch erhöhen. Um diesen Versorgungsmangel auszugleichen, wird die Errichtung 

einer Kindertagesstätte als zwingend notwendig angesehen, um die sozialen Infrastruktu-

ren wachsenden Erfordernissen anzupassen.  
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2.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Entlang der Alten Dorfstraße im Norden 

des Plangebietes sind im rechtswirksa-

men Flächennutzungsplan der Samtge-

meinde Sittensen gemischte Bauflächen 

dargestellt.  

Westlich der Straße „Zum Fahnenholz“ 

sind Wohnbauflächen dargestellt. 

Für den überwiegenden Teil des Gel-

tungsbereiches des Bebauungsplans 

stellt der Flächennutzungsplan Flächen 

für die Landwirtschaft dar.  

Damit kann die beabsichtigte Planung ei-

nes Wohngebietes mit Gemeinbedarfsflä-

chen nicht aus dem wirksamen FNP ent-

wickelt werden.  

 

Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans wird deshalb gem. § 8 Abs. 3 BauGB der 

Flächennutzungsplan geändert. Der Änderungsbereich weist eine Gesamtgröße von ca. 

3,9 ha auf. Davon sind für die Darstellung als Wohnbaufläche ca. 3,4 ha vorgesehen. Etwa 

0,5 ha werden als Gemeinbedarfsfläche für sozialen Zwecken dienenden Gebäude und 

Einrichtungen dargestellt. 

Die gemischten Bauflächen entlang der Alten Dorfstraße bleiben weitgehend in ihrem Be-

stand erhalten. Lediglich die Abgrenzung zwischen den Misch- und den Wohnbauflächen 

wird mit der Bebauungsplanung abgeglichen. 

Mit Wirksamwerden der 58. Änderung des Flächennutzungsplanes kann der Bebauungs-

plan Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt angesehen 

werden.  

3 Gegenwärtige Situation im Plangebiet 

3.1 Innerörtliche Lage, Verkehrserschließung 

Das zukünftige Wohngebiet ist unmittelbar über die Straße „Zum Fahnenholz“ erschlos-

sen. Im Norden grenzt der Geltungsbereich des Bebauungsplans unmittelbar an die „Alte 

Dorfstraße“ an, über die nach nur ca. 60 m die Ortsdurchfahrt Scheeßeler Straße / L 130 

erreicht werden kann.  

Das Zentrum Sittensens befindet sich nur etwa 700 m nördlich des Plangebietes und ist 

somit fußläufig gut erreichbar.  

Der Autobahnanschluss an die A1 liegt ca. 2,3 km in nördlicher Richtung.  

3.2 Bestehende Nutzungen, Topografie und Bebauungsstruktur  

Entlang der Alten Dorfstraße sind gemischte Strukturen aus Wohnnutzungen, Dienstleis-

tungen, Gastronomie und Gewerbe vorhanden. Im Bereich des Bebauungsplans über-

wiegt derzeit die Wohnnutzung.  

Im unmittelbaren Anschluss wird eine etwa 5.000 m² große Fläche von etwa 50 m Tiefe 

als Weidefläche für die Pferdehaltung genutzt. Der Rest des Plangebietes wird als Acker 

landwirtschaftlich bewirtschaftet. 

Abb. 2: Auszug aus dem rechtswirksamen Flächen-
nutzungsplan der Samtgemeinde Sittensen mit Markierung 
des Plangebietes/ ohne Maßstab 
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Entlang der Straße „Zum Fahnenholz“ wurde auf Seite des Plangebietes eine Eichenreihe 

gepflanzt. Die Bäume haben untereinander einen Abstand von jeweils ca. 8,00 m und 

sollen soweit möglich erhalten werden. 

Der Landschaftsrahmenplan (LRP) Landkreis Rotenburg Wümme mit Stand 2015 ordnet 

das Plangebiet und seine nähere Umgebung als Biotoptyp mit sehr geringer Bedeutung 

(Wertstufe I nach Drachenfels) ein, die Weidefläche als kleiner Bereich im Nordwesten 

des Plangebietes wird der Wertstufe 2 zugeordnet. Eine genaue Bewertung der Biotopty-

pen erfolgt im Rahmen der Abarbeitung der Eingriffsregelung.  

Gemäß dem Niedersächsischen Bodeninformationssysten NIBIS Kartenserver herrschen 

stauwassergefährdete Pseudogleyböden vor. Entsprechend ist die Bodenfruchbarkeit als 

gering bis mittel eingestuft. Das Gelände ist vergleichsweise eben. Der tiefste Punkt liegt 

im Nordwesten des Plangebietes. Es steigt nach Südosten um ca. 4 Meter an.  

Schutzgebiete oder besonders schützenswerte Strukturen von Natur- und Landschaft sind 

mit Ausnahme der vorhandenen Baumreihe von der Planung nicht betroffen. 

Seitens der unteren Naturschutzbehörde wurde im frühzeitigen Beteiligungsverfahren da-

rauf hingewiesen, dass sich vor dem Grundstück „Alte Dorfstraße“ Nr. 1 eine sehr alte 

Eiche am Straßenrand befindet, die als potenzielles Naturdenkmal gelistet ist. Dieser 

Baumbestand wird durch die Planung nicht beeinträchtigt. 

3.3 Bestehendes Planungsrecht und angrenzende Satzungen 

Das Plangebiet ist weitgehend dem Außenbereich nach § 35 BauGB zuzuordnen. Ledig-

lich die Bebauung nördlich der zu entwickelnden Fläche entlang der Alten Dorfstraße ist 

als im Zusammenhang bebauter Ortsteil nach § 34 BauGB zu beurteilen.  

Westlich der Straße Zum Fahnenholz 

grenzt der Bebauungsplan Nr. 18 „Wes-

terberg“ aus dem Jahr 1975 an den Gel-

tungsbereich an. Er weist neben einem 

Mischgebiet zur Alten Dorfstraße aus-

schließlich allgemeine Wohngebiete 

aus. Im gesamten Geltungsbereich 

wurde eine Grundflächenzahl von 0,3 mit 

einer offenen Bauweise ausgewiesen. 

Im Mischgebiet, sowie für das darunter 

angrenzende allgemeine Wohngebiet 

sind maximal zwei Vollgeschosse zuläs-

sig, in den sonstigen Wohngebieten ist 

jeweils ein Vollgeschoss zulässig.  

Weitere Satzungen oder Bebauungs-

pläne grenzen nicht unmittelbar an die-

sen Planbereich an. Konflikte mit den In-

halten der direkt angrenzenden Bebau-

ungspläne entstehen durch die Festset-

zungen dieses Bebauungsplans nicht. 

 

 

 

 

Abb. 3: Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 18 „Westerberg“, 
ohne Maßstab 
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Die nördlich an das Plangebiet angrenzenden Grundstücke entlang der Alten Dorfstraße 

werden – analog zum Bebauungsplan Nr. 18 - zur planungsrechtlichen Anbindung an den 

Siedlungsbereich im Sinne einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in den Gel-

tungsbereich des Bebauungsplans einbezogen.  

Aufhebung rechtskräftiger Bebauungspläne 

Im Bereich der Alten Dorfstraße ist die Grenze des Bestandsbebauungsplanes Nr. 18 nicht 

geschlossen. Hier kann es innerhalb der Verkehrsfläche zu einer minimalen Flächenüber-

lagerung kommen. 

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ der Gemeinde Sittensen 

werden die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Bebauungsplan Nr. 18 

„Westerberg“ aus dem Jahr 1975, soweit sie vom Geltungsbereich dieser Änderung be-

troffen sind, aufgehoben.  

4 Erläuterungen zu den Planinhalten 

Unmittelbar angrenzend an bereits bebaute Siedlungsflächen im Südosten Sittensens sol-

len auf einer ca. 4,66 ha großen Fläche eine Gemeinbedarfsfläche als Kindertagesstät-

tenstandort sowie ein Wohngebiet für ca. 35-40 Baugrundstücke entwickelt werden.  

Um Konflikten mit unmittelbar angrenzenden bestehenden Nachbarschaften soweit mög-

lich von vornherein entgegenzuwirken, wird der Standort der Kindertagesstätte etwa mittig 

im Plangebebiet vorgesehen. Die Erschließung erfolgt direkt über eine separate Zufahrt 

von der Straße „Zum Fahnenholz“.  

Die Erschließung der Wohngebiete erfolgt über drei Zufahrten von der der Straße „Zum 

Fahnenholz“ und gliedert sich im Sinne einer kleinteiligen Quartiersbildung in eine Ringer-

schließung für das südliche Plangebiet und eine Sticherschließung mit Wendeanlage im 

nördlichen Plangebiet. Beide Abschnitte sind über eine fußläufige Verbindung, an der 

auch ein öffentlicher Spielplatz angeordnet ist, miteinander verbunden.  

Westlich angrenzend herrscht in den bestehenden Wohngebieten eine kleinteilige, ein- 

bis zweigeschossige Einfamilien- bzw. Doppelhausstruktur mit geneigten Dächern und 

vorwiegend niedrigen Traufen vor. Vereinzelt sind in den vergangenen Jahren aber auch 

baurechtlich eingeschossige aber gleichwohl zweigeschossig anmutende Gebäude mit 

entsprechender Höhe entstanden.  

Im Übergang zur freien Landschaft, d. h. zum östlichen und südlichen Rand des Plange-

bietes soll zukünftig eine eher niedrigere Bebauung einen angemessenen kleinteiligen 

Ortsrand sichern.  

Um die Grundstücke im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung besser ausnutzen zu kön-

nen und neben dem Einfamilienhaus auch andere nachgefragte Wohnformen zu fördern 

und in Sittensen zu etablieren, soll in den zentralen inneren Zonen des Geltungsbereiches 

eine etwas dichtere Bebauung zulässig sein.  

Damit kann im Plangebiet vor dem Hintergrund des demographischen Wandels zukünftig 

eine vielfältige Mischung von Gebäuden realisiert werden. Durch kleinteiligen Geschoss-

wohnungsbau kann dem stetig wachsenden Bedarf an kleineren (Miet-)Wohnungen Rech-

nung getragen werden. Auch Wohnformen mit Einliegerwohnungen oder solche, die dem 

Zusammenleben mehrerer Generationen unter einem Dach dienen, können so ermöglicht 

werden. 
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 Abb. 4: Städtebauliches Bebauungskonzept / ohne Maßstab 
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Hinsichtlich der Gebäudehöhen und der zulässigen Zahl der Wohneinheiten erfolgen im 

Gegenzug entsprechende Begrenzungen, um die Maßstäblichkeit der umgebenden Be-

bauung nicht zu sprengen.  

Aufgrund der unmittelbaren Nähe zur Ortsdurchfahrt sind gerade im Westen der Alten 

Dorfstraße Mischnutzungen angemessen und auch weiterhin erwünscht. Der Bereich wird 

daher in das Plangebiet einbezogen und als Mischgebiet festgesetzt. Den Anwohnern sol-

len dabei im Zuge dieser Bauleitplanung gegenüber dem Bestand weitere Entwicklungs-

möglichkeiten eröffnet werden.  

Aufgrund der in Sittensen vorherrschende örtlichen Bodenverhältnisse (s. stauwasserge-

fährdete Pseudogleyböden), wird im Norden des Plangebietes eine Fläche für die Regen-

rückhaltung eingeplant. 

4.1 Flächen für Gemeinbedarf 

Zentral im neu geplanten Wohnbaugebiet ist die Errichtung einer Kindertagesstätte vor-

gesehen.  

Allgemeine Wohngebiete dienen nur vorwiegend, aber nicht ausschließlich dem Wohnen. 

Kindertagesstätten sind daher in ihnen als Anlage für soziale oder kirchliche Zwecke ge-

nerell zulässig. Die mit der Benutzung solcher Einrichtungen für die nähere Umgebung 

typischerweise verbundenen Auswirkungen sind nach umfänglich vorliegender Recht-

sprechung ortsüblich, sozialadäquat und in der Bevölkerung allgemein akzeptiert.  

Bei Flächen für Anlagen oder Einrichtungen, die der Allgemeinheit dienen und in denen 

eine öffentliche Aufgabe wahrgenommen wird, die gegenüber einem etwaigen privatwirt-

schaflichen Gewinnstreben überwiegt, kann zur dauerhaften Sicherung des Standortes 

nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB die Ausweisung einer Fläche für den Gemeinbedarf vorge-

nommen werden. Hiervon wird vorliegend Gebrauch gemacht.  

Ausgewiesen wird eine Fläche für den Gemeinbedarf für soziale Zwecke dienende Ge-

bäude und Einrichtungen. Entsprechend der geplanten Nutzungsabsicht wird als Zweck-

bestimmung „Kindertagesstätte“ festgesetzt. 

Zulässig ist die Errichtung einer Kindertagesstätte mit ggf. erforderlichen Nebenanlagen, 

d. h. einschließlich der erforderlichen Stellplätze, Garagen, Carports oder sonstigen Ne-

benanlagen und Außenspielbereiche. Eine Nutzung zu sonstigen Bildungs-, sozialen, kul-

turellen und sportlichen Zwecken außerhalb bzw. ergänzend zum Betrieb der Kinderta-

gesstätte ist zulässig. 

Damit geht das Nutzungsspektrum etwas über die vorliegende Planung hinaus und stellt 

sicher, dass in den Räumlichkeiten im Sinne von Mehrfachnutzungen ergänzende, ähnlich 

gelagerte soziale Nutzungen z.B. Elterntreff, Beratungsangebote usw. erfolgen können. 

Damit können für die Einrichtung im Sinne einer nachhaltigen guten Auslastung des Ge-

bäudebestands z. B. Synergieeffekte außerhalb der Nutzungszeiten der Kindertagesstätte 

generiert werden.  

Flächen für den Gemeinbedarf sind keine Baugebiete im Sinne der BauNVO und daher 

von deren Regelungen nicht erfasst. Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung, zur 

Bauweise und zu den überbaubaren Grundstücksflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

BauGB sind nicht erforderlich, können aber bei Bedarf getroffen werden.  

Da vorliegend die Gemeinde Planungsträger für geplante Baumaßnahmen ist, sollen die 

Planungsoptionen auf dem Grundstück - auch im Hinblick auf zukünftige potenzielle Er-

weiterungserfordernisse, flexibel gehalten werden. Durch die enge Nutzungsbeschrän-

kung wird hinsichtlich des Einfügens in die bestehenden städtebaulichen Strukturen keine 

Gefahr gesehen.  
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Zum Schutz des Baumbestandes entlang der Straße „Zum Fahnenholz“ werden für die 

Fläche für den Gemeinbedarf daher lediglich Festsetzungen zu den überbaubaren Grund-

stücksflächen getroffen.  

4.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

In der unmittelbaren Umgebung des Plangebietes überwiegen Wohnnutzungen.  

Im Plangebiet erfolgt daher zur Schaffung von Wohngrundstücken überwiegend die Aus-

weisung allgemeiner Wohngebiete (WA). Damit wird das Ziel umgesetzt, dass sich das 

neue Baugebiet in die Umgebung einbettet und in Übereinstimmung mit dem § 4 BauNVO 

vorwiegend dem Wohnen dient. 

Zulässig sind hier Wohngebäude, die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, 

Schank- und Speisewirtschaften, nicht störende Handwerksbetriebe und Anlagen für 

kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.  

Ausnahmsweise können Betriebe des Beherbergungswesens, sonstige nicht störende 

Gewerbebetriebe oder Anlagen für Verwaltungen zugelassen werden.  

Nicht zulässig sind hingegen die gem. § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 der Baunutzungsverord-

nung (BauNVO) ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (Gartenbaubetriebe und Tank-

stellen) für die der Standort auf Grund ihres in der Regel höheren Flächenbedarfs und 

eines zu erwartenden höheren Verkehrsaufkommens als nicht verträglich angesehen 

wird. Für diese über den gesamten Tag stärker frequentierten Nutzungen finden sich ge-

eignetere Standorte unmittelbar entlang der Ortsein- oder -ausfahrten. 

Mit dieser Festsetzung sind auch wohnergänzende Nutzungen und Arbeitsplätze in ange-

messenem Umfang innerhalb des Plangebietes zulässig. 

Dem umgebenden Bestand entsprechend wird in den allgemeinen Wohngebieten die ma-

ximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) einheitlich auf 0,3 festgesetzt. Damit wird das 

gem. § 17 BauNVO als Orientierungswert empfohlene Maß der baulichen Nutzung für 

allgemeine Wohngebiete nicht ganz ausgeschöpft.  

Damit insbesondere das Orts- und Landschaftsbild nicht negativ beeinträchtigt werden, 

sind zusätzlich Festsetzungen zur Höhenentwicklung der Gebäude erforderlich. Neben 

der Festsetzung einer absoluten Gebäudehöhe über die Firsthöhe ist die Festsetzung ei-

ner maximalen Traufhöhe geeignet, unerwünschte Staffelgeschosse mit dreigeschossiger 

Anmutung zu vermeiden. 

Das allgemeine Wohngebiet wird in unterschiedliche Bereiche gegliedert.  

Der empfindliche Ortsrand soll durch vergleichsweise niedrige, einheitliche Kubaturen und 

Gebäudeformen bestimmt werden. Im südlich und östlich zur freien Landschaft angeord-

neten WA 1 ist daher eine eingeschossige (I) Bebauung mit einer maximalen Trauf-

höhe von 4,50 m und einer maximalen Firsthöhe von 10,00 m vorgesehen.  

Im Inneren des Baugebietes soll in den WA 2 auch eine etwas dichtere, maximal zwei-

geschossige Bebauung (II) mit einer maximal zulässigen Firsthöhe von 11,50 m und 

einer maximal zulässigen Traufhöhe von 6,50 m ermöglicht werden.  

Diese Traufhöhe wird, als die aus dem Straßenraum unmittelbar wahrnehmbare Höhe, 

mit 6,50 m als verträglich angesehen. Die Firsthöhe wird etwas höher als im WA 1 ge-

wählt, weil hier auch kleinteilige Geschossbauten realisiert werden sollen. Diese erfordern 

ggf. eine etwas größere Bebauungstiefe, die sich bei geneigten Dächern auf die Gebäu-

dehöhe auswirken kann.  

Durch die in ihrem Verlauf ca. 12 m – 15 m breite Verkehrsfläche der Straße „Zum Fah-

nenholz“ wird zur Bestandsbebauung ein ausreichender Abstand zur westlichen 
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Nachbarschaft eingehalten. Die Grundstücke entlang der Alten Dorfstraße haben eine 

ausreichende Größe. Die im Wohngebiet geplanten Baugrenzen halten zu den Wohnge-

bäuden der Anlieger Abstände von 20 bis 32 m ein, so dass durch eine ggf. geringfügig 

höhere Bauweise als im Bestand keine nennenswerten Beeinträchtigungen der Nachbar-

schaft zu erwarten ist.  

Auch im Plangebiet selbst ist nicht zu vermuten, dass die niedrigere Bebauung im Osten 

verschattet wird. Durch festgesetzte Baugrenzen und die zwischenliegende Verkehrsflä-

chen halten Gebäude eine Mindestanstand von 13,50 m untereinander ein. 

Eine etwa 4.600 m² große Fläche im südlichen Plangebietes soll seitens der Gemeinde 

für niedrigen Geschosswohnungsbau vorgehalten werden. Mit Blick auf den Bedarf an vor 

allem bezahlbaren Mietwohnungen behält die Gemeinde sich vor, die Vergabe dieser Flä-

che im Sinne von Konzeptvergaben für den Geschosswohnungsbau zu erproben. Aus-

schlaggebend soll vorrangig die Qualität der eingereichten Konzepte sein. Mögliche 

Zielausrichtungen können z. B. die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum, die Unterstüt-

zung von bestimmten Zielgruppen (inklusives Wohnen, Mehrgenerationenwohnen, ge-

meinschaftliches Wohnen o. ä.) die Förderung eines besonders nachhaltigen, energieef-

fizienten Bauens und/ oder die gestalterischen Qualitäten des Wohnungsbaus und seine 

städtebauliche Einfügung ins Umfeld sein.  

Da diese Flächenentwicklung von Seiten der Gemeinde eng begleitet wird, sollen die Ge-

staltungsspielräume durch den Verzicht der Festsetzung einer Traufhöhe bewusst erwei-

tert werden.  

Festgesetzt wird daher für das WA 3 auch eine maximal zweigeschossige Bebauung 

(II) mit einer maximal zulässigen Firsthöhe von 11,50 m. 

Die Bebauung entlang der Straße „Alte Dorfstraße“ bildet derzeit den Siedlungsrand. Es 

liegt kein Bebauungsplan vor. Die Bebauung ist im Flächennutzungsplan als gemischte 

Baufläche dargestellt. Im angrenzenden BP Nr. 18 sind die Grundstücke entlang der Alten 

Dorfstraße als Mischgebiet ausgewiesen.  

Die „Alte Dorfstraße“ ist sehr unterschiedlich geprägt. Im Westen gibt es überwiegend 

gewerblich genutzte Bereiche, in Höhe des Plangebietes herrscht Wohnnutzung vor, öst-

lich sowie nördlich wird die Bebauung durch ehemals landwirtschaftliche Hofstellen mit 

ihren Wohn- und meist großen Nebengebäuden geprägt. Am östlichen Ortsrand wechseln 

sich landwirtschaftliche und gewerbliche Betriebe ab. Die Grundstücke sind aufgrund der 

ehemaligen landwirtschaftlichen Nutzung deutlich größer und insbesondere auch tiefer als 

z. B. in den Wohngebieten östlich der Straße „Zum Fahnenholz“. 

In der Gesamtbetrachtung weist die „Alte Dorfstraße“ also gemischte bauliche Strukturen 

auf, die nicht nur dem Wohnen dienen. Es handelt sich um einen noch dörflich geprägten 

Bereich im Übergang von Dorfgebiet (MD) zum Mischgebiet (MI). 

Unter Einbeziehung der Darstellung des FNP ist die Bestandsbebauung daher am ehes-

ten einem Mischgebiet zuzuordnen. Es ist davon auszugehen, dass derzeit zumindest alle 

in einem Mischgebiet allgemein zulässigen Nutzungen realisiert werden könnten.  

Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung können Mischgebiete einen wert-

vollen Beitrag zu vermehrt wieder erwünschten und angestrebten Nutzungsmischungen 

leisten. Dabei müssen nicht alle Bereiche für sich eine Nutzungsmischung aufweisen. Es 

kann durchaus Bereiche geben, die nur durch Wohnen genutzt werden. 

Zur Erhaltung und Fortentwicklung der bestehenden Siedlungsstruktur und der Nutzungs-

mischung entlang der Alten Dorfstraße wird für die Bestandsbebauung das Mischgebiet 

als geeignete Gebietsart angesehen. 
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Die planerische Konzeption der Gemeinde sieht perspektivisch auch die Nutzung der rück-

wärtigen Grundstücksbereiche entlang der Alten Dorfstraße im Sinne ihrer Innenentwick-

lung als potenzielle Bauflächen vor. Daher sollen sie zur sinnvollen Fortführung der städ-

tebaulichen Ordnung in das Plangebiet einbezogen werden.  

Damit werden die zukünftig gewünschten Entwicklungsabsichten der Gemeinde für diese 

Flächen klargestellt.  

Den Anliegern entstehen dadurch keinerlei Nachteile. Sie erhalten verbindliches Pla-

nungsrecht auch über die bisherige straßenbegleitende Bebauungstiefe (ca. 40 m) hinaus. 

Dadurch werden Nachverdichtungspotenziale geschaffen. Durch die Ausweisung eines 

Mischgebietes wird sichergestellt, dass die derzeitigen städtebauliche Nutzungskenn-

werte für den bereits bebauten Teil der Grundstücke Bestand haben und keine Wertmin-

derung erfolgt.  

Analog zur Darstellung des rechtswirksamen Flächennutzungsplans wird im Norden des 

Geltungsbereiches ein Mischgebiet (MI) festgesetzt.  

Nach § 6 der BauNVO dienen Mischgebiete nicht vorwiegend dem Wohnen, sondern 

gleichrangig dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, sofern diese 

das Wohnen nicht wesentlich stören. Nutzungsmischungen sind demnach ausdrücklich 

erwünscht und für den Charakter von Mischgebieten prägend. Zulässig sind Wohnge-

bäude, Geschäfts- und Bürogebäude, Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirt-

schaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige Gewerbebetriebe, Anla-

gen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportli-

che Zwecke, Gartenbaubetriebe und Tankstellen. 

Gem. der Ausschlussmöglichkeiten nach § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO sind Vergnügungs-

stätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausdrücklich auch ausnahmsweise nicht 

zulässig. 

Im Ortskern Sittensens sind Vergnügungsstätten weitgehend ausgeschlossen. Auch im 

Nahbereich einer Kindertagesstätte und in dem stark von Wohnnutzungen geprägten Be-

reich sind Vergnügungsstätten nicht erwünscht.  

Es verbleiben ausreichend andere und geeignetere Möglichkeiten zur Ansiedlung von 

Vergnügungsstätten im Gemeindebiet. Hierzu zählen insbesondere die Gewerbegebiete. 

Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,4 und somit etwas höher als 

in den Wohngebieten festgesetzt, um perspektivisch Entwicklungsmöglichkeiten zu eröff-

nen.  

Die sonstigen städtebaulichen Werte entsprechen mit einer maximal zweigeschossigen 

Bebauung (II), einer maximal zulässigen Firsthöhe von 11,50 m und einer maximal 

zulässigen Traufhöhe von 6,50 m denen der zentralen Lagen des allgemeinen Wohn-

gebietes (WA 2). 

Entsprechend § 19 BauNVO darf die zulässige Grundfläche im gesamten Geltungsbereich 

des Bebauungsplans durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie Nebenan-

lagen im Sinne des § 14 BauNVO um bis zu 50% überschritten werden. 

Da die Erschließungsplanung parallel zum Bauleitplanverfahren erstellt wird, bzw. die Er-

schließung im Bereich der Alten Dorfstraße sowie der Straße Zum Fahnenholz schon vor-

handen ist, wird vorliegend als Höhenbezugspunkt im gesamten Plangebiet die Oberkante 

der Fahrbahn in der Mitte der gemeinsamen Grenze des Baugrundstücks mit der jeweils 

vorgelagerten Erschließungsstraße festgesetzt. Damit der Punkt z. B. auch bei Eckgrund-

stücken eindeutig definiert werden kann, ist die Seite der Grundstückszufahrt maßgeblich.  

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Gewerbebetrieb
https://dejure.org/gesetze/BauNVO/4a.html
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Sind, z.B. bei Geschosswohnungsbauten, mehrere Zufahrten von einer Straße erforder-

lich, so ist seitens der Bauherren festzulegen, welche Zufahrt für die Ermittlung des Be-

zugspunktes heranzuziehen ist. Aufgrund der nur geringen Höhendifferenzen innerhalb 

des Plangebietes ist dies unproblematisch. Die Lage der Zufahrten ist auf das vorhandene 

Erschließungskonzept abzustimmen, das bereits vor Fertigstellung der Fahrbahn mit ent-

sprechenden Höhenangaben jederzeit bei der Gemeinde Sittensen abrufbar ist. Damit 

sind die Bezugspunkte klar formuliert und nachvollziehbar zu bestimmen. 

Die Traufhöhe ergibt sich aus dem Schnittpunkt zwischen der Verlängerung der Wandau-

ßenfläche und der Oberkante der Dachhaut, die Firsthöhe ist der oberste Abschluss der 

Dachhaut, bezogen auf den jeweiligen Bezugspunkt. Bei der Ermittlung der Firsthöhen 

bleiben Antennen, Schornsteine, Solarkollektoren, Photovoltaikanlagen und Belüftungs-

anlagen sowie sonstige untergeordnete Dachaufbauten unberücksichtigt.  

4.3 Bauweise und höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Im gesamten Plangebiet gilt die sog. offene Bauweise (o), d. h. die Gebäude sind mit 

seitlichem Grenzabstand zu errichten und dürfen eine Länge von maximal 50 m nicht 

überschreiten.  

Das Plangebiet soll in seinen Randbereichen im Übergang zur freien Landschaft durch 

kleinteilige Einzel- und Doppelhäuser geprägt werden. Im WA 1 sind entsprechend nur 

Einzel- und Doppelhäuser (ED) zulässig.  

Die in der Rechtsprechung geltende Definition von Einzel- und Doppelhäusern macht dar-

über hinaus die Festlegung der Zahl der zulässigen Wohneinheiten in Wohngebäuden 

notwendig, um den gewünschten kleinteiligen städtebaulichen Maßstab zu sichern. Ein 

Einzelhaus ist ein allseitig freistehender Baukörper mit Abstand zu den seitlichen und rück-

wärtigen Grundstücksgrenzen. Die Anzahl der Hauseingänge, Geschosse oder Wohnun-

gen ist unerheblich. Auch mehrgeschossige Wohnblocks, Reihenhäuser oder Doppelhäu-

ser bilden, sofern sie auf einem Grundstück stehen und die vorliegend vorgegebene ma-

ximalen Länge von 50 m nicht überschreiten, ein Einzelhaus. 

Um eine Bebauungsstruktur zu erreichen, die dem Charakter der benachbarten kleinteilig 

strukturierten Einfamilienhausgebiete mit ihren typischen Bauformen entspricht, wird in 

den allgemeinen Wohngebieten WA 1 die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohn-

gebäuden gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB in Einzelhäusern auf höchstens zwei Wohnein-

heiten beschränkt. In Doppelhäusern ist in den WA 1 höchstens eine Wohneinheit je 

Haushälfte zulässig.  

Mehrfamilienhäuser mit mehr als 2 Wohneinheiten sind somit an den Randbereichen des 

Plangebietes zur freien Landschaft nicht zulässig.  

Gleichwohl können in kleinerem Rahmen auch flexible Wohnansätze, z.B. durch Einlie-

gerwohnungen für das Wohnen mehrerer Generationen unter einem Dach, ermöglicht 

werden.  

Im WA 2 und WA 3 sind dichtere Wohnformen als Reihenhaus- oder Geschosswohnungs-

bauten ausdrücklich erwünscht, um insbesondere auch das Mietwohnungsangebot in Sit-

tensen zu vergrößern. Hier sind bis zu 6 Wohneinheiten je Wohngebäude zulässig. Für 

das Mischgebiet (MI) werden neben der Festsetzung einer offenen Bauweise (o) keine 

weiteren einschränkenden Festsetzungen getroffen.  

In Verbindung mit in der örtlichen Bauvorschrift vorgegebenen Mindestdachneigungen 

sind damit die Höhenentwicklung und die Kubaturen für die Gebäude angemessen be-

grenzt. Gleichzeitig wird ein ausreichender Spielraum für eine vielfältige Baugestalt belas-

sen. 
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4.4 Grundstücksgröße und überbaubare Grundstücksfläche 

Um die Umsetzung des Bebauungskonzeptes weitgehend sicherzustellen und die Anzahl 

der möglichen Grundstücke zu begrenzen, werden darüber hinaus Mindestgrundstücks-

größen vorgegeben, die in Kombination mit der GRZ von 0,3 bzw. in den Mischbieten von 

0,4 eine angemessene Bebaubarkeit der Grundstücke ermöglichen.  

Die Mindestgrundstücksgröße beträgt für Einzelhausgrundstücke 600 m² und für Doppel-

hausgrundstücke je Haushälfte 350 m².  

Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen berücksichtigt die Kronentraufbe-

reiche des Baumbestandes entlang der Straße „Zum Fahnenholz“, die von einer Bebau-

ung freizuhalten sind. Die Baugrenzen verlaufen hier in einem Abstand von 5,00 m. bzw. 

7,00 m zur Grenze des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. 

Ansonsten werden die Baugrenzen mit einem Regelabstand von 3,00 m zu den Flur-

stücksgrenzen bzw. zu den Verkehrsflächen geführt. 

Die Anordnung der Baugrenzen lässt den Bauherren und ihren Architekten weitgehend 

freien Gestaltungsspielraum bei der Anordnung der Gebäude auf den Grundstücken. Auf 

allen Grundstücken ist eine optimale südorientierte Anordnung der Baukörper bzw. der 

Dachflächen möglich, so dass z. B. Solaranlagen zur Energieeinsparung gut nutzbar sind. 

Eine weitergehende und ggf. für die Bebaubarkeit einschränkende Festsetzung wird daher 

als nicht erforderlich angesehen.  

Damit der Straßenraum zukünftig möglichst offen wirkt und nicht durch unmittelbar an-

grenzende Gebäude eine unerwünschte Einengung erfährt, wird festgesetzt, dass Gara-

gen, Carports und bauliche Nebenanlagen im Sinne des §14 (1) BauNVO, die Gebäude 

sind, die straßenseitigen Baugrenzen der jeweiligen Erschließungsstraße sowie im Sinne 

des Baumschutzes auch die Baugrenzen zur Straße „Zum Fahnenholz“ nicht überschrei-

ten dürfen. Reine Stellplätze sind innerhalb dieser Flächen möglich, sofern vorhandene 

Baumstandorte nicht beeinträchtigt werden. Entlang der Straße „Zum Fahnenholz“ sind 

Stellplätze nur in einem Abstand von 5 m zum Baumstamm der Bestandsbäume zulässig. 

Dadurch soll sichergestellt werden, dass der zukünftige Straßenraum vor allem durch Vor-

gärten geprägt wird und ein harmonisch gestalteter Übergang vom öffentlichen in den pri-

vaten Bereich entsteht.  

4.5 Grünordnerische Festsetzungen 

Das Plangebiet stellt sich überwiegend als Ackerfläche (Wertstufe 1) bzw. kleinteilig als 

Pferdeweide ohne nennenswerter Gehölzbestand (Wertstufe 2) dar. 

Innerhalb der Verkehrsfläche der Straße „Zum Fahnenholz“ befindet sich unmittelbar an-

grenzend an das Plangebiet prägender Baumbestand, der weitgehend erhalten werden 

soll. Lediglich im Bereich der geplanten Erschließung des Baugebietes sowie des Kinder-

gartens und der Zufahrten kann es zu erforderlichen Baumfällungen kommen. Die Er-

schließungsplanung wurde hinsichtlich des Baumerhalts mehrfach optimiert. Es sind vo-

raussichtlich 9 Eichen zu entfernen.  

Der Baumbestand entlang der Straße Zum Fahnenholz ist ansonsten, d.h. mit Ausnahme 

der zuvor benannten und in der Planzeichnung entsprechend als „zu fällen“ gekennzeich-

neten Bäume, zu erhalten. Entlang der Straße „Zum Fahnenholz“ sind Stellplätze daher 

nur im Abstand von 5 m zum Baumstamm der Bestandsbäume zulässig. Bei allen Hoch- 

und Tiefbaumaßnahmen sind Stamm, Krone und Wurzelbereich generell nach den allge-
meinen anerkannten Regeln der Technik zu sichern und zu schützen. 
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Zufahrten zu den privaten Grundstücken von der Straße „Zum Fahnenholz“ wurden zum 

Schutz der Bäume planungsrechtlich beschränkt und sind nur auf den ersten ca. 120 m, 

gemessen von der Alten Dorfstraße, möglich. Sollten in diesem Bereich im Zuge weiterer 

Erschließungsarbeiten Baumfällungen nicht vermeidbar sein, so sind diese im Vorfeld mit 

der Gemeinde Sittensen abzustimmen. Es ist an geeigneter Stelle im Straßenraum Ersatz 

gleicher Art mit einem Stammumfang von mind. 14-16 cm zu schaffen. 

Weitere besonders erhaltenswerte Grünstrukturen werden durch die Planung nicht beein-

trächtigt. 

Eingrünung zur freien Landschaft 

Entlang des östlichen und südlichen Randes des WA1 wird auf den privaten Grundstücken 

eine 5,00 m breite Randeingrünung vorgesehen. Dadurch wird zum einen der Siedlungs-

bereich eindeutig von der offenen Landschaft abgegrenzt. Gleichzeitig ist die Randeingrü-

nung ein prägnantes Sichtelement, das dazu beiträgt, das Plangebiet besser in den Land-

schaftsraum einzubinden.  

Festgesetzt wird eine Fläche zum Anpflanzen von Gehölzen auf der auf 5 m Breite eine 

3-reihige Hecke anzulegen ist. Zu verwenden sind Gehölze der Pflanzliste des Maßnah-

menblattes V „Feldhecke“ des Landkreises Rotenburg (Wümme), das der Begründung als 

Anlage beigefügt ist.  

Dies können z. B. sein: Hainbuche (Carpinus betulus), Stieleiche (Quercus robur), Vogel-

kirsche (Prunus avium), Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Faulbaum 

(Rhamnus frangula).  

Die Pflanzqualität der Sträucher soll je nach Art und Größe betragen: baumartige Gehölze 

als leichte Heister 100- 150 cm, strauchartige als verpflanzte Sträucher 60 -100 cm, ggf. 

Hochstämme (Stammumfang 10-12 cm).  

Die Erfahrung zeigt, dass privat anzupflanzende Randeingrünungen häufig flächenmäßig 

unzureichend, in mangelhafter Qualität oder gar nicht umgesetzt werden. Im Einzelfall 

stehen später sogar Schuppen und Nebenanlagen auf den Flächen zum Anpflanzen oder 

die Gärten werden ausgeweitet. Eine permanente Überprüfung der Umsetzung der Maß-

nahmen ist mit einem erheblichen Aufwand verbunden. 

Mit der Herstellung der Erstanpflanzung durch die Gemeinde wird die fachgerechte Um-

setzung der Pflanzmaßnahme gesichert. Die Gemeinde wird die Maßnahme zeitnah mit 

der Erschließung des Baugebietes umsetzten, so dass sich ein einheitliches Bild am Orts-

rand ergibt. Die Randeingrünung dient in erster Linie dem Schutz des Ortsbildes und ist 

für das gesamte Baugebiet wirksam. Die Kosten sind somit den Erschließungskosten zu-

zurechnen. 

Festgesetzt wird entsprechend, dass die Anpflanzung durch die Gemeinde Sittensen er-

folgt und anschließend durch die Eigentümer zu sichern, zu pflegen und dauerhaft zu er-

halten ist.  

Zum Schutz vor Verbiss ist die Anpflanzung mit einem 1,60 m hohen Knotengeflechtzaun 

einzuzäunen, der nach 5 -8 Jahren zu entfernen ist.  

In Höhe des Spielplatzes ist innerhalb der vorgesehenen Randeingrünung eine fußläufige 

Wegeverbindung mitwassergebundener Decke zulässig. Sollten langfristig im Osten des 

Plangebietes ebenfalls Wohnbauflächen entwickelt werden, kann an dieser Stelle später 

eine fußläufige Anbindung im Sinne einer „Abkürzung“ zur besseren Durchwegung er-

gänzt werden. 
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Pflanzmaßnahmen auf privaten Grundstücken  

Aus gestalterischen Gründen werden ergänzend grünordnerische Festsetzungen für die 

privaten Grundstücke getroffen.  

Auf den privaten Grundstücken ist jeweils ein regionaltypischer hochstammiger Obstbaum 

zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.  

Hierfür geeignet sind Bäume der Pflanzliste des Maßnahmenblattes VI b „Einzelbäume 

(Obstbäume)“ des Landkreises Rotenburg (Wümme), das der Begründung als Anlage bei-

gefügt ist. Dies können z. B. sein: Altländer Pfannekuchen, Boskoop, Bremervörder Win-

terapfel, Finkenwerder Prinz, Holsteiner Cox. 

Die Bäume sind als Hochstamm mit 10 – 12 cm Stammumfang in der ersten Pflanzperiode 

(Oktober bis April) nach Fertigstellung der Wohngebäude zu pflanzen. Damit soll eine 

Durchgrünung des Plangebietes durch ein „Grundgerüst“ standortgerechter Bäume dau-

erhaft im Plangebiet etabliert werden. 

Gem. § 9 Abs. 2 NBauO müssen nicht überbauten Flächen von Baugrundstücken Grün-

flächen sein. Sofern sie nicht für eine andere zulässige Nutzung erforderlich sind, dürfen 

sie demnach nicht versiegelt werden.  

Es wird daher nachrichtlich darauf hingewiesen, dass nicht überbaubare Flächen von Bau-

grundstücken zu begrünen sind und nicht versiegelt werden dürfen. Flächenhafte Stein-, 

Kies- oder Splittschüttungen sowie die Verwendung wasserdichter, nicht durchwurzelba-

rer Materialien (z.B. Folien/ Vlies) sind unzulässig. 

Darüber hinaus sind die Baugrundstücke so herzurichten und zu unterhalten, dass sie 

nicht verunstaltend wirken und auch ihre Umgebung nicht verunstalten. In diesem Zusam-

menhang sind sogenannte Schottergärten etc. aus Umwelt- und Klimasicht kritisch zu be-

werten.  

Als Schottergärten werden Flächen bezeichnet, bei denen die Humusschicht abgetragen 

und eine Folie verlegt wird, auf der die Schotterschicht (Steine, Kies u. ä.) aufgebracht 

wird. Andere Begrifflichkeiten für Schottergärten können auch Steingärten, Kiesgärten, 

Steinbeete, Kiesbeete etc. sein.  

Durch diese angeblich pflegeleichten „Steinwüsten“ wird auch das dörfliche Grün zuneh-

mend reduziert. Sie bieten keinen Lebensraum für Insekten, tragen zur Flächenerwär-

mung bei und bieten kaum einen ökologischen Wert.  

Schotterflächen sind entsprechend nicht als Grünflächen zu bewerten, sondern stellen 

eine Bodenversiegelung dar, die auf die Grundflächenzahl (GRZ) anzurechnen ist. Darauf 

wird entsprechend hingewiesen. 

4.6 Örtliche Bauvorschrift gem. § 84 NBauO 

Das Plangebiet befindet sich im Übergang zur freien Landschaft. Die abgestufte Bebau-

ung mit einer Höhenwicklung von außen nach innen wird bereits als wichtiger Beitrag zum 

Schutz des Ortsbildes eingestuft.  

Aufgrund der Fernwirkung ist das Dach eines Gebäudes das prägendste Element. In der 

unmittelbaren Umgebung des geplanten Baugebietes herrschen eingeschossige Ge-

bäude mit steil geneigtem Dach vor. Diese Prägung soll auch weiterhin das Ortsbild be-

stimmen.  

Die Gemeinde Sittensen möchte an dieser Stelle des Ortsgefüges ein Baugebiet entwi-

ckeln, in dem Bauherren oder auch Bauunternehmen ihre individuellen Bebauungsvor-

stellungen verwirklichen können.  
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Ziel der Planung ist demnach auch die Attraktivitätserhöhung der Grundstücke für Bauin-

teressenten, die damit die Möglichkeit erhalten auch ungewöhnliche, innovative Gestal-

tungsansätze zu realisieren. 

Die örtlichen Bauvorschriften beschränken sich daher auf Festsetzungen zur Dachgestalt 

gem. § 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO und Festsetzungen zur Anzahl der notwendigen Einstell-

plätze gem. § 84 Abs. 1 Nr. 2 NBauO. Sie gelten für den gesamten Geltungsbereich des 

Bebauungsplans Nr. 56 „Zum Fahnenholz“. 

Dachgestalt 

Insbesondere die Dächer prägen das Ortsbild weithin sichtbar. Dachflächen sollen gestal-

terisch an die bauliche Umgebung angepasst werden, um das typische Ortsbild mit ge-

neigtem Dach, klaren und ruhigen Dachformen und eher matten Dacheindeckungen zu 

sichern. Dies gilt für Neubauten ebenso wie für Erweiterungen und die Neueindeckung 

von Dächern. 

Für die Hauptdachflächen der Hauptbaukörper sind daher nur geneigte Dächer mit einer 

Dachneigung von 15 - 48 Grad zugelassen. Eine gestalterische Angleichung von Haupt- 

und Nebengebäuden und eine dem Hauptgebäude angepasste Dachform sind auch für 

Nebengebäude wünschenswert. Da umgebend bereits viele Nebengebäude mit Flachdä-

chern versehen sind, werden hierzu jedoch keine weiteren Einschränkungen getroffen. Es 

wird festgesetzt, dass die Vorschriften zur Dachneigung nicht für Nebenanlagen gem. § 14 

Abs. 1 BauNVO sowie Garagen und überdachte Stellplätze gem. §12 BauNVO gelten.  

Dachgauben oder Dacheinschnitte dürfen insgesamt nicht mehr als 50% der Gesamt-

länge der Dachseite betragen. Dies dient dem Zweck, die in der näheren Umgebung noch 

immer vorherrschenden klaren Dachstrukturen zu bewahren und ausgewogene Gebäu-

deproportionen zu erhalten. 

Anlagen zur Nutzung regenerativer Energien (Photovoltaik, Sonnenkollektoren etc.) sind 

auf den Dachflächen möglich und ausdrücklich erwünscht, um eine klimaschonende Ener-

giegewinnung zu unterstützen. Aufgrund der raumbildenden und gestalterischen Wirkung 

der ortsüblichen Dachneigung sollten sie, wenn möglich, mit der Neigung der Dachflächen 

verlegt werden. Auch ist bei der Anordnung der Module möglichst die Fassaden- und 

Dachgestalt zu berücksichtigen.  

Stellplätze  

Der ländliche Raum ist noch sehr durch den motorisierten Individualverkehr geprägt. Um 

dem hohen Pkw-Anteil gerecht zu werden und möglichst wenig ruhenden Verkehr im Stra-

ßenraum unterzubringen, sind je Wohneinheit mindestens 2 Stellplätze auf dem Grund-

stück vorzusehen. Dies wird auch bei Wohngebäuden mit Mietwohnungen als erforderlich 

angesehen. Die Flächen für Stellplätze sind entsprechend vorzuhalten. Insbesondere die 

Zweitstellplätze müssen dabei aber nicht notwendigerweise voll versiegelt erstellt werden. 

Dies sollte bei Hochbauplanungen berücksichtigt werden.  

Berücksichtigung örtlicher Bauvorschriften  

Es wird ferner darauf hingewiesen, dass die Nichtbeachtung der Örtlichen Bauvorschrift 

den Tatbestand einer Ordnungswidrigkeit erfüllen kann. Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO han-

delt ordnungswidrig, wer der Örtlichen Bauvorschrift zuwiderhandelt. Ordnungswidrigkei-

ten können gem. § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße geahndet werden.  

4.7 Verkehrliche Erschließung  

Das übergeordnete Straßennetz ist in Sittensen grundsätzlich vorhanden. 
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Die äußere Anbindung erfolgt über die Straße „Zum Fahnenholz“ und im weiteren Verlauf 

über die „Alte Dorfstraße“, welche nach etwa 60 m in westlicher Richtung unmittelbar in 

die Scheeßeler Straße / L130 als Ortsdurchfahrt einmündet. 

Die westlich an die Straße „Zum Fahnenholz“ grenzenden Grundstücke sind zumeist di-

rekt angebunden. Die angrenzenden Wohngebiete werden über kurze, gut ausgebaute 

9,00 bis 11,50 m breite Stichstraßen, die in großzügigen Wendeanlage münden, erschlos-

sen. 

Die Fläche für den Gemeinbedarf wird direkt über die Straße „Zum Fahnenholz“ erschlos-

sen. Anlieger- und Besucherverkehre der Kindertagesstätte werden dadurch weitgehend 

aus den angrenzenden Wohngebieten ferngehalten. Bei der Planung der Kindertages-

stätte ist zudem bereits eine großzügige Vorfahrt eingeplant, damit notwendige An- und 

Abfahrten zügig und ohne Wendemanöver erfolgen können. 

Die noch unbebauten Flurstücke 99/19, 99/22, 99/23 sowie die bebauten Grundstücke 

entlang der Alten Dorfstraße befinden sich in Privatbesitz. Die Führung einer öffentlichen 

Erschließung über diese Grundstücke ist nicht möglich.  

Für den nördlichen Teil der Wohngebietsflächen ist daher, anlog zur Erschließungssitua-

tion der bestehenden Wohnsiedlung, eine Sticherschließung mit großzügiger Wendean-

lage vorgesehen, über die alle Grundstücke im Gemeindebesitz angebunden werden kön-

nen.  

Die privaten Flurstücke innerhalb der zukünftigen Wohngebiete können bei Bedarf unmit-

telbar über die Straße „Zum Fahnenholz“ erschlossen werden.  

Die Flurstücke innerhalb des Mischgebietes sind bereits erschlossen. Lediglich für den 

rückwärtigen Teil des Flurstücks 241/99 wird ggf. eine sog. „Pfeifenstielerschließung“ er-

forderlich. Sollte das Grundstück zu einem späteren Zeitpunkt geteilt werden, so muss die 

verkehrliche Erschließung privatrechtlich geregelt und durch eine Baulasteintragung oder 

ein einzutragendes Wegerecht gesichert werden.  

Die innere Erschließung für den südlichen Teil der geplanten Wohngebietsflächen erfolgt 

mittels Ringerschließung, so dass hier alle Wohngrundstücke unmittelbar an die öffentli-

che Verkehrsfläche angebunden werden können. 

Zum Schutz der vorhandene Baumreihe aber auch um Anliegerverkehre entlang der 

Straße „Zum Fahnenholz“ zu minimieren, werden, mit Ausnahme der Fläche für den Ge-

meinbedarf und der nördlichen Wohngebietsflächen auf den Flurstücken 99/22 und 99/23, 

keine Zufahrten zugelassen. In der Planzeichnung sind diese Bereiche ohne Ein- und 

Ausfahrten zeichnerisch festgesetzt.  

Die Gemeinde Sittensen möchte Erschließungsflächen minimieren. Die Verkehrsflächen 

sind daher mit einer Breite von 7,50 m festgesetzt. In der Nähe des Spielplatzes weiten 

sich die kurzen Sticherschließungen auf bis zu 12,50 m auf, um z.B. öffentliche Stellplätze 

aufnehmen zu können. Gleiches ist auch im Bereich der sehr großzügig dimensionierten 

nördlichen Wendeanlage vorgesehen.  

Der Ausbau der Verkehrsflächen soll voraussichtlich in verkehrsberuhigter Form als 

Mischverkehrsfläche erfolgen. Im Straßenraum sollen als gestalterische Maßnahme 

Bäume gepflanzt werden.  

Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Hierfür 

ist eine separate Erschließungsplanung beauftragt, die derzeit vom Büro Dittmer Ingeni-

eure GmbH aus Zeven erarbeitet wird.  

Das Erschließungskonzept wird mit Erschließungsbeginn bei der Gemeinde Sittensen vor-

liegen und kann dann eingesehen werden. In diesem Zusammenhang werden Standorte 

für Baumpflanzungen und Stellplätze im Straßenraum festgelegt. 
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In der Mitte des Plangebietes befinden sich die Fläche für Gemeinbedarf und der angren-

zende Spielplatz. Dieser wird über eine Fuß- und Radwegeverbindung erschlossen, die 

zugleich den nördlichen und den südlichen Teil der Wohngebiete miteinander verbindet. 

Damit ist die fußläufige Durchlässigkeit für die ansonsten separat erschlossenen Wohn-

gebiete gewährleistet. Es ist langfristig nicht auszuschließen, dass eine Erweiterung der 

Wohnbauflächen Richtung Osten erfolgt. Eine verkehrliche Anbindung über das beste-

hende Plangebiet und somit ebenfalls über die Straße Zum Fahnenholz ist nicht geplant, 

um eventuelle Schleichverkehre durch das Wohngebiet und eine weitere Belastung der 

Anlieger zu vermeiden. Gleichwohl soll im Falle einer Erweiterung eine fußläufige Erschlie-

ßung vorgesehen werden können. Diese könnte idealerweise etwa in der Mitte des Bau-

gebietes über den Spielplatz erfolgen. Festgesetzt wird daher, dass hier innerhalb der 

vorgesehenen Randeingrünung eine fußläufige Wegeverbindung mit wassergebundener 

Decke zulässig ist.  

Im Norden des Plangebietes wird als Verbindung zwischen der nördlichen Planstraße mit 

der Alten Dorfstraße eine gemeindeeigene Fläche mit einem Geh- Fahr- und Leitungs-

recht (GFL) versehen, die wie folgt zu belasten ist:  

a. Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit,  

b. Fahrrecht zugunsten der unmittelbar angrenzenden Grundstückseigentümer und 

Nutzer, 

c. Leitungs- und Fahrrecht zugunsten der örtlichen Ver- und Entsorgungsträger.  

Die Flächen sind im Besitz der Gemeinde Sittensen und dienen bereits heute der Erschlie-

ßung rückwärtiger Grundstückbereiche und der hinterliegenden landwirtschaftlichen Nutz-

flächen, die im Zuge dieses Bauleitplanverfahrens in Wohngebietsflächen umgewandelt 

werden.  

Sichere und bequem nutzbare Wegeverbindungen abseits des Autoverkehrs haben eine 

besondere städtebauliche Qualität. Derzeit soll daher zumindest die Option für die Schaf-

fung einer sicheren fußläufigen Verbindung, insbesondere für die KiTa und generell für 

den Ausbau eines fußläufigen Wegenetztes innerhalb der Gemeinde vorgehalten werden. 

Dies dient der besseren Erreichbarkeit des Ortskerns oder des Mühlenteichgeländes und 

sorgt so für eine bessere fußläufige Durchlässigkeit und das Schaffen „kurzer Wege“ im 

Gemeindegebiet. 

Durch eine solche Wegeverbindung ergeben sich Einschränkung für die unmittelbaren 

Anwohner, die ggf. in ihrem Ruhebedürfnis und hinsichtlich der Einsehbarkeit ihrer priva-

ten Freiräume beeinträchtigt werden.  

Geräusche von Fuß- oder Radwegen sind in der Regel nicht als nicht als schädliche Um-

welteinwirkungen zu werten. Vorliegend gibt es in Bezug auf die Frequenz auch keinen 

erheblichen Unterschied zwischen reinem Fußweg oder Fuß- und Radweg, da es sich 

lediglich um die Anbindung und Erschließung eines Baugebietes im Sinne einer sicheren 

Wegeverbindung handelt. Eine „überregionale“ Nutzung ist nicht anzunehmen. 

Die Abstände zum festgesetzten Wegerecht betragen an der engsten Stelle ca. 3,20 m, 

ansonsten ca. 5,00 m bzw. ca. 11,70 m. Durch die Größe der Bestandsgrundstücke und 

den großen Abstand der Wohngebäude zum Wegerecht ist nicht davon auszugehen, dass 

ruhige Terrassenlagen oder Außenbereiche durch eine Wegnutzung erheblich beeinträch-

tigt werden.  

Auf den Flächen gibt es zudem bereits eingetragene Wegerechte zu Gunsten der Anlie-

ger, die im Zuge der Planung berücksichtigt werden.  
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Wegerechte begründen aber keinen alleinigen Nutzungsanspruch. Ggf. müssen sich die 

Anlieger mit Fußgängern und weiteren Anliegern arrangieren. Bestehende Nutzungs-

rechte werden durch die vorliegende Planung nicht beeinträchtigt oder aufgehoben. Vor-

gesehen ist die Festsetzung eines sog. Geh-Fahr- und Leitungsrechtes. Neben einem 

Gehrecht für die Allgemeinheit soll für die Anlieger eine Erschließung oder Anfahrbarkeit 

rückwärtiger Grundstückbereiche ermöglicht werden. Ergänzend können die Bereiche als 

Leitungstrassen für die Ver- und Entsorgung des Gebietes genutzt werden.  

Das privatrechtliche Nutzungsrecht ist im Einzelfall ggf. ergänzend über Baulasten, Ver-

träge oder sonstige dingliche Rechte zu sichern. 

Die Erschließung von Einzelgrundstücken über das Wegerecht wird vorliegend als un-

problematisch angesehen. Dies gilt insbesondere, wenn die Durchfahrbarkeit einge-

schränkt wird, d.h. von Norden können nur die Anlieger der Dorfstraße ein Wegerecht 

nutzen und von Süden die Anlieger aus dem Wohngebiet. Damit ist eine erhebliche Be-

einträchtigung des Bestands ausgeschlossen.  

Mit der Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes soll eine Überbauung der 

Wegeparzelle dauerhaft ausgeschlossen werden. 

4.8 Baugrund 

Eine Baugrunderkundung wurde beauftragt und durch die Ingenieurgesellschaft Dr.-Ing. 

Michael Beuße mbH durchgeführt. Sie liegt mit Stand vom 12.04.2021 vor.  

Gemäß Gutachten befindet sich das Plangebiet im Übergangsbereich von drenthezeitli-

chen Sanden (s. im niedersächsischen Flachland häufig vorkommende Schmelzwasser-

sande) und Schluffablagerungen (weichere organische Ablagerungen zwischen den grö-

beren Sanden und feineren Tonen). Im Erkundungsbereich liegt locker gelagerter Oberbo-

den als Sand mit zumeist schluffigen, schwach humosen bis humosen Anteilen vor. 

Im Anschluss wurden meist Geschiebeböden (Sand mit schluffigen und schwach kiesigen 

oder tonigen Beimengungen) als mitteldichter Geschiebedecksand, bzw. weicher bis stei-

fer Geschiebelehm festgestellt.  

Darüber wurden Schichten mitteldichter Fein- und Mittelsande erkundet.  

Bei den Probebohrungen wurde ermittelt, dass auf Höhenlagen von 2,30 - 4,30 m unter-

halb der bestehenden Geländeoberkante bei jeder Aufnahme ein Wasserstand angetrof-

fen werden konnte. Dieser Wasserstand variiert jahreszeitlich und witterungsabhängig. 

Auf zukünftigen Baustellen sind ggf. entsprechend Wasserhaltesysteme vorzusehen. 

Im nördlichen geplanten Einmündungsbereich zum Plangebiet wurden Asphaltreste des 

Straßenkörpers im Boden festgestellt, die jedoch keine chemischen Auffälligkeiten hin-

sichtlich eine möglichen PAK-1 und Asbestbelastung aufweisen.  

Grundsätzlich gilt, dass (Boden-) Material, welches im Zuge von Baumaßnahmen ausge-

koffert wird und nicht wiedereingebaut werden kann, einer geeigneten Verwertung/Entsor-

gung zuzuführen ist. Bei den untersuchten Bodenproben aus den Bodenschichten wurden 

keine chemischen Auffälligkeiten festgestellt, weshalb sie in der Einbauklasse Z0 gem. 

LAGA TZ Boden einzustufen sind. 

Die Vorsorgewerte für den Oberboden der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-

nung (BBodSchV) werden an allen Standorten der Probebohrungen eingehalten.  

 

1 Polyzyklische Aromatische Kohlenwasserstoffe 
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Im Gutachten wird darauf hingewiesen, dass bei Verwendung des (Boden-) Materials zur 

Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht, darauf zu achten ist, zusätzliche (nut-

zungsbedingte) Schadstoffeinträge in das Material zu vermeiden.  

Die durch die Planung angestrebten Baumaßnahmen sind voraussichtlich der Geotechni-

schen Kategorie GK2 zuzuordnen, d.h. das geotechnische Risiko wird als normal einge-

stuft. Es liegen jedoch Grenzzustände vor, die ggf. rechnerisch nachzuweisen sind. Es 

wird daher empfohlen, für konkrete Bauvorhaben detaillierte Baugrundgutachten einzuho-

len.  

Im Bereich der Geschiebeböden muss mit dem Vorhandensein von Steinen >63mm und 

Findlingen >300mm gerechnet werden. 

Die bindigen, gemischtkörnigen und gleichkörnigen Böden neigen unter Wassereinwir-

kung und oder dynamischer Belastung zu aufweichen und ausfließen. Die Böden können 

beim Lösevorgang ausfließen.  

Alle weiteren Details, z. B. detaillierte Bodenaufbauten, die Einteilung nach Bodengrup-

pen, die Frostempfindlichkeit der Böden, die näheren Bodenkennwerte usw. sind dem 

Gutachten zu entnehmen Dieses kann bei der Gemeinde Sittensen abgerufen werden. 

Das Gutachten ist nur in seiner Gesamtheit verbindlich. Es basiert auf stichprobenartigen 

Erkundungen und ersetzt keine gebäudebezogene Einzeluntersuchung. Diese ist von den 

jeweiligen Bauherren durchzuführen.  

4.9 Ver- und Entsorgung 

Die notwendigen Ver- und Entsorgungsstrukturen sind in den angrenzenden Straßenräu-

men vorhanden. Es ist davon auszugehen, dass die vorhandenen Netze ausgebaut und 

erweitert werden können.  

Versorgung mit Trinkwasser, Gas, Elektrizität und Telekommunikation  

In dem Bereich befinden sich bereits Versorgungsanlagen für Gas, elektrische Energie 

und Telekommunikation, an die das Plangebiet angeschlossen werden kann.  

Im Zuge der Erschließungsplanung sind entsprechende Leitungstrassen einzuplanen und 

rechtzeitig vor Beginn der Ausbauplanung mit dem Versorgungsunternehmen abzustim-

men. Zur Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der Leitungsträger 

untereinander ist es notwendig, den Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen 

den Leitungsträgern rechtzeitig (mindestens 3 Monate) vor Baubeginn anzuzeigen. 

Um das Ortsbild nicht negativ zu beeinträchtigen ist die unterirdische Verlegung aller Ver-

sorgungsleitungen vorgesehen. Die neu erforderlichen Leitungstrassen sind dabei im Ver-

lauf der Verkehrsflächen vorgesehen. Dadurch soll gewährleistet werden, dass die not-

wendigen Versorgungsleitungen nicht überbaut werden und dass der Leitungsverlauf 

nicht mit Bäumen oder Sträuchern überpflanzt wird.  

Versorgung mit Trinkwasser 

Nach Auskunft des Wasserverbands Bremervörde kann das geplante Neubaugebiet ohne 

größeren technischen Aufwand an das öffentliche Wasserversorgungsnetz angeschlos-

sen werden.  

Es ist ein ausreichend großer Seitenraum für alle Versorgungsleitungen einzuplanen und 

es dürfen keine Bäume auf der Rohrleitungstrasse gepflanzt werden.  
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Abwasserbeseitigung 

Für den Anschluss des Plangebietes an die Kläranlage Sittensen soll das örtliche Kanal-

netz der Samtgemeinde Sittensen entsprechend erweitert werden.  

Es wird davon ausgegangen, dass die Kapazitäten der vorhandenen Leitungen hierfür 

ausreichend bemessen sind.  

Oberflächenentwässerung 

Im Plangebiet ist aufgrund der Geschiebelehmvorkommen eine Versickerung nur einge-

schränkt möglich.  

Zur Pufferung des anfallenden Niederschlagswassers ist daher auf den gemeindeeigenen 

Grundstücken im etwas tiefergelegenen nördlichen Teil des Plangebietes eine großzügige 

Fläche für ein Regenrückhaltebecken vorgesehen. Da eine Ableitung des Oberflächen-

wassers nicht über die angrenzenden Privatgrundstücke erfolgen kann, wird das Regen-

rückhaltebecken an die nördliche Stichstraße des Geltungsbereiches und von dort an den 

Regenwasserkanal der Straße „Zum Fahnenholz“ angebunden. 

Die Oberflächenentwässerung wird vom beauftragten Büro Dittmer Ingenieure GmbH 

fach- und sachgerecht entsprechend den geltenden Regelwerken geplant. Die Entwässe-

rung wird im Übrigen auch Gegenstand eines wasserrechtlichen Genehmigungsverfah-

rens sein. Näheres wird im Zuge der weiteren Ausbauplanung bestimmt.  

Zur Verzögerung des Niederschlagswasserabflusses können auf den Privatgrundstücken 

weitere geeignete Maßnahmen ergriffen werden. So kann das auf den Dachflächen und 

den versiegelten Freiflächen anfallende unbelastete Niederschlagswasser gesammelt und 

zur Grünflächenbewässerung verwendet oder dem Brauchwasserkreislauf zugeführt und 

genutzt werden. Grundsätzlich ist sicherzustellen, dass kein Niederschlagswasser unkon-

trolliert von privaten Baugrundstücken auf Nachbargrundstücke oder öffentliche Verkehrs-

flächen abfließt und dort zu Schäden führt. Hierzu erfolgt ein entsprechender Hinweis auf 

der Planzeichnung.  

Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung wird durch Hydranten gesichert, deren Standorte im Zuge 

der konkreten Erschließungsplanung in Abstimmung mit der Freiwilligen Feuerwehr (Ge-

meindebrandmeister) bestimmt werden. Die erforderlichen Feuerlöscheinrichtungen wer-

den rechtzeitig vor Baubeginn mit dem Wasserverband Bremervörde abgestimmt. Die Lei-

tungsgröße wird vom WV Bremervörde entsprechend der Richtlinien bestimmt. Nähere 

Hinweise zur Löschwasserentnahme werden vor der konkreten Ausbauplanung erfragt 

und beim Ausbau der Straßen beachtet.  

Müllentsorgung 

Allgemeiner Hausmüll wird ortsüblich über die Müllabfuhr entsorgt. Träger der Abfallent-

sorgung ist der Landkreis Rotenburg (Wümme). Im Bereich der geplante Ringerschlie-

ßung ist die sichere Befahrbarkeit gewährleistet. Die Wendeanlage im Norden des Plan-

gebietes ist so bemessen, dass sie von Müllfahrzeugen sicher befahren werden kann. Die 

erforderlichen Kurvenradien werden im Zuge des Erschließungskonzeptes berücksichtigt.  

Jeweils zwei Grundstücke nördlich und südlich der Spielplatzes sind über kurze Stichwege 

erschlossen. Diese Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre Abfallbehälter und Wert-

stoffe zu den Abholterminen an den in der Planzeichnung mit einem A ausgewiesenen 

Abholstellen bereitzustellen. Die Verkehrsflächen sind hier entsprechend aufgeweitet, so 

dass die Abholung weitgehend störungsfrei für den Verkehr erfolgen kann. 
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4.10 Landwirtschaft 

Durch die Planung wird eine ca. 3,9 ha große Ackerfläche dauerhaft einer landwirtschaft-

lichen Nutzung entzogen. Gemäß dem Kartenserver des Niedersächsischen Bodeninfor-

mationssysten (NIBIS) ist, anders als es die Lage am Rande eines Vorbehaltsgebietes für 

die Landwirtschaft aufgrund des hohen Ertragspotenzials vermuten lässt, die Bodenfrucht-

barkeit nur als gering bis mittel eingestuft. 

Landwirtschaftliche Nutzflächen außerhalb des Plangebietes werden durch die Planung 

in ihrer Wirtschaftsführung nicht beeinträchtigt. Durch die Bewirtschaftung landwirtschaft-

licher Flächen in der näheren Umgebung des Plangebietes kann es zu Beeinträchtigun-

gen der Wohnbevölkerung durch Lärm und Geruch kommen. Diese sind typisch für den 

ländlichen Raum und seitens der zukünftigen Wohnbevölkerung zu tolerieren. Zur Minde-

rung visueller Beeinträchtigungen erfolgt eine zweiseitige Randeingrünung des Geltungs-

bereiches. 

Eine weitere Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen wird im Zuge externer 

Kompensationsmaßnahmen erforderlich. Der Verbrauch landwirtschaftlich genutzter Flä-

chen wird auf das unbedingt erforderliche Maß begrenzt. Es werden Flächen ausgewählt, 

die nicht oder nur eingeschränkt landwirtschaftlich nutzbar sind (Lagerfläche und allseits 

von Verkehrswegen umschlossenen Grünlandfläche). 

4.11 Belange des Umweltschutzes 

Das Plangebiet grenzt unmittelbar an den bestehenden Siedlungsbereich und wird derzeit 

intensiv landwirtschaftlich als Acker bzw. kleinteilig auch als Weidefläche für Pferde ge-

nutzt.  

Hinsichtlich der Naturhaushaltsfaktoren Wasser, Luft und Klima liegt aufgrund der vorhan-

denen umgebenden Bebauung und der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung bereits 

eine Vorbeeinträchtigung vor.  

Die Empfindlichkeit gegenüber der Planung ist wie folgt einzuschätzen:  

Boden 

Der Bereich des Mischgebietes im Norden des Plangebietes ist als Bestand zu werten. 

Auf den sonstigen Flächen werden mit der Umsetzung des Bebauungsplans bisher unbe-

baute Flächen im Außenbereich umgenutzt. Die Gemeinde versucht dies nur im notwen-

digen Maße und mit möglichst sparsamer Versiegelung umzusetzen. Nach derzeitiger 

Einschätzung stellen die Versiegelung der Acker- und Grünflächen im Zuge der Errichtung 

von Gebäuden und der Erschließung sowie die damit verbundene Beeinträchtigung des 

Bodenhaushalts den zentralen Eingriff dar.  

Wasser 

Oberflächengewässer sind innerhalb des Plangebietes nicht vorhanden.  

Durch die mit dem Vorhaben verbundene Flächenversiegelung kann das Oberflächen-

wasser vor Ort zukünftig lediglich eingeschränkt versickert werden.  

Ansonsten sind aus den Folgenutzungen durch das Wohngebiet keine wesentlichen Be-

einträchtigungen zu erwarten. Mögliche Schadstoffeinträge aus landwirtschaftlichen Nut-

zungen entfallen zukünftig.  

Klima 

Das Plangebiet gehört dem Klimabezirk „Niedersächsisches Flachland“ an und ist atlan-

tisch geprägt.  
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Kennzeichnend für dieses maritime meeresnahe Küstenklima sind kühle Sommer und 

milde Winter sowie ein früher beginnender und lang andauernder Frühling und Herbst.  

Die jährliche Niederschlagsmenge schwankt zwischen 600 bis 700 mm pro Jahr. Die 

durchschnittliche Lufttemperatur liegt bei ca. 10° Celsius. Der Wind weht im Sommer über-

wiegend aus SW, während im Winter NO-Winde vorherrschen. 

Mit der Entwicklung eines weiteren Baugebietes werden bislang landwirtschaftlich ge-

nutzte Flächen versiegelt, die keine besondere Bedeutung für das Klima aufweisen. Der 

angrenzende Baumbestand wird weitgehend erhalten. Dadurch sind lediglich geringfügige 

Änderungen des Mikroklimas zu erwarten. Unter Berücksichtigung der mit der Realisie-

rung des Baugebietes einhergehenden ergänzenden Pflanzmaßnahmen ist von keinen 

erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Klima auszugehen.  

Die Einhaltung energetischer Mindestanforderungen sowie die Nutzung regenerativer 

Energien sind im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. 

Altlasten und Kampfmittel  

Es liegen derzeit keine Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten in-

nerhalb des Plangebietes vor. Sollten bei der Realisierung des Vorhabens unnatürliche 

Bodengerüche, Bodenverfärbungen oder die Ablagerung von Abfällen festgestellt werden, 

so sind diese dem Landkreis Rotenburg (Wümme), Amt für Wasserwirtschaft und Stra-

ßenbau, Amtshof, 27356 Rotenburg (Wümme), unverzüglich anzuzeigen und die weiteren 

Arbeiten bis auf weiteres einzustellen. Hierzu erfolgt ein entsprechender Hinweis auf der 

Planzeichnung.  

Gleiches gilt für Kampfmittel. Auch hier sind bislang keine Vorkommen im Plangebiet oder 

dessen näherer Umgebung bekannt. Zur Gefahrenforschung wurde für das Bebauungs-

plangebiet inzwischen eine Kampfmittelabfrage mit Luftbildauswertung beauftragt. Mit den 

Erschließungsarbeiten darf erst nach Vorlage der Ergebnisse begonnen werden. 

Ergänzend erfolgt ein allgemeiner Hinweis auf der Planzeichnung, dass sofern sich wäh-

rend Bauarbeiten der Verdacht auf Bombenblindgänger oder andere Kampfmittel im Bo-

den ergibt, unverzüglich der Kampfmittelbeseitigungsdienst beim Landesamt für Geoin-

formation und Landesvermessung Niedersachsen, Regionaldirektion Hameln-Hannover, 

zu informieren ist. 

Naturschutz und Landschaftspflege  

Im Plangebiet überwiegen Ackerflächen. Etwa 5.000 m² unmittelbar südlich der Mischge-

bietsfläche werden als Pferdeweide genutzt.  

Die westlich des Plangebietes entlang der Straße „Zum Fahnenholz“ vorhandene Baum-

reihe bleibt weitgehend erhalten. Bäume, die im Zuge der erforderlichen Erschließungen 

gefällt werden müssen, werden an geeigneter Stelle im Straßenraum ersetzt.  

Die derzeitige Funktion der Baumreihe als Abgrenzung zur freien Landschaft wird durch 

eine wirksame Randeingrünung ersetzt.  

Im Zuge der Realisierung des Baugebietes werden umfangreiche Flächen für Bebauung 

und Verkehr neu versiegelt. Es befinden sich keine Naturdenkmäler, geschützte Objekte 

oder geschützte Gebiete im Sinne des Naturschutzrechts im Plangebiet oder sind durch 

die Planung indirekt betroffen. Im Plangebiet selbst wird das Potenzial als Lebensraum für 

Brutvögel aufgrund der intensiven ackerwirtschaftlichen Nutzung mit regelmäßigem Flä-

chenumbruch und der bereits unmittelbar angrenzenden baulichen Strukturen als nicht 

besonders wertvoll eingeschätzt.  
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Erhebliche Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen sind nicht anzunehmen, da keine Bio-

toptypen mit besonderer Bedeutung überplant werden.  

Lebensraum, der bei derzeit intensiver landwirtschaftlicher Bewirtschaftung, überwiegend 

als Ackerland, nur eingeschränkt bedeutsam ist, geht verloren. Zugleich wird durch die 

Gärten und Grünfläche neuer Lebensraum geschaffen. 

Arten und Lebensgemeinschaften 

Gegenstand der artenschutzrechtlichen Prüfung sind die Verbotstatbestände des § 44 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). Bei Eingriffsvorhaben im Rahmen der Bauleitpla-

nung bezieht sich die Prüfung auf das Artenspektrum der Anhang-IV-Arten der FFH-Richt-

linie sowie auf die europäischen Vogelarten. Artenschutzrechtliche Verbote greifen erst 

im Zuge der konkreten Realisierung von Vorhaben. Gleichwohl ist im Vorfeld zu prüfen, 

ob der Umsetzung der Planung ggf. unüberwindliche Hindernisse bezüglich des Arten-

schutzes entgegenstehen. 

Aufgrund der derzeit intensiven landwirtschaftlichen Nutzung und der umgebenden Be-

standsbebauung wird derzeit kein besonderer Untersuchungsbedarf im Hinblick auf ge-

schützte Arten im Plangebiet gesehen.  

Die Gehölzbestände im Umfeld des Plangebietes bleiben weitgehend erhalten. Sie befin-

den sich bereits jetzt in Siedlungsnähe und dürften hinsichtlich ihrer Eignung als potenzi-

eller Lebensraum sowie als Fortpflanzungs- oder Ruhestätten keine erhebliche Einschrän-

kung erfahren.  

Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung mit ihrem regelmäßigen Flächen-

umbruch und der unmittelbaren Anbindung an das bestehende Ortsgefüge sind bereits 

deutliche Störungspotenziale vorhanden. Die landwirtschaftliche Fläche ist hinsichtlich ih-

rer Eignung als Lebensraum somit deutlich eingeschränkt.  

Ein Vorkommen streng geschützter Tier- und Pflanzenarten ist auf den durch die Planung 

betroffenen Ackerflächen bislang nicht bekannt und auch nicht wahrscheinlich. Aufgrund 

von Größe und Habitatausstattung des Plangebietes sind keine bedeutenden Habi-

tatstrukturen für die Gruppe der Brutvögel auszumachen. 

Darüber hinaus sind in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet ausreichende und meist deut-

lich besser geeignete Lebensräume vorhanden, auf die ausgewichen werden kann. Durch 

den Verlust der Ackerfläche wird kein besonderer Untersuchungsbedarf im Hinblick auf 

geschützte Arten im Plangebiet ausgelöst.  

Die ökologische Funktion ist im nahen Umfeld weiterhin gewahrt, so dass ein Verstoß 

gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 4 derzeit ausgeschlossen 

werden kann. Es wird an dieser Stelle jedoch darauf hingewiesen, dass artenschutzrecht-

liche Bestimmungen auch unabhängig vom Bebauungsplan zu berücksichtigen sind. Der 

§ 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bezieht sich auf die allgemeinen Verbote des 

Artenschutzes und somit auf alle wildlebenden Tiere und Pflanzen sowie ihre Lebensstät-

ten.  

Da insbesondere im Zuge der Erschließungsarbeiten Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 

1 Nr. 1 BNatschG (s. Tötungs- und Verletzungsverbot) nicht gänzlich ausgeschlossen 

werden können, wird eine sog. Bauzeitenregelung für die Erschließung des Baugebietes 

als Verminderungsmaßnahme vorgesehen.  

Die Herstellung der Erschließungsstraßen und Bauflächen hat im Zeitraum zwischen dem 

1. September und Ende Februar zu erfolgen.  
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Alternativ können Bauarbeiten innerhalb des Zeitraumes Anfang März bis Ende Septem-

ber begonnen werden, wenn zuvor bei einer Begehung durch eine fachkundige Person 

festgestellt wird, dass im Umkreis von 100 m zu den Bauflächen keine Brutgeschäfte von 

Vögeln stattfinden oder begonnen werden. 

Es erfolgt mit der Planung kein Eingriff im Sinne des Artenschutzes. Durch die benannten 

Vermeidungsmaßnahmen kann ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des Arten-

schutzes (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) ausgeschlossen werden.  

Eine Potenzialabschätzung der vorkommenden Tierarten und Habitate auf Basis der Bio-

toptypenkartierung wird als ausreichend angesehen.  

Orts- und Landschaftsbild 

Die Umgebung des Baugebietes ist als Siedlungsrand bereits vorbeeinträchtigt. Mit der 

Realisierung eines Neubaugebietes in Ortsrandlage kommt es zu weiteren Beeinträchti-

gungen des Landschaftsbildes, die durch die Ergänzung einer wirksamen Randeingrü-

nung zur freien Landschaft im Osten und Süden des Plangebietes kompensiert werden 

können. Die Randeingrünung bindet als prägnantes Sichtelement das Plangebiet in den 

Landschaftsraum ein und grenzt den Siedlungsbereich von der offenen Landschaft ab. 

Das vorliegende Bebauungskonzept berücksichtigt insbesondere hinsichtlich der Grund-

stücksausnutzung und der Höhenentwicklung der Gebäude die bauliche Vorprägung der 

Umgebung. 

Ergänzende gestalterische Vorgaben im Bebauungsplan verhindern unerwünschte Aus-

wirkungen auf das Ortsbild, so dass sich das Neubaugebiet gut in die umgebende Sied-

lungsstruktur einfügen wird. 

In der Gesamtbetrachtung ist davon auszugehen, dass keine erheblichen negativen Aus-

wirkungen auf das Ortsbild einwirken werden, sondern dass die vorhandene Siedlungs-

struktur angemessen und zeitgemäß weiterentwickelt wird.  

Kultur- und Sachgüter 

Im Gebiet des Bebauungsplans werden archäologische Funde in Form von Bodendenk-

malen gemäß § 3 Abs. 4 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) ver-

mutet. 

Nach § 13 des NDSchG bedarf die Durchführung von Erdarbeiten einer Genehmigung der 

unteren Denkmalschutzbehörde, die bei baugenehmigungspflichtigen Maßnahmen zu-

sammen mit der Baugenehmigung zu erteilen ist und bei genehmigungsfreien Vorhaben 

im Vorfeld separat beantragt werden muss. Mit Auflagen zur Sicherung oder vorherigen 

Ausgrabung muss gerechnet werden.  

Es wird an dieser Stelle explizit darauf hingewiesen, dass alle ur- oder frühgeschichtlichen 

Bodenfunde (das können u. a. sein: Tonscherben, Holzkohlesammlungen, Schlacken so-

wie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 

Funde) und Fundstellen, die im Zuge von geplanten Bau- oder Erdarbeiten gemacht wer-

den gemäß § 14 (1) NDSchG meldepflichtig sind. 

Bauarbeiten sind einzustellen und die Fundstellen sind unverzüglich der Unteren Denk-

malschutzbehörde des Landkreises Rotenburg (Wümme) zur Kenntnis zu bringen. Sie 

sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entschei-

dung über das weitere Vorgehen zu schützen. 

Ein entsprechender Hinweis dazu erfolgt auf der Planzeichnung. 

Weitere Baudenkmäler oder sonstige Kultur- und Sachgüter sind im Plangebiet nicht be-

kannt.  
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Immissionsschutz 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die Belange des Immissionsschutzes als Be-

standteil der Belange des Umweltschutzes gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu berücksichti-

gen. Vorliegend sind im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu erwartende Beeinträchti-

gungen zu ermitteln und es ist zu klären, inwieweit ggf. Schutzmaßnahmen zu treffen sind. 

Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass die Planung mit umliegenden ggf. schützenswer-

ten Nutzungen verträglich ist.  

Zunächst wurde der TÜV NORD Umweltschutz von der Gemeinde Sittensen mit einer 

Verkehrslärmuntersuchung für den planinduzierten Zusatzverkehr beauftragt. 

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass der Verkehrslärm sich auch zukünftig in einem zumut-

baren Rahmen bewegen wird. Dies gilt umso mehr, da vorsorglich sowohl bei der Ermitt-

lung der Wohneinheiten als auch des Verkehrsaufkommens von einer Maximalauslastung 

ausgegangen wurde, die wahrscheinlich deutlich unterschritten wird.  

Im Zuge der öffentlichen Auslegung hat der Landkreis Rotenburg (Wümme) in seiner im-

missionsrechtlichen Stellungnahme vom 20.09.2021 darauf hingewiesen, dass die vorlie-

gende Verkehrslärmuntersuchung vom TÜV Nord vom 15.06.2021 die Nutzungen der Ein-

stellplätze des zukünftigen Kindergartens nicht hinreichend berücksichtigt. Das Gutachten 

sei daher um Angaben zu den Betriebszeiten, Anzahl und Lage der Einstellplätze zu er-

gänzen.  

Die Gemeinde Sittensen hat daraufhin für die Aufstellung des Bebauungsplanes eine er-

gänzende schalltechnische Untersuchung durch die T&H Ingenieure GmbH beauftragt, die 

mit Stand vom 15.12.2021 vorliegt.  

Im Gutachten werden sowohl die von außen auf das Plangebiet einwirkenden, als auch die 

Geräuschimmissionen, die von den geplanten Nutzungen innerhalb des Plangebietes auf 

die Umgebung einwirken, umfänglich betrachtet.  

Um im Hinblick auf den Schutz der Anlieger belastbare Daten zu erhalten, wurde vor Be-

auftragung des Gutachtens seitens der Gemeinde ergänzend an 4 Standorten (Scheeßeler 

Straße/(L130), Alte Dorfstraße westlicher Teilbereich, Alte Dorfstraße östlicher Teilbereich 

und Zum Fahnenholz) eine Verkehrszählung durchgeführt, die dem Gutachten zugrunde 

gelegt wurde.  

Das komplette schalltechnische Gutachten ist über die Gemeinde Sittensen einzusehen. 

Die Ergebnisse des Gutachtens werden wie an dieser Stelle wie folgt zusammengefasst:  

Auf das Plangebiet einwirkende Verkehrsimmissionen:  

Maßgeblich für die Beurteilung sind die folgenden Orientierungswerte der DIN 18005/7/ 

sowie die Grenzwerte der 16. BImSchV/10/. 

 Orientierungswerte der 

DIN 18005/7/ 

Grenzwerte der  

16. BImSchV/10/ 

MI tags 60 db(A) 64 db(A) 

WA tags 55 db(A) 59 db(A) 

MI nachts 50 db(A) 54 db(A) 

WA nachts 45 db(A) 49 db(A) 

 

Die Orientierungswerte sind keine Grenzwerte. Ihre Einhaltung ist wünschenswert, kann 

aber in bestehenden Gemengelagen nicht immer erreicht werden. Sie haben vorrangig 

Bedeutung bei der Planung von Neubaugebieten.  



BEGRÜNDUNG                   Gemeinde Sittensen, Bebauungsplan Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ 

30 

Auch die Grenzwerte der 16. BImSchV sind nicht zwingend vorgeschrieben bzw. können 

im Bestand ebenfalls häufig nicht eingehalten werden. Sie sind aber als wesentliche Ab-

wägungsgrundlage heranzuziehen.  

Exemplarisch wurden Beurteilungspegel in Höhe von 2 m, 5 m und 8 m ermittelt. Sie un-

terscheiden sich nur unwesentlich, so dass im Folgenden die mittlere Höhe von 5 m be-

schrieben wird.  

Insbesondere entlang der Alten Dorfstraße im Norden des Geltungsbereiches können nach 

dem aktualisierten Gutachten der T&H Ingenieure GmbH die maßgeblichen Orientierungs-

werte der DIN 18005/7/ für Mischgebiete tags um bis zu 3 dB und nachts um bis zu 5 dB 

überschritten werden. Auch die Grenzwerte der 16. BImSchV/10/ für Mischgebiete können 

nachts um bis zu 1 dB überschritten werden.  

Eingehalten werden die Orientierungswerte der DIN 18005 für Mischgebiete tags in einer 

Entfernung von ca. 13 m und nachts in einer Entfernung von ca. 29 m zur Verkehrsfläche 

der Alten Dorfstraße. 

Die Orientierungswerte für Wohngebiete der DIN 18005 werden in einer Entfernung von 

ca. 30 m (im Osten) bis ca. 40 m (im Westen) zur Verkehrsfläche der Alten Dorfstraße und 

im nördlichen Abschnitt des Plangebietes in 5 bis 10 m Entfernung zur Straße Zum Fah-

nenholz eingehalten. 

Damit werden für nahezu alle neu auszuweisenden Wohngebietsflächen sowie die Ge-

meinbedarfsfläche die Immissionsrichtwerte der DIN 18005/7/ für allgemeine Wohngebiete 

eingehalten, so dass auch die Anforderungen an Außenbereiche für spielende Kinder in 

Bezug auf die Gemeinbedarfsfläche erfüllt sind.  

Für die Beurteilung der Planung sind die Auswirkungen des Bring- und Holverkehrs der 

durch den Betrieb der KiTa sowie der Mehrverkehr, der durch das geplante Wohngebiet 

entsteht in Bezug auf die umliegende Wohnbebauung maßgeblich.  

Eine Änderung gegenüber dem Bestand ist vorliegend wesentlich, wenn der Verkehrslärm 

um mind. 3 dB(A) erhöht wird oder mind. 70 dB(A) am Tage oder mind. 60 dB(A) in der 

Nacht erreicht.  

Anhand der gutachterlichen Berechnungen kann festgehalten werden, dass sowohl ent-

lang der Scheeßeler Straße als auch entlang der Alten Dorfstraße Überschreitungen der 

Grenzwerte der 16. BImSchV/10/ bereits im sog. Prognose-Nullfall, das heißt bereits der-

zeit im Bestand, vorliegen.  

Zu einer relevanten Erhöhung der Lärmbelastungen um mehr als 3 dB durch den Betrieb 

des Kindergartens und den Mehrverkehr des entstehenden Wohngebietes kann es nach 

gutachterlicher Feststellung lediglich entlang der Straße Zum Fahnenholz kommen. Da der 

Grenzwert der 16. BImSchV/10/ für allgemeine Wohngebiete jedoch dabei deutlich unter-

schritten wird, sind bezüglich zukünftiger Auswirkungen aus dem Plangebiet keine geson-

derten Maßnahmen erforderlich.  

Um die Belange des Schallschutzes im Rahmen der städtebaulichen Planung und Abwä-

gung angemessen zu berücksichtigen und dauerhaft gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-

nisse zu gewährleisten, werden vorsorglich im Bebauungsplan für die lärmvorbeeinträch-

tigten, bereits bebauten Bereiche im Norden des Plangebietes immissionsschutzrechtliche 

Festsetzungen getroffen. 

Im Bebauungsplan ergeben sich Lärmpegelbereiche von I bis IV. Diese werden nachricht-

lich in die Planzeichnung des Bebauungsplanes übernommen. 

Aktive Schallschutzmaßnahmen (Lärmschutzwände o.ä.) kommen entlang der alten Dorf-

straße aus städtebaulichen und gestalterischen Gründen nicht in Betracht.  
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Durch textliche Festsetzungen werden passive Schallschutzmaßnahmen vorgegeben.  

In den in der Planzeichnung gekennzeichneten Lärmpegelbereichen (LPB) müssen bei der 

Errichtung von neuen Gebäuden die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume, die dem 

ständigen Aufenthalt von Menschen dienen, je nach Lärmpegelbereich mit einem resultie-

renden bewerteten Schalldämm-Maß R’w,res entsprechend der Tabelle 8 der DIN 4109 

„Schallschutz im Hochbau“ ausgeführt werden.  

Für die LPB I bis IV gelten nachstehende Schalldämm-Maße 

Lärmpegel-
bereich 

„Maßgeblicher 
Außenlärmpegel“ 

[dB(A)] 

Erforderliches resultierendes Schalldämm-Maß R’w,res 
[dB(A)] des Außenbauteils 

   Aufenthalts- und Wohn-räume und 
ähnliches 

Büroräume und ähnliches 

I bis 55 30 - 

II 61 bis 65 30 30 

III 61 bis 65 35 30 

IV 66 bis 70 40 35 

Tab. 1: Schalldämm-Maße gemäß DIN 4109 

Für Gebäude, die neu errichtet oder wesentlich geändert werden, gelten folgende Schall-

schutzanforderungen:  

1. Die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume, die dem ständigen Aufenthalt von 
Menschen dienen, müssen je nach Lärmpegelbereich die Anforderungen an die 
Luftschalldämmung gemäß Abschnitt 7 der DIN 4109 Teil 1, Ausgabe Januar 2018 
für Wohnräume bzw. Büroräume einhalten. Im gesamten Plangebiet ist mindestens 
ist ein Bau-Schalldämm-Maß von 30dB einzuhalten.  

 

2. In einem Abstand von 30 m zur Alten Dorfstraße (Lärmpegelbereiche III und IV) sind 
erhöhte Schallschutzanforderungen zu berücksichtigen. Schlafräume und 
Kinderzimmer sind hier auf der straßenabgewandten Gebäudeseite anzuordnen. 
Andernfalls ist der Einbau schallgedämmter Lüftungsöffnungen oder eine Belüftung 
mittels raumlufttechnischer Anlagen vorzusehen.  
 

3. Von den Anforderungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen der Erstellung 
der Bauvorlagen der Nachweis erbracht wird, dass aufgrund von 
Gebäudeabschirmungen oder ähnlichen Effekten ein geringerer Lärmpegel und 
damit verbundene gesunde Wohnverhältnisse vorliegen. 
 

Der letzte Passus erfolgt vorsorglich. Die Anforderungen des Lärmschutzes in den Lärm-

pegelbereichen I bis IV mit Anforderungswerten zwischen 30 und 40 dB sind mit den durch 

den Wärmeschutz ohnehin notwendigen hochwärmedämmenden Außenwanddicken bei 

Neubauten in der Regel problemlos zu erreichen.  

Die DIN 4109 ist im Niedersächsischen Ministerialblatt 1991, S. 259 ff. einzusehen. Die 

DIN 18005 ist beim Beuth Verlag / Berlin oder DIN Deutsches Institut für Normung e.V. / 

Berlin zu beziehen. Beide DIN-Normen können auch im Fachbereich 4 Planen und Bauen 

bei der Samtgemeinde Sittensen, Am Markt 11, 27419 Sittensen eingesehen werden.  
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Auswirkungen des Kita-Betriebes auf die Umgebung 

Geräuscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen maßgeblich für die Beurteilung 

sind die folgenden Orientierungswerte der DIN 18005/7/ sowie die Grenzwerte der 16. BIm-

SchV/10/. 

Kinderlärm und sonstige Geräusche die von Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplätzen 

und ähnlichen Einrichtungen durch Kinder hervorgerufen werden, sind nach § 22 Absatz 

1a Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) keine schädlichen Umwelteinwirkungen. 

Die mit der Benutzung solcher Einrichtungen für die nähere Umgebung typischerweise ver-

bundenen Auswirkungen sind nach gängiger Rechtsprechung ortsüblich, sozialadäquat 

und insofern seitens der Anlieger zu akzeptieren. Bei der Beurteilung der Geräuscheinwir-

kungen dürfen daher Immissionsgrenz- und -richtwerte nicht herangezogen werden. 

Dies betrifft aber ausschließlich den durch Kinder verursachten Lärm. Insbesondere die mit 

dem Kindergarten verbundenen An- und Abfahrtsverkehre sind lärmtechnisch zu berück-

sichtigen.  

Anlagen für soziale Zwecke liegen nicht im Anwendungsbereich der Technische Anleitung 

zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm). Sie kann aber hilfsweise herangezogen werden. Die 

Betriebszeiten der Kindertagesstätte liegen ausschließlich in der immissionsschutzrecht-

lich definierten Tagzeit, d. h. zwischen 6:00 Uhr und 22:00 Uhr. Dies gilt auch für die er-

gänzend zum Betrieb der Kindertagesstätte möglichen Nutzungsangebote.  

Die erforderlichen Stellplätze befinden sich unmittelbar an der Straße „Zum Fahnenholz“, 

so dass schutzwürdige Außenwohnbereiche (Terrassen, Balkone o. ä.) kaum beeinträch-

tigt werden. Durch die geplante Ausgestaltung einer Vorfahrtzone wird der im Zuge des 

Betriebes der Kindertagesstätte entstehende motorisierte Bring- und Abholverkehr opti-

miert und kann weitgehend ohne lärmintensive Rangiervorgänge erfolgen. 

Vorsorglich werden im vorliegenden Gutachten sowohl die An- und Abfahrtsverkehre als 

auch die Beeinträchtigungen durch Kinderlärm berücksichtigt.  

Im Ergebnis des Gutachtens wird festgestellt, dass der Immissionsrichtwert nach TA-Lärm 

von 55 dB (A) tags für allgemeine Wohngebiete lediglich im südlich der geplanten Kinder-

tagesstätte gelegen Baufeld in einem Abstand von etwa 7 m zur Grundstücksgrenze ge-

ringfügig um bis zu 2dB überschritten werden kann.  

Bei einer geringfügigen Verschiebung der Baugrenzen um 4 m nach Süden könnten die 

Immissionsrichtwert nach TA-Lärm voraussichtlich eingehalten werden.  

Die wesentlichen Auswirkungen ergeben sich hier durch den Lärm spielender Kinder auf 

dem Außengelände der zukünftigen Kita.  

Dieser Lärm ist, insbesondere wenn bewusst ein Grundstück neben einer KiTa erworben 

wird, zumutbar. Eine Verschiebung der Baugrenzen wird daher im Sinne eine flexibleren 

Grundstücksausnutzung für potenzielle Eigentümer als nicht erforderlich angesehen. 

Dabei wird auch berücksichtigt, dass die Hol- und Bringverkehre einer Kindertagestätte 

sich nur auf wenige Stoßzeiten am Tag beschränken und in den Nachtzeiten keinerlei Be-

einträchtigungen zu erwarten sind.  

Die sog. „Zumutbarkeitsgrenze“ von 60 dB(A) wird im gesamten Plangebiet deutlich unter-

schritten und auch Überschreitungen des Spitzenpegelkriteriums nach TA-Lärm Nr. 6.1/1/ 

durch einzelne, kurzzeitige Geräuschspitzen sind vorliegend nicht zu erwarten. 
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Landwirtschaft: 

Landwirtschaftliche Betriebe sind im näheren Umfeld des Plangebietes nicht vorhanden. 

Landwirtschaftliche Immissionen im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung der angren-

zenden Flächen sind typisch für den ländlichen Raum und seitens der zukünftigen Wohn-

bevölkerung zu tolerieren. Dies gilt auch für die bestehende Nutzung der privaten Flurstü-

cke 99/22 und 241/99 (tw.) als Pferdewiese. Da es sich um attraktive Wohnbauflächen 

handelt, ist davon auszugehen, dass diese absehbar bebaut werden. In der Zwischenzeit 

ist die Pferdehaltung in dem vorhandenen, nur sehr geringen Umfang im Sinne einer Be-

standsnutzung zu dulden.  

Eingriff in den Naturhaushalt 

Der Bestand stellt sich als Acker- bzw. Weidefläche ohne besonders wertvolle natürliche 

Strukturen dar. Aufgrund der bereits vorhandenen Bebauung wird in einen vorbelasteten 

Landschaftsbildbereich eingegriffen. Es werden jedoch Flächen für Bebauung und Ver-

kehrsanlagen neu versiegelt.  

Mit dem Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ wird eine Fläche 

von ca. 46.635 m² überplant. Dabei sind die Mischgebietsflächen mit einer Größenord-

nung von ca. 6.120 m² sowie die Verkehrsfläche der Alten Dorfstraße mit 731 m² als Be-

stand zu werten.  

Von den verbleibenden ca. 39.784 m² entfallen ca. 4.550 m² auf neue Verkehrsflächen. 

Bei einem angenommen Versiegelungsgrad von ca. 80 % werden hierdurch ca. 3.640 m² 

Fläche neu versiegelt.  

Als allgemeine Wohngebietsflächen werden ca. 28.097 m² entwickelt, woraus sich bei ei-

ner zulässigen Versiegelung2 von maximal 45% hinsichtlich der Bodenversiegelung ein 

maximal möglicher Eingriff von ca. 12.644 m² ergibt.  

Für die Fläche für den Gemeinbedarf wurden keine Festsetzungen zum zul. Maß der Bau-

lichen Nutzung getroffen. Da eine Kindertagesstätte entsprechende Außenspielflächen 

nachweisen muss, ist davon auszugehen, dass maximal ebenfalls 45 % des Grundstücks 

und somit etwa 2.256 m²für Gebäude und Stellplätze versiegelt werden. 

Insgesamt werden durch die Realisierung des Wohngebietes somit maximal 18.540 m² 

Flächen neu versiegelt. 

Als Maßnahme zur Minimierung des Eingriffes im Gebiet wird ein 5 m breiter Pflanzstreifen 

im Süden und Osten des Geltungsbereiches angelegt. 

Ansonsten sind innerhalb des Plangebietes keine weiteren Maßnahmen vorgesehen, so 

dass im Wesentlichen ein externer Ausgleich erforderlich wird. 

Der in der Eingriffsregelung als Bestandteil des beigefügten Umweltberichts ermittelte 

Ausgleichsflächenbedarf von insgesamt 0,93 ha wird durch externe Ausgleichsflächen be-

reitgestellt (§ 1a Abs. 3 S. 3 BauGB) und dem Bebauungsplan zugeordnet. Sämtliche 

naturschutzfachlichen Ausgleichsmaßnahmen sind spätestens in der auf die Baufertig-

stellung folgende Vegetationsperiode anzulegen.  

Die Ersatzmaßnahmen für die zu erwartende Flächenversiegelung durch die Umsetzung 

des Bebauungsplanes Nr. 56 und die erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden 

sollen auf zwei externen, in der Summe 0,93 ha großen, Kompensationsflächen, erfolgen.  

 

2 Vgl.: GRZ von 0,30 zuzüglich der gem. §19 (4) BauNVO zulässigen Überschreitung von 50% durch die Grundflächen von 

Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten und Nebenanlagen 
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Eine Ersatzmaßnahme („Kompensationsfläche Sittensen“) soll für einen Flächenanteil von 

ca. 0,41 ha auf der Kompensationsfläche 1 „An der Kläranlage“ in der Gemarkung Sitten-

sen, Flur 4, Flurstück 7/1 durchgeführt werden. Die Fläche wird derzeit als Lagerplatz ge-

nutzt, der durch Abräumen der Materialien und eine Gehölzanpflanzung aufgewertet wer-

den soll. Sie soll mit einer 5-reihigen, 10 m breiten Einfassung aus standortgerechten, 

heimischen Laubgehölzen eingefasst werden. Zwischen und in den Reihen der Gehölzan-

pflanzungen ist ein max. Abstand von 1,50 m zu halten. Innerhalb der allseitigen Rand-

einfassung ist eine flächendeckende Pflanzung aus 80% Stiel- und Traubeneichen (Quer-

cus robur, Quercus petraea), sowie 20% Hainbuche (Carpinus betulus) und Rotbuche 

(Fagus sylvatica) anzulegen.  

Abb.  5: Übersichtsplan zu den Ausgleichsflächen (ohne Maßstab) 
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Zwischen den Reihen der Gehölzpflanzungen ist ein max. Abstand von 2,00 m, in den 

Reihen ein max. Abstand von 1,00 m einzuhalten. Die Pflanzqualität hat mindestens zu 

betragen: 2+0 ohne Ballen, Höhe 50-80 cm.  

Der weitere Ausgleich (Kompensationsfläche 2) mit einem Flächenanteil von 0,52 ha er-

folgt über das „Ökokonto Sittensen“ in der Gemarkung Kalbe, Flur 8 Flurstück 1. Das 

„Ökokonto Sittensen“ befindet sich angrenzend an den Tonabbau der Fa. Alpers aus Fre-

denbeck in Tiste/Kalbe. Die Flächen werden entsprechend dem Entwicklungskonzept zum 

Ökokonto Sittensen entwickelt. 

Beide Maßnahmen werden dem Bebauungsplan zugeordnet. Weitere Angaben zu den 

Anforderungen an die Pflanzmaßnahmen sind dem der Begründung beigefügten Umwelt-

bericht zu entnehmen.  

5 Maßnahmen zur Verwirklichung  

5.1 Bodenordnung 

Die Grundstücke befinden sich weitgehend in der Hand der Gemeinde, die eine zweck-

dienliche Parzellierung nach Rechtskraft des Bebauungsplans vornehmen wird. Die 

Grundstücke im Mischgebiet entlang der Alten Dorfstraße sowie im nördlichen Teil der 

Straße Zum Fahnenholz befinden sich in Privatbesitz. Weitere Maßnahmen der Boden-

ordnung sind zunächst nicht erforderlich. 

5.2 Kosten und Finanzierung 

Der Gemeinde Sittensen entstehen durch die Verwirklichung des Bebauungsplans neben 

den Planungskosten, Erschließungskosten sowie Kosten für die Vorhaltung und Herrich-

tung der Ausgleichsfläche. Darüber hinaus ergeben sich laufende Kosten durch die Pflege 

und Instandhaltung der Verkehrs- und Grünflächen. Diese Kosten sind aus dem Gemein-

dehaushalt zu finanzieren. 
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6 Flächenangaben (alle Angaben gerundet) 

Flächenbezeichnung     Neuplanung  Bestand   Differenz   

Fläche für die Landwirtschaft        

als Weide genutzte Flächen     5.000 m²   

als Acker genutzte Fläche      34.784 m²   

Fläche für die Landwirtschaft ges.   0 m² 39.784 m² -39.784 m² 

Allgemeine Wohngebiete         

WA2 N Nord   5.100 m²     

WA2-N Mitte   1.222 m²     

WA1-N Ost   4.873 m²     

(davon 799 m² überlagert mit Fläche zum Anpflanzen)     

WA2-N Süd   2.122 m²     

WA2- S Nord   2.069 m²     

WA3- S Mitte    4.638 m²     

WA1- S Ost   8.073 m²     

(davon 1.426 m² überlagert mit Fläche zum Anpflanzen)     

Wohngebietsflächen gesamt:  28.097 m² 0 m² 28.097 m² 

         

Mischgebiete   6.120 m²  6.120 m²   

         

Verkehrsflächen:         

Straßenverkehrsfläche Dorfstraße   731 m² 731 m²   

Straßenverkehrsfläche Nord  2.176 m²     

(mit Erweiterung Verkehrsfläche Zum Fahnenholz)     

Straßenverkehrsfläche Süd  2.136 m²     

Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung 238 m²     
Verkehrsflächen gesamt:  

  

5.281 m² 731 m² 4.550 m²    

      
Flächen für den Gemeinbedarf 

  

      

KITA 

  

5.014 m²     
Flächen für den Gemeinbedarf gesamt: 

  

5.014 m² 0 m² 5.014 m² 

         

Grünflächen:          

Spielplatz   766 m²     

(davon 81 m² überlagert mit Fläche zum Anpflanzen)     
Grünflächen gesamt:  

  
766 

m² 0 m² 766 m² 

 

     

   
Regenrückhaltebecken 

  
1.357 

m² 0 m² 1.357 m² 

Gesamtsumme Geltungsbereich ca.:     46.635 m² 46.635 m² 0 m² 

 
Die Planung zum Bebauungsplan Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ wurde im Auftrag und im 

Einvernehmen mit der Gemeinde Sittensen vom Büro MOR GbR Rotenburg ausgearbei-

tet. 

Sittensen, den __.__.2022      ……………………………. 

Bürgermeister 
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7  

8 Anlage 
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 1 Umweltbericht gemäß § 2 A BauGB
Die Umweltprüfung wird für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 a-j und § 1 a 
BauGB durchgeführt, indem die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und be-
wertet  werden. Im Umweltbericht sind die aufgrund der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen. 

 1.1 Inhalt und Ziele des Bebauungsplanes 
Sittensen ist Grundzentrum und hat gem. dem Regionalen Raumordnungsprogramm des Land-
kreises Rotenburg (RROP) 2020 die Schwerpunktaufgaben Sicherung und Entwicklung von 
Wohn- und Arbeitsstätten und die besondere Entwicklungsaufgabe Erholung zu erfüllen. 
Die Gemeinde zeichnet sich durch die verkehrsgünstige Lage unmittelbar an der Bundesautobahn
1 (BAB 1) aus und hatte in den vergangenen Jahren eine überdurchschnittliche Einwohnerzunah-
me aufzuweisen. In den Jahren 2001 bis 2019 wurden daher mit den Bebauungsplänen Nr. 33 
„Heiddorn“, Nr. 37 „Volkersdorfer Straße, Nr. 38 „Königshofer Heide“ und Nr. 52 „Im kleinen Felde“ 
vier größere Wohngebiete für ca. 310 überwiegend Einfamilien- und Doppelhausgrundstücke ent-
wickelt, die inzwischen weitgehend bebaut oder veräußert sind. 
Somit stehen in der Gemeinde Sittensen bei weiterhin steigenden Einwohnerzahlen und einer ent-
sprechend hohen Nachfrage nach Wohnraum derzeit keine Baugrundstücke mehr zur Verfügung. 
Die Gemeinde hat sich infolge ihrer zentralörtlichen Funktion daher entschlossen, im Südosten 
des Siedlungsgefüges ein größeres Baugebiet zu entwickeln. 
Das Plangebiet liegt nur etwa einen Kilometer süd-östlich der Ortsmitte Sittensens, ist verkehrlich 
gut angebunden und aufgrund seiner Lage im unmittelbaren Anschluss an das bestehende Sied-
lungsgefüge für die Entwicklung weiterer Bauplätze grundsätzlich geeignet. An bestehende Ver- 
und Entsorgungsstrukturen kann angebunden werden. 
Im nördlichen Bereich werden einige bereits bebaute Flurstücke in das Plangebiet einbezogen. Im 
südlichen Bereich sind die beplanten Flurstücke Teil einer großen Ackerfläche. 
Es ist die Entwicklung eines Baugebietes für etwa 40 Bauplätze sowie eine Fläche für Gemeinbe-
darf mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ geplant. 
Da der Planbereich derzeit nicht mit einem Bebauungsplan überplant ist, wird zur Entwicklung ei-
nes Wohngebietes mit Kindertagesstätte die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich. 
Mit der Aufstellung dieses Bebauungsplanes Nr. 56 „Zum Fahnenholz““ verfolgt die Gemeinde Sit-
tensen zusammengefasst die folgenden Ziele: 

 Maßvolle, nachfragegerechte Bereitstellung von Bauland zur Deckung des kurz-, bis mittel-
fristigen Bedarfs,

 Errichtung einer Kindertagesstätte,
 Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung, auch im Hinblick auf zukünftige

Entwicklungsbereiche,
 Anpassung an die vorhandenen, weitgehend kleinteiligen Bebauungsstrukturen der Umge-

bung, 
 Regelung des Wasserabflusses/ Regenrückhaltung für das Plangebiet,
 Schaffung bzw. Erhalt bestehender fußläufiger Verbindungen zwischen den Quartieren und

in die umgebenden Freiräume,
 Festlegung gestalterischer Mindestanforderungen zum Schutz des Ortsbildes und 
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 Regelung der Kompensationserfordernisse für den geplanten Eingriff.

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 56 wird eine geordnete wohnbauliche Entwicklung
unter Berücksichtigung der für den Allgemeinbedarf erforderlichen Flächen angestrebt und die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für den Bau von Wohnhäusern und einer Kindertagesstätte ge-
schaffen. 
Das Plangebiet liegt im bisher unbeplanten Außenbereich, am südöstlichen Rand des Sittensener 
Siedlungsgefüges und bezieht die Flurstücke 99/14, 99/19, 99/22, 99/23, 99,21, 241/99, 99/18, 
99/17, 99/1, 99/2, 97/3, 97/4,235/97 ein. Das Plangebiet gehört zur Gemeinde Sittensen, Gemar-
kung Sittensen, Flur 14 und hat eine Größe von ca. 4,59 ha. 
An der östlichen Flurstücksgrenze verläuft die Flurgrenze zur Flur 12.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes hat eine Größe von ca. 4,59. Davon sind 0,68 ha be-
baut. Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

 im Norden durch die „Alte Dorfstraße“,
 im Westen durch die Straße „Zum Fahnenholz“,
 im Süden durch landwirtschaftliche Ackerflächen,
 im Osten durch angrenzende landwirtschaftliche Ackerflächen

Entlang der Alten Dorfstraße im Norden des Plangebietes sind im rechtswirksamen Flächennut-
zungsplan der Samtgemeinde Sittensen gemischte Bauflächen dargestellt. Westlich der Straße 
„Zum Fahnenholz“ sind Wohnbauflächen dargestellt. Für den überwiegenden Teil des Geltungsbe-
reiches des Bebauungsplanes wurde eine Änderung des Flächennutzungsplanes durchgeführt. 
Der Bebauungsplan Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ kann aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wer-
den. 

 1.2 Rechtliche  Rahmenbedingungen  sowie  umweltschutz-  und  planungs-
relevante Fachgesetze und Fachpläne  

Für  die  Erarbeitung  des  Umweltberichtes  sind,  auf  das  Vorhaben  bezogen,  neben  den Vor-
schriften des Baugesetzbuches (BauGB) folgende Rechtsvorschriften und Fachpläne relevant: 
•  Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG),  
•  Niedersächsisches  Ausführungsgesetz  zum  Bundesnaturschutzgesetz  (NAGBNatSchG),  
•  Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), DIN 18005 
•  Fortschreibung  Landschaftsrahmenplan  für  den  Landkreis  Rotenburg/Wümme (2015). 
 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) / Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bun-
desnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG)
Über die in § 1 BNatSchG allgemein formulierten Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege hinaus ist das 5. Kapitel  des  Bundesnaturschutzgesetzes von Bedeutung. In diesem 
Abschnitt werden Schutz und Pflege wildlebender Tier- und Pflanzenarten geregelt.  
 
Darin nennt § 37 BNatSchG die Aufgaben des Artenschutzes: 
•  den Schutz der Tiere und Pflanzen wild lebender Arten und ihrer Lebensgemeinschaften vor Beeinträchti-

gungen durch den Menschen und die Gewährleistung ihrer sonstigen Lebensbedingungen, 

•  den Schutz der Lebensstätten und Biotope der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten sowie  
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•  die Wiederansiedlung von Tieren und Pflanzen verdrängter wildlebender Arten in geeigneten Biotopen 

innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebietes. 

Für die besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten im Sinne von § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 
BNatSchG trifft das Bundesnaturschutzgesetz in § 44 BNatSchG besondere Regelungen. Der 
Schutz umfasst die wild lebenden Tiere und Pflanzen im o.g. Sinne sowie auch die europäischen 
Vogelarten einschließlich ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestätten. 
 
Die rechtlichen Grundlagen zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten sind in den §§ 38 
(zum allgemeinen Arten-, Lebensstätten- und Biotopschutz), 39 (allgemeiner Schutz wild lebender 
Tiere und Pflanzen) und 44 (besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzen-
arten) des BNatSchG festgelegt. Danach ist es verboten, ohne vernünftigen Grund Lebensstätten 
wild lebender Tier- und Pflanzenarten zu zerstören oder sonst erheblich zu beeinträchtigen oder  
wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhigen, zu fangen, zu verletzen oder zu töten. 
 
Das NAGBNatSchG enthält einige auf Niedersachsen bezogenen Abweichungen und Ergänzun-
gen zum BNatSchG. 
 
Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), DIN 18005
Zweck des Bundesimmissionsschutzgesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, 
das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen und, soweit es sich um genehmigungsbedürftige Anlagen handelt, auch vor Gefahren, 
erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen, die auf  andere Weise herbeigeführt wer-
den, zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

Die DIN 18005 gibt Orientierungswerte für zulässige Schallbelastungen vor. 
 
Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg/Wümme (LRP, 2015)
Der Landschaftsrahmenplan trifft folgende Aussagen zum Plangebiet: 
 
Karte I: Arten und Biotope
Das  Plangebiet  beinhaltet  ausschließlich Biotoptypen von geringer Bedeutung für Arten und 
Lebensgemeinschaften. Linienhafte und punktuelle Biotope werden in der Karte jedoch nicht 
berücksichtigt (z.B. Alleen, Einzelbäume).
 
Karte II: Landschaftsbild
Das Plangebiet wird als Landschaftseinheit nicht gesondert erfasst und bewertet, sondern bereits 
dem Siedlungsraum von Sittensen zugeordnet, welche von strukturarmen Ackerlandschaften 
dominiert wird. Dementsprechend ist das Landschaftsbild im Plangebiet von geringer Bedeutung.  
Östlich und südlich grenzen Landschaftseinheiten von geringer Bedeutung an.

Karte III: Boden 
Für das Plangebiet werden keine besonderen Darstellungen getroffen.

 

                                                                                                                         6 / 33



Umweltbericht –  Bebauungsplan Nr. 56 „Zum Fahnenholz“                                                              Entwurf    02.04.2022

Karte IV: Wasser- und Stoffretention 
In der Umgebung liegen mehrere kleinräumige Bereiche, in einem Bereich mit hoher Grundwas-
serneubildung (>300 mm/a) und entsprechend hoher Nitratauswaschungsgefährdung.
Das Plangebiet selbst hat eine erhöhte Grundwasserneubildung  (251-300  mm/a) mit einer erhöh-
ten Nitratauswaschungsgefährdung.
 
Karte V: Zielkonzept 
Der LRP formuliert für das Plangebiet keine besonderen Entwicklungsziele. Es ist der Kategorie IV
zur Entwicklung und Wiederherstellung in Gebieten mit geringer Bedeutung für das Landschafts-
bild zugeordnet.
 
Karte VI: Schutz, Pflege und Entwicklung best. Teile von Natur und Landschaft 
Für das Plangebiet und die direkte Umgebung werden keine besonderen Darstellungen getroffen.

Weitere Grundlagen für die Ermittlung der Auswirkungen des geplanten Vorhabens sind:
•  Biotopkartierung im Jahre 2020, gemäß dem Kartierschlüssel der Biotoptypen in Niedersachsen 
(NLWKN / Drachenfels 2020), 
•  NIBIS Kartenserver des LBEG, 
•  Umweltkarten Niedersachsen des Niedersächsischen Umweltministeriums, 
•  Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg/Wümme (2015).

 1.3 Beschreibung und Bewertung des Umweltzustandes 
Der  Umweltzustand  und  die besonderen  Umweltmerkmale,  im  derzeitigen Ist-Zustand (Basis- 
szenario) bei Nichtdurchführung  und  Durchführung der Planung sowie  die  mit der Planung ver-
bundenen Umweltauswirkungen werden nachfolgend auf das jeweilige Schutzgut bezogen darge-
stellt. 

 1.3.1 Schutzgut Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit

Wohnumfeld
Das  Plangebiet befindet sich am süd-östlichen Siedlungsrand von Sittensen, es grenzen Straßen-
verkehrsflächen an. Das Umfeld wird von landwirtschaftlichen Nutzungen geprägt. 

Immissionsschutz
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die Belange des Immissionsschutzes als Bestandteil 
der Belange des Umweltschutzes gem. § 1 Abs. 5 Nr. 7 BauGB zu berücksichtigen. Im Rahmen 
des Bauleitplanverfahrens zu erwartende Beeinträchtigungen sind zu ermitteln und es ist zu klä-
ren, inwieweit ggf. Schutzmaßnahmen zu treffen sind. Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass die 
Planung mit umliegenden ggf. schützenswerten Nutzungen verträglich ist. Zunächst wurde der 
TÜV NORD Umweltschutz von der Gemeinde Sittensen mit einer Verkehrslärmuntersuchung für 
den planinduzierten Zusatzverkehr beauftragt. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass der Verkehrs-
lärm sich auch zukünftig in einem zumutbaren Rahmen bewegen wird. Dies gilt umso mehr, da 
vorsorglich sowohl bei der Ermittlung der Wohneinheiten als auch des Verkehrsaufkommens von 
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einer Maximalauslastung ausgegangen wurde, die wahrscheinlich deutlich unterschritten wird. Im 
Zuge der öffentlichen Auslegung hat der Landkreis Rotenburg (Wümme) in seiner immissions-
rechtlichen Stellungnahme vom 20.09.2021 darauf hingewiesen, dass die vorliegende Verkehrs-  
lärmuntersuchung vom TÜV Nord vom 15.06.2021 die Nutzungen der Einstellplätze nicht hinrei-
chend berücksichtigt. Das Gutachten sei daher um Angaben zu den Betriebszeiten, Anzahl und 
Lage der Einstellplätze zu ergänzen. Die Gemeinde Sittensen hat daraufhin für die Aufstellung des
Bebauungsplanes eine ergänzende schalltechnische Untersuchung durch die T&H Ingenieure 
GmbH beauftragt, die mit Stand vom 15.12.2021 vorliegt. Im Gutachten werden sowohl die von 
außen auf das Plangebiet einwirkenden, als auch die Geräuschimmissionen, die von den geplan-
ten Nutzungen innerhalb des Plangebietes auf die Umgebung einwirken, umfänglich betrachtet. 
Um im Hinblick auf den Schutz der Anlieger belastbare Daten zu erhalten, wurde vor Beauftragung
des Gutachtens seitens der Gemeinde ergänzend an 4 Standorten: „Scheeßeler Straße“/(L130), 
„Alte Dorfstraße“ westlicher Teilbereich, „Alte Dorfstraße“ östlicher Teilbereich und „Zum Fahnen-
holz“, eine Verkehrszählung durchgeführt, die dem Gutachten zugrunde gelegt wurde. Das kom-
plette schalltechnische Gutachten ist über die Gemeinde Sittensen einzusehen. 

Auf der Planzeichnung sind entsprechende Festsetzungen zur Einhaltung der Immissionswerte zu 
treffen. 

Auswirkungen des Kita-Betriebes auf die Umgebung 
Kinderlärm und sonstige Geräusche die von Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplätzen und 
ähnlichen Einrichtungen durch Kinder hervorgerufen werden, sind nach § 22, Absatz 1a Bundes-
immissionsschutzgesetz (BImSchG) keine schädlichen Umwelteinwirkungen. Die mit der Benut-
zung solcher Einrichtungen für die nähere Umgebung typischerweise verbundenen Auswirkungen 
sind nach gängiger Rechtsprechung ortsüblich, sozialadäquat und insofern seitens der Anlieger zu
akzeptieren. Bei der Beurteilung der Geräuscheinwirkungen dürfen daher Immissionsgrenz- und -
richtwerte nicht herangezogen werden. Dies betrifft aber ausschließlich den durch Kinder verur-
sachten Lärm. Insbesondere die mit dem Kindergarten verbundenen An- und Abfahrtsverkehre 
sind lärmtechnisch zu berücksichtigen. Anlagen für soziale Zwecke liegen nicht im Anwendungsbe-
reich der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm). Sie kann aber hilfsweise her-
angezogen werden. Die Betriebszeiten der Kindertagesstätte liegen ausschließlich in der immissi-
onsschutzrechtlich definierten Tageszeit, d. h. zwischen 6:00 Uhr und 22:00 Uhr. Dies gilt auch für 
die ergänzend zum Betrieb der Kindertagesstätte möglichen Nutzungsangebote. 
Durch Festsetzungen im Bebauungsplan können erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ver-
mieden werden. 
 
Erholung
Das Regionale Raumordnungsprogramm weist für den überplanten Bereich keine Erholungsfunkti-
onen aus, es grenzt unmittelbar an den Siedlungsbereich an. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung
Im überwiegenden Teil sollen bisher landwirtschaftlich genutzte Flächen als allgemeines Wohnge-
biet sowie als Flächen für den Gemeinbedarf erschlossen werden. Die nördlich bestehende wohn-
bauliche Nutzung wird in das Plangebiet einbezogen. Das Umfeld wird im Westen und Norden 
intensiv durch bauliche Anlagen geprägt. Durch die geplante Schaffung der östlichen und südli-
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chen Randeingrünung wird eine landschaftsgerechte Ortsrandeingrünung geschaffen. Die Wege-
verbindung bleibt erhalten. 

Mensch, menschliche Gesundheit 
Die Vorgaben aus dem Schalltechnischen Gutachten sind umzusetzen. Es werden keine zusätzli-
chen Maßnahmen erforderlich.

 1.3.2 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Pflanzen
Das Plangebiet besteht überwiegend aus intensiv genutzten Ackerflächen (A) und Pferdeweiden 
(GW). Im Norden werden einige Baugrundstücke mit ihren Hausgärten in das Plangebiet einbezo-
gen. 
Südlich und östlich des Plangebietes verbleiben Ackerflächen. An der Straße Zum Fahnenholz ver-
bleibt eine Baumreihe mit Alleecharakter.
Von dieser Baumreihe müssen für die Erschließung des Plangebietes 6 Bäume gerodet werden.
Ohne die Durchführung der Planung würde im Plangebiet die landwirtschaftliche Nutzung weiter-
hin im Vordergrund stehen.
Bei einer Ortsbegehung am 19. Juni 2020 wuchs auf der Ackerfläche Getreide. Im nördlichen Be-
reich waren sehr stark genutzte Weideflächen vorhanden. Beim Durchschreiten der Fläche wur-
den keine Hinweise auf Bodenbrüter festgestellt. 

Tiere
Das  Plangebiet  besteht überwiegend aus intensiv genutzten landwirtschaftlichen Flächen. Im 
Jahr 2020 war der südliche Teil der Fläche mit Getreide bestellt. Im nördlichen Bereich sind Pfer-
deweiden sowie Wohnhäuser mit ihren Hausgärten vorhanden. Die Lebensraumbedeutung für hei-
mische Pflanzen und Tiere der Ackerfläche ist als gering einzustufen. Durch die westlich und nörd-
lich vorhandenen Straßen und Wohnbebauung sowie dem angrenzenden Ortsrand sind im Plan-
gebiet bereits deutliche  Störeinwirkungen  vorhanden. 
Aufgrund der vorhandenen Störeinwirkung ist zu erwarten, dass diese Strukturen von allgemein 
verbreiteten Arten in Anspruch genommen werden.
Ohne die Durchführung der Planung würden die Flächen weiterhin intensiv landwirtschaftlich 
genutzt.

Artenschutzrechtliche Potentialabschätzung
Für die artenschutzrechtliche Betrachtung sind die Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie und 
die Europäischen Vogelarten relevant, es muss eine Prüfung möglicher Verbotstatbestände erfol-
gen.

Diese erfolgt grundsätzlich artspezifisch, die Vorprüfung auf eine potenzielle Betroffenheit lässt 
sich jedoch anhand ökologischer Gilden vollziehen.
Durch die Art des Vorhabens und der damit verbundenen Wirkfaktoren sowie der Biotopausstat-
tung im Plangebiet und auf den Eingriffsflächen sowie im unmittelbaren Umfeld lassen sich die 
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Vorkommen für die Betrachtung relevanter Arten im Wesentlichen auf die Gruppe der Brutvögel 
beschränken. Bei weiteren geschützten Arten anderer Gruppen (z.B. Fische, Reptilien, Meeres-
säuger) ist das Eintreten von Verbotstatbeständen unter Berücksichtigung von Biotopausstattung 
und Wirkfaktoren nicht zu erwarten und kann bereits im Vorfeld ausgeschlossen werden. 
Es finden jedoch die Potentiale für weitere Gruppen eine kurze Betrachtung.

Pflanzenarten (Flora)

Im Rahmen der Biotoptypenerfassung sind im Untersuchungsgebiet keine gesetzlich geschützten 
Biotope nach § 30 BNatSchG / § 24 NAGBNatSchG festgestellt worden.
Auf Grundlage der erfassten Biotoptypen im vorhandenen Naturraum und durch die anthropogene
Überprägung aller Biotope im Plangebiet finden sich hier keine Hinweise auf Pflanzenarten des 
Anhangs IV der FFH-RL zum Zeitpunkt der Biotopkartierung. 

Vogelarten (Avifauna)

Das Plangebiet weist im Bereich der bestehenden Wohnbebauung und entlang der Straßenbäume
an der Straße „Zum Fahnenholz“ einige lückige Gehölzbestände als Habitatstrukturen für sied-
lungstypische hecken- und gehölzbrütende Vögel auf, (z.B. Buckfink, Amsel, Zilpzalp, Grasmü-
cken, Heckenbraunelle). Die bestehenden Wohngebäude können von Vögeln der Siedlungen, wie 
Hausrotschwanz oder Haussperling, als Brutstätten genutzt werden.  

Das übrige Plangebiet weist nur für bodenbrütende Arten des Offenlandes grundsätzliche Potenzi-
ale auf. Neben Feldlerche, Schafstelze und Rebhuhn sind Fasan und Kiebitz zu betrachten.

Arten:
Der Fasan (Phasianus colchicus) ist in der Gemeinde Sittensen allgemein häufig und kann auch 
im Plangebiet vorkommen. Er ist nicht prioritär für den Niedersächsischen Artenschutz, darf in den
Wintermonaten bejagt werden. Seinen Lebensraum hat er vorwiegend in weiten Feldfluren, benö-
tigt für die Brut allerdings geschützte Strukturen (Hecken, Hochstauden). Diese sind im Plangebiet
nicht gegeben, Hausgärten werden üblicherweise nicht angenommen. 
 
Der Kiebitz (Vanellus vanellus) ist eine bedrohte bodenbrütende Art des Offenlandes, in Nieder-
sachsen hochprioritär bewertet und als Zielart im Landschaftsrahmenplan ROW ausgewiesen. 
Grünland ist potenziell geeigneter Lebensraum, bevorzugt werden feuchte Wiesen und Weiden mit
Auenbezug, auch Niedermoore mit kurzer bzw. lückiger Vegetation. Er ist standorttreu und daher 
insgesamt auf dem vorliegenden trockenen, langjährigen Ackerstandort aufgrund ungünstiger Ha-
bitatstrukturen weitgehend auszuschließen. Zudem treffen viele der nachfolgend beschriebenen 
Störungswirkungen in einem Maße zu, die eine Auswahl des Brutstandortes für den Kiebitz, ge-
schweige denn einen Bruterfolg für den Kiebitz nahezu unmöglich machen.

Das Rebhuhn (Perdix perdix) konzentriert sich eher auf halboffene Landschaften mit Hecken-
strukturen, an welchen es sich stark orientiert und wird auch oft in Landschaften mit Wechsel von 
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Gehölzen und Offenbodenbereichen beobachtet. Es ist auf Nahrungshabitate in direktem Bezug 
zum Bruthabitat angewiesen. Bereits im Vorfeld können im sehr arten- und strukturarmen, mono-
kulturellen Plangebiet Brutvorkommen des Rebhuhns aus Mangel an Nahrungshabitaten und De-
ckungsstrukturen daher weitgehend ausgeschlossen werden. Zudem treffen die nachfolgend be-
schriebenen Störungswirkungen auch auf das Rebhuhn zu.

Für die Feldlerche (Alauda arvensis) bestehen gewisse Potentiale, diese kommt auf vergleichs-
weise eher trockenen Ackerfluren vor. Sie ist eine prioritäre Art für Erhaltungs- und Entwicklungs-
maßnahmen in Niedersachsen und ist im Landschaftsrahmenplan ROW auf Grünlandflächen als 
Zielart „von Bedeutung (x)“. Die Flächen im Plangebiet sind aber nur sehr eingeschränkt als Le-
bensraum für die Feldlerche geeignet: Die Feldlerche hält mindestens 60-120 m Abstand zu verti-
kalen Störfaktoren, wie Wald- und Siedlungsflächen (NLWKN 20111). Bereits hierdurch ist das 
Plangebiet als geeignetes Bruthabitat eher nachrangig geeignet. Hinzu kommen die durch intensi-
ve ackerbauliche Nutzung fehlenden Brachen und Sonderstrukturen, die als Niststandorte bevor-
zugt werden. Die verstärkte Nutzung von Ackerflächen für Wintergetreide-, Raps- und Maisanbau, 
verbunden mit Düngung und Anwendung von Pflanzenschutzmitteln (fehlendes Nahrungsange-
bot), verhindern in der Regel den Bruterfolg der Feldlerche. Hinzu kommen Verluste durch Preda-
toren wie Hauskatzen, die gerade in Siedlungsnähe zu erwarten sind. 

Für die Schafstelze (Motacilla flava) bestehen gewisse Potentiale, diese kommt auf vergleichs-
weise eher trockenen Ackerfluren vor. Sie zählt jedoch nicht zu den prioritären Arten der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten und Biotopschutz und wird auch im Landschaftsrahmenplan 
ROW nicht als Zielart ausgewiesen. Sie bevorzugt im Grünland extensiv genutzte Weiden und 
kurzrasige Vegetationsausprägungen mit einzelnen horstbildenden Pflanzen sowie Ansitzwarten. 
Inzwischen nehmen die Vorkommen auch in Ackergebieten zu (z.B. Hackfrüchte, Getreide, Raps).
Sie ist durch diese Anpassungsleistung vergleichsweise häufig, mit zunehmendem Bestand. Da 
sich im landwirtschaftlich genutzten Umfeld hinreichend geeignete Lebensräume für die Schafstel-
ze bieten und zudem einige der benannten Störfaktoren auch für die Schafstelze zutreffen, sind 
für diese Art durch die Planung eintretende Verbotstatbestände nicht zu erwarten. 

Störungen:
Es erfolgen im Bereich des Plangebietes Störungen durch die bereits bestehenden Siedlungs-
strukturen. Der Gebäudebestand erreicht Höhen von bis zu 10 m und übt einen vertikalen Stö-
rungsdruck aus. 
Durch Personen und Verkehrsnutzung entsteht eine Störwirkung mit Lärm und Bewegungen. Dies 
stellt für besonders störungsempfindliche Arten bereits eine Beeinträchtigung dar. Aus den Sied-
lungsgebieten sind für Bodenbrüter Schäden durch freilaufende Katzen zu erwarten. 

Die Bereiche des Plangebietes mit ausreichend Abstand zu diesen Störwirkungen, werden intensiv
als Ackerflur bestellt. 

Potentiale:
Aufgrund von Größe und Habitatausstattung des Plangebietes sind insgesamt keine bedeutenden 
Habitatstrukturen für die Gruppe der Brutvögel auszumachen. Für die eingeschränkt geeigneten 
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Brutpotentiale der Feldlerche bestehen Ausweichpotentiale direkt östlich an die Eingriffsfläche an-
grenzend.
→ Als Verminderungsmaßnahme hat die Herstellung der Erschließungsstraßen und Bauflächen  
im Zeitraum zwischen dem 1. September und Ende Februar zu erfolgen. Alternativ können Bauar-
beiten innerhalb des Zeitraumes Anfang März bis Ende September begonnen werden, wenn zuvor
bei einer Begehung durch eine fachkundige Person festgestellt wird, dass im Umkreis von 100 m 
zu den Bauflächen keine Brutgeschäfte von Vögeln stattfinden oder begonnen werden. 

 1.3.3  Fledermausarten
Das Untersuchungsgebiet (UG) bietet für Fledermausarten kaum Potentiale als Jagdrevier. Nur 
der Friedhof und Bereiche nördlich der Alten Dorfstraße mit Gehölzen sowie einige Scheu-
nen bieten Lebensraum für Fledermäuse. Die „Alte Dorfstraße“ im Norden sowie die Straße 
„Zum Fahnenholz“ können bedingt als Leitlinien für Jagdflüge von Fledermäusen dienen. Alle Be-
reiche nördlich der Alte Dorfstraße werden durch die Planung nicht berührt.
Es konnten insgesamt keine bedeutsamen Strukturen mit Potentialen als Quartiere und Wochen-
stuben verzeichnet werden. Flächig ist die Flur im Plangebiet zu artenarm und intensiv geprägt, 
um als bedeutendes Jagdhabitat zu dienen. 
Einzelne Überflüge von Fledermäusen können nicht ausgeschlossen werden, werden aber durch 
die Planungen nicht berührt.

 1.3.4  Amphibien
Das Plangebiet bietet keinerlei geeignete Habitatstrukturen für Amphibien. 

 1.3.5  Reptilien
Das Plangebiet bietet keinerlei für Reptilien geeignete Habitatstrukturen. 

 1.3.6  Säuger (ohne Fledermausarten)
Die arten- und strukturarme, offene Feldflur mit intensiven anthropogenen Störungen bietet keine 
Potentiale für geschützte Säugerarten. Der nächtliche Durchzug von Einzelindividuen etwa des 
Wolfes kann nicht gänzlich ausgeschlossen werden, berührt die Planungen jedoch nicht. 
Kleine streng geschützte Arten wie die Haselmaus sind wegen mangelnder Habitatstrukturen aus-
zuschließen, die westliche Verbreitungsgrenze des Feldhamsters liegt bereits entlang der nieder-
sächsischen Börden.

 1.3.7  Wirbellose
Das Untersuchungsgebiet bietet keine nennenswerten Habitatstrukturen für die Gruppen der Wir-
bellosen mit Faltern, Käfern und Libellen. 

Bewertung,   Auswirkungen der Planung  
Die Bewertung der Biotoptypen folgt der Einstufung der Biotoptypen in Niedersachsen             
(Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen 1/2012) in fünf Wertstufen. 
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Wertstufe 5 (kurz: W 5) = Biotoptyp mit sehr hoher Bedeutung, W 4 = Biotoptyp mit hoher Bedeutung, 

W 3 = Biotoptyp mit mittlerer Bedeutung, W 2 = Biotoptyp mit geringer Bedeutung, 

W 1 = Biotoptyp mit sehr geringer Bedeutung, E = Baum- und Strauchbestände (Ersatzpflanzung). 

Biotoptyp Wertstufe

Ist-Zustand

Wertstufe

Soll-Zustand

Kompensa-

tionsbedarf

Innerhalb des Plangebietes 

-  Acker (A)

-  Verdichtetes Einzel- und Reihenhausgebiet (OED)

 

1

1

 

1

1

 

-

-

Außerhalb des Plangebietes

-  Acker (A)

-  Scher- und Trittrasen (GR)

-  Allee/Baumreihe (HBA)

-  Verdichtetes Einzel- und Reihenhausgebiet (OED)

-  Straße (OVS)

-  Weg (OVW)

 

1

1

4

1

1

1

 

1

1

4

1

1

1

Die vom geplanten Vorhaben betroffenen Biotoptypen sind von sehr geringer Bedeutung für Arten 
und Lebensgemeinschaften. Für das geplante Vorhaben muss eine ausreichend dimensionierte 
Anlage zur Oberflächenwasserrückhaltung zur Verfügung  gestellt  werden, da eine flächen-
deckende Versickerung nicht möglich ist. Diese Anlage ist aufgrund des Reliefs im Bereich des 
Plangebietes vorgesehen. Die Erschließung des Wohngebietes wird aus westlicher Richtung  
erforderlich, wofür jedoch keine besonderen Eingriffe in Arten & Biotope erforderlich werden. 

Bewertung, Auswirkungen der Planung
Die  Artenvielfalt  ist  aufgrund  der  intensiven  Nutzung  als  eher  eingeschränkt  zu  bezeichnen.
Die Inanspruchnahme von Freiflächen für die Errichtung von Gebäuden und Anlagen in den Bau-
gebieten und den Verkehrsflächen führt daher in der Gesamtschau nicht zu erheblichen Beein-
trächtigungen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten relevanter Tierarten. 

Es erfolgt mit der Planung kein Eingriff im Sinne des Artenschutzes.  Ein Verstoß gegen die Ver-
botstatbestände des Artenschutzes (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) kann ausgeschlossen werden. 

Mit dem geplanten Vorhaben entstehen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische 
Vielfalt keine erheblichen Beeinträchtigungen. 
Die vorhandenen Gehölzstrukturen bleiben auch zukünftig weitgehend erhalten und stehen als 
potentieller Brutplatz und Lebensraum zur Verfügung. 
Die zu rodenden Bäume sind im Plangebiet im Straßenraum in gleicher Art zu ersetzen.
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Arten- und Biotope
Es wurde ein Bodengutachten erstellt. Es werden keine zusätzlichen Maßnahmen erforderlich.

 1.3.8 Schutzgut Fläche 

Der durchschnittliche Versiegelungsgrad, d.h. der Anteil der versiegelten Böden an der Gesamtflä-
che der Gemeinde Sittensen beträgt 12,87 % (Stand: 2015), gemäß der Karte „Mittlere Versiege-
lung der Gemeinden in Niedersachsen“. 
Ohne die Durchführung der Planung würde sich der Versiegelungsgrad in der Gemeinde Sittensen
zumindest durch die Planung nicht weiter erhöhen, jedoch würden auch keine neuen Wohnbauflä-
chen und Flächen für den Gemeinbedarf im Bereich zentralörtlicher Funktionen entstehen. Wegen
der wenigen verbleibenden Baugrundstücke würden dann in absehbarer Zeit keinerlei Baugrund-
stücke mit zentralörtlichen Funktionen in der Gemeinde Sittensen mehr zur Verfügung stehen. 

Bewertung, Auswirkungen der Planung
Mit dem Bebauungsplan wird im Plangebiet ein höherer Versiegelungsgrad dauerhaft ermöglicht. 
Es wird jedoch ein Standort überplant, welcher  an bestehende  Bebauungen  angrenzt und inten-
siv landwirtschaftlich genutzt wird. Zudem besteht ein hoher Bedarf an Baugrundstücken in der 
Gemeinde Sittensen und die Wohnbaunutzung soll sich dort gemäß RROP konzentrieren. Bei 
einer Nichtdurchführung der Planung müsste daher ein neuer Standort entwickelt werden, bei dem
möglicherweise mehr unbebaute Fläche in Anspruch genommen wird. Der Versiegelungsgrad ist 
daher als vertretbar anzusehen. 

Fläche
Es werden keine zusätzlichen Maßnahmen erforderlich.

 1.3.9 Schutzgut Boden 

Das  Plangebiet liegt im Naturraum Zevener Geest, am Übergang zwischen Heeslinger Geest und 
Tostedter Geest im Südosten der übergeordneten Stader Geest. Gemäß der Geologischen Karte 
von Niedersachsen wird das Gebiet durch das jüngere Drenthe-Stadium der Saale-Kaltzeit mit 
Schluff bzw. als jüngeres Grundmoränen-Gebiet mit dem Vorkommen von Geschiebelehm & -mer-
gel geprägt. Die Bodenkarte von Niedersachsen (BK50, M = 1:50.000) weist für den nördlichen 
Bereich „Mittlerer Podsol“, für den südlichen Bereich „Mittlere Pseudogley-Braunerde“ aus. 
Die Böden sind eher nährstoffarm, gut bis mäßig durchlüftet und gut bis mäßig durchwurzelbare 
Sand- bis Sand-Lehmböden. Die Wasser- und Nährstoffspeicherfähigkeit ist eher gering. Podsol 
ist von Versauerung und Niederschlägen geprägter Boden, bei dem sich die Tonmineralverlage-
rung in den Unterboden vollzieht. Pseudogley ist von einer schlecht bis nicht durchlässigen Stau-
schicht im Unterboden gekennzeichnet, es ist daher ein wechselnasser Boden der je nach Nieder-
schlagsereignissen sehr nass oder sehr trocken sein kann.  
Die Flächen im Plangebiet werden überwiegend intensiv landwirtschaftlich als  Acker genutzt. 
Dementsprechend sind die Bodeneigenschaften bzw. -strukturen durch die intensive Landwirt-
schaft gegenüber dem  Ausgangszustand verändert. Bei einer Nichtdurchführung der Planung 
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würden die Flächen weiterhin intensiv landwirtschaftlich genutzt werden und eine Versiegelung 
bzw. Überbauung würde nicht erfolgen.

Bewertung, Auswirkungen der Planung
Das Plangebiet wird überwiegend intensiv landwirtschaftlich als Acker genutzt. Durch die Auswei-
sung eines Wohngebietes und Flächen für den Gemeinbedarf werden diese unbebauten Flächen 
zukünftig in weiten Bereichen bebaut und versiegelt. In der Bauphase erfolgen Abgrabungen und 
Aufschüttungen von Boden. 
Es resultieren aus dem geplanten  Vorhaben  erhebliche  Beeinträchtigungen durch Versiegelung, 
Überbauung,  Abgrabung und Aufschüttung der bislang landwirtschaftlich genutzten Flächen. 
Durch Versiegelung verliert der Boden seine natürlichen Funktionen für den Naturhaushalt inklu-
sive der Puffer- und Filterfunktionen, als Substrat der Vegetation und Lebensraum für weitere 
Organismen. 
Hierfür werden Kompensationsmaßnahmen erforderlich.

Boden
Es werden zusätzliche Ausgleichsmaßnahmen erforderlich (siehe Abschnitt 2. Eingriffsregelung).

 1.3.10 Schutzgut Wasser 

Die  Grundwasserneubildungsrate (mGROWA18) beträgt gemäß NIBIS >200 - 250 mm / Jahr und 
ist damit im mittleren Bereich einzustufen. Die Gefährdung des Grundwassers wird als mittel ein-
geschätzt. Das Plangebiet liegt nicht in einem Trinkwasserschutzgebiet. Oberflächengewässer 
sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung könnte das Niederschlagswasser auch zukünftig weitge-
hend auf den landwirtschaftlichen Flächen versickern. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung
Dem Plangebiet wird aufgrund der oben ausgeführten Bedingungen eine mittlere Bedeutung für 
das Grundwasser zugeteilt. Aus den folgenden Nutzungen als Wohngebiet und Kindertagesstätte 
sind jedoch keine wesentlichen Beeinträchtigungen des Grundwassers zu erwarten. 
Mit dem geplanten Vorhaben und der damit verbundenen Flächenversiegelung kann das Oberflä-
chenwasser  innerhalb  des  Plangebietes nur noch sehr eingeschränkt vor Ort versickern. Des-
halb wird ein Regenrückhaltebecken im Plangebiet angelegt, auf dem ein Teil des Oberflächen-
wassers weiterhin versickern kann. Der überwiegende Teil des Oberflächenwassers wird gedros-
selt in die Vorflut abgeleitet. 

Wasser
Es werden keine zusätzlichen Maßnahmen erforderlich.
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 1.3.11 Schutzgut Luft/Klima  

Das  Plangebiet  liegt  am  süd-östlichen  Ortsrand  von  Sittensen und beinhaltet landwirtschaftlich
intensiv genutzte Flächen sowie bereits bebaute Flächen. In südlicher und östlicher Richtung sind 
weitere großflächige landwirtschaftliche Flächen vorhanden. Diese dienen als Frischluftentste-
hungsgebiete und tragen zu einem  Luftaustausch bei. Im Plangebiet kann durch die dichte 
Bebauung das Mikroklima beeinträchtigt werden. Bei einer Nichtdurchführung der Planung würden
die Flächen im Plangebiet weiterhin landwirtschaftlich genutzt und der Frischluftzufuhr im Ort die-
nen. 
Zur Verbesserung des Kleinklimas werden im Straßenraum sowie auf den Privatgrundstücken 
zahlreiche standortgerechte heimische Bäume gepflanzt.

Bewertung, Auswirkungen der Planung
Durch die Erweiterung der Bebauung am Ortsrand von Sittensen werden landwirtschaftliche Flä-
chen bebaut und versiegelt. Dementsprechend ergeben sich Veränderungen im Mikroklima auf-
grund der verminderten Versickerung, Aufwärmung und der verringerten Verdunstung. Diese sind 
durch eine Durchgrünung mit standortgerechten Bäumen zu vermindern (siehe 2.3 Maßnahmen) 
zur Vermeidung und Verminderung). Zusammen mit den geplanten Eingrünungen verbleibt dann 
kein erheblicher Eingriff in das Schutzgut Klima/Luft. Erhebliche Beeinträchtigungen sind nicht zu 
erwarten und Kompensationsmaßnahmen werden nicht erforderlich.

Luft / Klima 
Es werden keine zusätzlichen Maßnahmen erforderlich.

 1.3.12 Schutzgut Landschaft 

Das  Plangebiet befindet sich am süd-östlichen Siedlungsrand von Sittensen. Die Fläche wird 
größtenteils intensiv landwirtschaftlich genutzt. Die vorhandenen Gehölzstrukturen mit der Baum-
reihe an der Straße „Zum Fahnenholz“ werden weitgehend erhalten. 
Die geplante Ortsrandeingrünung im Süden und Osten des Plangebietes binden das Gebiet land-
schaftsgerecht in die Landschaft ein. 
Bei Nichtdurchführung der Planung würden die Flächen im Plangebiet weiterhin landwirtschaftlich 
genutzt werden und eine Erweiterung wohnbaulicher Nutzungen sowie eine Nutzung für den 
Gemeinbedarf wäre nicht möglich.
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung
Es kann zu temporären Beeinträchtigungen während der Bauzeit kommen. Dies sind Lärmimmis-
sionen durch Baufahrzeuge und -maschinen sowie Störungen durch Licht, Reflexionen und Bewe-
gungen.  
Das Landschaftsbild ist im Plangebiet durch intensive landwirtschaftliche Nutzung, direkt angren-
zende Wohnbebauung sowie Straßen vorbelastet und insgesamt von allgemeiner bis geringer 
Bedeutung. 
Die angrenzenden Nutzungen (Wohnbau, Straßen) sollen auf die Fläche des Plangebietes erwei-
tert werden, neben diesen wird die Errichtung der Regenrückhaltung im Plangebiet erforderlich. 
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Die damit verbundenen Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Landschaft können durch die Pflan-
zung von standortgerechten Bäumen im Straßenraum und auf den Privatgrundstücken vermindert 
werden (siehe 2.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung). Es werden daher keine 
zusätzlichen Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 

Landschaft
Es werden keine zusätzlichen Maßnahmen erforderlich.

 1.3.13 Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Kultur- und sonstige Sachgüter sind innerhalb des Plangebietes in Form der landwirtschaftlichen 
Nutzung sowie ggf. von Bodendenkmalen vorhanden. 

 

Denkmalschutzrechtliche Hinweise:  

Im Gebiet des Bebauungsplanes ist mit Bodenfunden zu rechnen. 

Auf der Planzeichnung ist eine entsprechende nachrichtliche Festsetzung zu treffen. 

Landwirtschaft:

Die landwirtschaftlichen Flächen sind als Sachgüter zur Produktion von Lebensmitteln oder Ener-
gie vorhanden.

Bewertung, Auswirkungen der Planung
Nachteilige Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter sind durch rechtzeitige Sicherung 
der Bodenfunde bzw. der landwirtschaftlichen Flächen durch Entgelt auszugleichen.

Kulturelles Erbe
Es werden keine zusätzlichen Maßnahmen erforderlich.
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 1.3.14 Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge der einzelnen Schutzgüter 

(Wechselwirkungen) 

Beeinträchtigungen des Schutz-

gutes

    Wirkung auf das Schutzgut⇒

Boden und Wasser Tiere und Pflanzen

Überbauen, Versiegeln, Auf-

schütten,  Abgraben,  Einbringen  

von Fremdmaterialien  innerhalb 

des geplanten allgemeinen  

Wohngebietes

Verlust,  Veränderung,  Störung  von  Lebensräumen  oder  Teillebens-

räumen

Landschaft

Verstärkte  technische  Überprägung eines bereits vorbelasteten Kul-

turlandschaftsbereiches

Klima/ Luft

Aufwärmung, Verstärkung der Staubentwicklung, geringe Verdunstung,

weniger Grundwasserneubildung

Landschaft Mensch

Verstärkte  technische  Überprä-

gung des Landschaftsraumes, 

Immissionsbelastungen

Weitere Einschränkung des Landschaftserlebens

 1.3.15 Entwicklung  des  Gebietes  ohne  Verwirklichung  des  Vorhabens  
(Nullvariante) 

Ohne Verwirklichung des Vorhabens würden die Flächen im Plangebiet weiterhin überwiegend 
landwirtschaftlich intensiv als Acker genutzt werden. 

 
 
 1.4 Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verminderung und zum Ausgleich 

nachteiliger Auswirkungen auf Natur und Landschaft 

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Bau- und Naturschutzrecht sind  
durch § 18 BNatSchG miteinander verknüpft. Im Rahmen der Abwägung sind durch Anwendung 
der Eingriffsregelung nach dem Naturschutzgesetz gemäß § 1 a Abs. 2 und Abs. 3 BauGB auch 
die Vermeidung und der Ausgleich zu erwartender Eingriffe in Natur und Landschaft zu berück-
sichtigen. 
 
Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne von § 14 BNatSchG sind Veränderungen der Gestalt 
oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Ver-
bindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder 
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das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können. 

Es gilt der Grundsatz, dass Eingriffe in Natur und Landschaft nur erfolgen dürfen, sofern diese 
nicht vermeidbar sind (§§ 13 & 15 BNatSchG).

Diesem Grundsatz wird Rechnung getragen, indem ein Standort gewählt wurde, 
• der als Lebensraum für Pflanzen und Tiere vorwiegend eine geringe Bedeutung besitzt, 
• der am Siedlungsrand angesiedelt ist, 
• der landwirtschaftlich intensiv genutzt wird und 
• der bereits vorhandene Infrastruktur nutzt. 

Die aufgrund der Planung zu erwartenden oben beschriebenen erheblichen Beeinträchtigungen 
der Schutzgüter Klima/Luft sowie Landschaft (durch die Erweiterung  baulicher  Anlagen in der 
freien Landschaft) ist durch die Pflanzung von Bäumen im Plangebiet zu vermindern.

Die aufgrund der Planung zu erwartenden oben beschriebenen erheblichen Beeinträchtigungen  
des Schutzgutes Boden (durch Abgrabung, Überbauung, Überschüttung, Versiegelung und Ein-
bringen von Fremdmaterialien) sind durch externe Ersatzmaßnahmen zu kompensieren.   

 

Für die im Plangebiet zu erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen wird der Ausgleichs- und 
Ersatzbedarf im Abschnitt „Eingriffsregelung“ konkreter ermittelt und die erforderlichen Kompensa-
tionsmaßnahmen gem. BNatSchG festgelegt. 

 1.5 Planungsalternativen  unter  Berücksichtigung  der  Ziele
  und  des  räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Im Rahmen des Flächennutzungsplanes sind im Vorfeld Alternativen für neue Wohnbauflächen ge-
prüft worden.

Der Eigentümer der Flächen zum Bauabschnitt 2 zum B-Plan „Im kleinen Felde“ will derzeit kein 
Bauland veräußern. Somit steht diese Fläche nicht zur Verfügung.

Ausgangspunkt der Planung ist auch eine geeignete Fläche für eine Kindertagesstätte mit ausrei-
chendem Abstand zu bestehenden Kitas und einem günstigen Einzugsgebiet zu erschließen. Als 
Ergebnis ist festzustellen, dass keine andere geeignete Baufläche für die Errichtung einer Kinder-
tagesstätte zur Verfügung steht. Auf vielen Flächen im Ort und am Ortsrand ist wegen landwirt-
schaftlicher Betriebe (Geruchsimmissionen aus Tierhaltung, Güllelager, Biogas), durch Gewerbe-
betriebe oder Verkehrslärm eine Entwicklung von Kindertagesstätten nicht möglich. Der Standort 
des Plangebietes im Anschluss an ein vorhandenes Wohngebiet bietet sich zur Erweiterung und 
Fortsetzung der Wohnbebauung im Süd-Osten der Ortslage Sittensen somit an. Aus den genann-
ten Gründen sind zu dem Standort im Plangebiet keine geeigneteren Alternativen, die den Ort 
langfristig geordnet fortentwickeln, vorhanden. Daher müssen landwirtschaftlich genutzte Flächen 
im Außenbereich in Anspruch genommen werden.
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 1.6 Erläuterungen und Hinweise zur Durchführung der Umweltprüfung 
Bei der Zusammenstellung der erforderlichen Angaben haben sich keine Probleme ergeben. 
 
Angewendete Verfahren
Die Biotoperfassung erfolgte auf der Grundlage von Ortsbegehungen im Juni und Oktober 2020. 

 1.7 Maßnahmen des Monitorings 
Zur  Überwachung  der  Umweltauswirkungen sind die festgesetzten Maßnahmen zur Vermeidung
und Verminderung sowie zum Ausgleich 5 Jahre nach Beginn der Erschließung im Plangebiet zu 
überprüfen und das Ergebnis ist der Naturschutzbehörde mitzuteilen. 

 1.8 Ergebnis der Umweltprüfung 
Unter der Voraussetzung von Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen sind nachteilige Umweltaus-
wirkungen aufgrund der Planung als Ergebnis der Umweltprüfung nicht zu erwarten. Siehe 
Abschnitt „Eingriffsregelung“.

 1.9 Zusammenfassung
Sittensen gehört gemäß dem Regionalen Raumordnungsprogramm 2020 für den Landkreis 
Rotenburg (Wümme) zu den zentralen Siedlungsgebieten, in denen sich die wohnbauliche Entwick-
lung konzentrieren soll.   

Ziel der Gemeinde Sittensen ist es, mit dem Bebauungsplan Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ dem hohen 
Bedarf an Wohnraum sowie dem Bedarf an einer Kindertagesstätte der Bevölkerung Rechnung zu
tragen und mit den verschiedenen, bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu berücksichtigen-
den Belangen, in Einklang zu bringen. 
Die Gemeinde Sittensen überplant mit dem Bebauungsplan Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ ein Areal 
von ca. 4,59 ha. Eine Teilfläche von 0,68 ha ist bereits bebaut. Im Plangebiet sind Wohnbauflä-
chen, Verkehrsflächen und Flächen für die Regenrückhaltung vorgesehen. Es sollen ca. 40 Wohn-
baugrundstücke und eine Kindertagesstätte neu erschlossen werden. So zeichnet sich eine lang-
fristig geordnete Wohnbauentwicklung ab. 

Wertvolle Bereiche für Tiere und Pflanzen werden durch die Planung nicht in Anspruch genom-
men. Die vorgesehene Erweiterungsfläche am Ortsrand von Sittensen wird bisher überwiegend 
landwirtschaftlich als Acker genutzt. 

Als Verminderungsmaßnahmen werden für die Beeinträchtigungen durch die Errichtung baulicher 
Anlagen zur Wohnnutzung in der freien Landschaft Anpflanzungen standortgerechter Bäume im 
Plangebiet sowie standortgerechter Gehölze am neuen Ortsrand erbracht. 

Als Ersatzmaßnahme für die erheblichen Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Boden durch Ver-
siegelung werden auf zwei externen Flächen die Kompensation erbracht. 
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Die Ermittlung der Kompensationserfordernisse erfolgt im folgenden Kapitel: Eingriffsregelung.

Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen

Umweltbelange Auswirkungen durch Umsetzung der Planung Erheblich-
keit

Mensch und 
menschliche Ge-
sundheit

zusätzliche Verkehrsimmissionen

Störung der vorhandenen Wohnbebauung durch Schall, 
Staub, Licht, Reflexionen und Geruch 

Störung der Erholungsfunktion der Landschaft

•

•

•

Tiere, Pflanzen   
und biologische 
Vielfalt 

Verlust von Ackervegetation

Verlust von Lebensräumen (Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten, Nahrungsangebot)

Schaffung von Gehölzen am neuen Ortsrand und im 
Plangebiet

- 

-

+

Fläche, Boden, 
Wasser, Luft, Kli-
ma Landschaft 

Verlust von Böden und Bodenfunktionen durch Versiege-
lung 

Beeinträchtigung von Böden durch Verdichtung, Umlage-
rung, Veränderung des Bodenaufbaus insbesondere wäh-
rend der Bauphase

Verringerung der Grundwasserneubildung

Erhöhter Abfluss von Oberflächenwasser

Schadstoffbelastung durch zusätzlichen Verkehr

Beeinträchtigung durch Baumaßnahmen

• • 

• • 

• •

• •

• 

• 

kulturelles Erbe 
und Sachgüter 

Potentielle Zerstörung archäologischer Fundstätten

Potentielle Gewinnung kulturhistorischer Erkenntnisse

•

+

Wechselwirkun-
gen 

Störung des natürlichen Wirkungsgefüges über die Ver-
siegelung der gemeinsamen Schnittstelle Boden

• •

 

• • sehr erheblich/ • weniger erheblich/ - nicht erheblich/ + voraussichtlich positive Wirkung 
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 2 Eingriffsregelung
Grundsätzlich sind die umweltschützenden Belange im Rahmen der Abwägung gemäß § 1 Absatz 
6 BauGB zu berücksichtigen. Hierbei erfolgt die Anwendung der Eingriffsregelung gemäß § 18 Ab-
satz 2 BNatSchG: Eingriffe in Natur und Landschaft sind Veränderungen der Gestalt oder Nutzung
von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehen-
den Grundwasserspiegels, die die Leistungsfähigkeit und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können. Die Erheblichkeit ei-
ner Beeinträchtigung ist stets gegeben, wenn der Wert eines Schutzgutes durch das Vorhaben um
mindestens eine Wertstufe abnimmt. Unvermeidbare, erhebliche Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft sind gemäß § 13 BNatSchG durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen auszuglei-
chen. Ausgeglichen ist ein Eingriff dann, wenn nach seiner Beendung keine erheblichen oder 
nachhaltigen Beeinträchtigungen des Naturhaushalts zurückbleiben und das Landschaftsbild fach-
gerecht wiederhergestellt ist. 

 2.1 Erfassung und Bewertung der Eingriffsflächen
Erfasst werden die natürlichen Schutzgüter Arten- und Lebensgemeinschaften, Boden, Wasser, 
Klima sowie das Landschaftsbild. Grundlage der Bewertung ist eine örtliche Begehung des Grund-
stückes. Die Bewertung des Zustands von Natur und Landschaft geschieht, getrennt für jedes 
Schutzgut, in Anlehnung an die „Arbeitshilfe zur Anwendung der Eingriffsregelung bei Bodenab-
bauvorhaben“ (Niedersächsisches Landesamt für Ökologie). 

Die Biotoptypen werden nach Drachenfels 2020 (Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersach-
sen) vor Ort erfasst. Die Bewertung der Biotope geschieht in Anlehnung an die „Einstufungen der 
Biotoptypen in Niedersachsen“ (Drachenfels 2012) in fünf Wertstufen.

Diese bedeuten:
 Wertstufe 5 (V): von besonderer Bedeutung 
 Wertstufe 4 (IV): von besonderer bis allgemeiner Bedeutung
 Wertstufe 3 (III): von allgemeiner Bedeutung 
 Wertstufe 2 (II): von allgemeiner bis geringer Bedeutung 
 Wertstufe 1 (I): von geringer Bedeutung 

Das  Plangebiet liegt im Naturraum Zevener Geest, am Übergang zwischen Heeslinger Geest und 
Tostedter Geest im Südosten der übergeordneten Stader Geest. 

Bestand: Plangebiet:                                                             4  ,  66   ha  
Vorhandene Bebauung   (OED) 0,61 ha

                       Straßenverkehrsfläche (Bestand)                 0,07 ha
Weidefläche    (GW) 0,50 ha
Ackerfläche      (A) 3,48 ha

Planung: Plangebiet:                                                             4  ,  66   ha  
Mischgebiet OED 0,61 ha

                       Straßenverkehrsfläche (Bestand)                0,07 ha
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Grünfläche (Spielplatz) 0,08 ha
WA   (GRZ 0,3 + 50%) 2,81 ha
Gemeinbedarf  (KITA) 0,50 ha
Verkehrsflächen (neu) 0,46 ha
Regenrückhaltung RRB 0,14 ha

Anmerkung: Die vorhandene Bebauung im Norden und ein Anteil der Dorfstraße des Plangebie-
tes ist im Rahmen der Eingriffsregelung als Bestand zu werten.

 2.1.1 Arten und Biotope ( WERTSTUFE II)

Die potenziell  natürliche Vegetation ist  auf der Eingriffsfläche als  Eichen-Buchenwald  anzuneh-
men. 

OED  Verdichtetes Einzelhausgebiet  ( WERTSTUFE II )

Im nördlichen Teil des Plangebietes wurde die vorhandene Bebauung in das Plangebiet einbezo-
gen. 

GW  Sonstige Weidefläche  ( WERTSTUFE II )

Südlich an die vorhandene Bebauung wurde im Jahr 2020 eine sehr kleinteilig parzellierte, sehr in-
tensiv genutzte Weidefläche erfasst. 

A  Acker  ( WERTSTUFE II )

Der überwiegende Teil des Plangebietes wurde im Jahr 2020 als Getreideacker genutzt.  

Für die geplanten Zufahrten zu dem neuen Baugebiet wird es erforderlich, außerhalb des Plange-
bietes an der Straße „Zum Fahnenholz“ sechs Eichen mit einem Stammdurchmesser von 40 bis 
50 cm zu roden.

Als Ersatz werden im Bereich der neuen Straßenverkehrsflächen neue Stieleichen gepflanzt. 

Artenschutz

Zur Erfassung der Potentiale für besonders geschützte bzw. bedrohte Tierarten wurde eine Poten-
tialabschätzung vorgenommen (siehe 1.3.2). 

Potentialabschätzung   zum Artenschutz in Bezug auf den Bebauungsplan  

Als planungsrelevante Artengruppen wurden auf Grundlage der Biotopstruktur Brutvögel abge-
grenzt. Eine entsprechende Untersuchung der Biotope und Habitatstrukturen im Plangebiet hat 
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keine besondere Betroffenheit für diese Artengruppen festgestellt. 
Die Bewertung der Freiflächen am unmittelbaren Ortsrand kommt zu dem Ergebnis, dass diese im
Plangebiet als Lebensraum bodenbrütender Vogelarten der Feldflur wenig geeignet sind.

→ Als Verminderungsmaßnahme hat die Herstellung der Erschließungsstraßen und Bauflächen  
im Zeitraum zwischen dem 1. September und Ende Februar zu erfolgen. Alternativ können Bauar-
beiten innerhalb des Zeitraumes Anfang März bis Ende September begonnen werden, wenn zuvor
bei einer Begehung durch eine fachkundige Person festgestellt wird, dass im Umkreis von 100 m 
zu den Bauflächen keine Brutgeschäfte von Vögeln stattfinden oder begonnen werden. 

Mit dem geplanten Vorhaben entstehen im Plangebiet auf das Schutzgut Arten und Biotope keine 
erheblichen Beeinträchtigungen. 

Im Einwirkungsbereich des Plangebietes gibt es weder FFH-Gebiete noch Vogelschutzgebiete.  
Da ein erheblicher Eingriff in ein Gebiet im Sinne des § 1 (6) 7b BauGB nicht stattfindet, wird mit 
Bezug auf § 1a (4) BauGB eine FFH-Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG nicht notwen-
dig. 

Eine Kompensation für das Schutzgut Arten und Biotope ist nicht erforderlich. 

 2.1.2 Boden ( WERTSTUFE II )

Die Bodenkarte von Niedersachsen (BK50, M = 1:50.000) weist für das Plangebiet als Bodentyp 
für den nördlichen Bereich „Mittlerer Podsol“, für den südlichen Bereich „Mittlere Pseudogley-
Braunerde“ aus. 
Die Böden haben ein mittleres Wasser- und Nährstoffspeichervermögen, eine mittlere Durchlüf-
tung und Wasserdurchlässigkeit. Sie sind im mittleren Maße verdichtungsempfindlich und haben 
eine mittlere Auswaschungsgefährdung. 
Die Flächen im Plangebiet werden intensiv landwirtschaftlich als Acker bzw. als Weide genutzt. 
Dementsprechend sind die Bodeneigenschaften bzw. -strukturen durch die intensive Landwirt-
schaft gegenüber dem  Ausgangszustand verändert. 
Altablagerungen sind auf der Eingriffsfläche bisher nicht bekannt.
Vorbelastungen für den Boden sind durch die landwirtschaftliche Nutzung möglich. 

Der wesentliche Eingriff im Rahmen des Bebauungsplanes erfolgt durch neue Versiegelung des 
Bodens. Der Boden verliert hier seine natürlichen Funktionen für den Naturhaushalt inklusive der 
Puffer- und Filterfunktionen, als Substrat der Vegetation und als Lebensraum für weitere Organis-
men. 
Als Ersatzmaßnahme für die erheblichen Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Boden durch Ver-
siegelung wird auf externen Flächen die Kompensation erbracht.

Die Böden sind insgesamt als von allgemeiner Bedeutung einzustufen. Es werden keine Böden 
mit seltenen oder besonderen Funktionen beeinträchtigt.
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 2.1.3 Wasser ( WERTSTUFE II )

Die  Grundwasserneubildungsrate (mGROWA18) beträgt gemäß NIBIS >200 - 250 mm / Jahr und 
ist damit im mittleren Bereich einzustufen. Die Gefährdung des Grundwassers wird als mittel ein-
geschätzt. Das Plangebiet liegt nicht in einem Trinkwasserschutzgebiet. Oberflächengewässer 
sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
Dem  Plangebiet  wird  eine mittlere Bedeutung für das Grundwasser zugeteilt. Aus den folgenden 
Nutzungen als Wohngebiet und Kindertagesstätte sind jedoch keine wesentlichen Beeinträchtigun-
gen des Grundwassers zu erwarten. 
Das Bodenleben und das Grundwasser können durch die bisherige intensiv-landwirtschaftliche be-
einträchtigt worden sein (siehe Boden). 

Mit dem geplanten Vorhaben und der damit verbundenen Flächenversiegelung kann das Oberflä-
chenwasser innerhalb des Plangebietes nur noch sehr eingeschränkt versickern. 

Zur Rückhaltung des Niederschlagswassers wird im Plangebiet ein Regenrückhaltebecken ange-
legt. So kann ein Teil des Regenwassers zurückgehalten und dem nächsten Vorfluter gedrosselt 
zugeführt werden. 

 2.1.4 Luft und Klima ( WERTSTUFE III )

Das Bestandsklima auf den Eingriffsflächen steht unter maritimem Einfluss. Das Klima ist geprägt 
durch kühle Sommer und relativ milde Winter. Der kälteste Monat ist Januar mit einer Durch-
schnittstemperatur von 2° C, der wärmste Monat ist Juli mit einer Durchschnittstemperatur von 18°
C. Das Jahresmittel der Temperatur liegt um 8° C. Der Klima-Atlas von Niedersachsen weist für 
Bremervörde 1% Windstille pro Jahr aus. Die Summe der jährlichen Niederschläge beträgt ca. 750
mm / qm / Jahr. Der mittlere Beginn der Apfelblüte ist der 1. Mai. 

Durch die Erweiterung der Bebauung am Ortsrand von Sittensen werden landwirtschaftliche Flä-
chen bebaut und versiegelt. Dementsprechend ergeben sich Veränderungen im Mikroklima auf-
grund der verminderten Versickerung, Aufwärmung und der verringerten Verdunstung. Diese sind 
durch eine Durchgrünung mit standortgerechten Bäumen zu vermindern.

-> Als Verminderungsmaßnahmen werden für die Beeinträchtigungen durch die Errichtung bauli-
cher Anlagen zur Wohnnutzung in der freien Landschaft Anpflanzungen standortgerechter Bäume 
im Plangebiet erbracht (siehe 2.3 Vermeidung und Verminderung).

Zusammen mit der geplanten Durchgrünung verbleibt dann kein erheblicher Eingriff in das Schutz-
gut Klima/Luft. 

Erhebliche Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten und Kompensationsmaßnahmen werden 
nicht erforderlich. 
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 2.1.5 Landschaftsbild ( WERTSTUFE III )

Das Kulturlandschaftsbild der Geest wurde ursprünglich weitaus stärker durch ein umfassendes 
Wallheckennetz, durch Alleen und Feldgehölze geprägt. Von diesem sehr abwechslungsreichen 
Landschaftsbild ist im Umfeld der Eingriffsflächen nur noch wenig vorhanden. Am Rande der Stra-
ße „Zum Fahnenholz“ ist eine Baumreihe aus Eichen und Ahornbäumen vorhanden. Sie liegt au-
ßerhalb des Plangebietes. Das Gelände wird nach Westen und Norden durch die vorhandene Be-
bauung eingefasst. 
Im Süden und Westen wird das Plangebiet mit einer 5 m breiten Gehölzanpflanzung aus standort-
gerechten heimischen Gehölzen am neuen Ortsrand eingefasst.

Das Landschaftsbild wird von der Baumaßnahme damit nur unwesentlich beeinträchtigt.  

Erhebliche Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten und Kompensationsmaßnahmen werden 
nicht erforderlich. 

 2.2 Konfliktanalyse

 2.2.1 Arten und Biotope

Unter den gegenwärtigen Voraussetzungen ist für die Flächen im Plangebiet anzunehmen, dass 
sie überwiegend als Biotope von allgemeiner bis geringer Bedeutung mit allgemeinem Entwick-
lungspotenzial anzusehen sind.

Das Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Schutz von Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten) ist nicht zu erwarten, es werden keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnah-
men (CEF-Maßnahmen) erforderlich. 

→ Als Verminderungsmaßnahme hat die Herstellung der Erschließungsstraßen und Bauflächen im
Zeitraum zwischen dem 1. September und Ende Februar zu erfolgen. Alternativ können Bauarbei-
ten innerhalb des Zeitraumes Anfang März bis Ende September begonnen werden, wenn zuvor 
bei einer Begehung durch eine fachkundige Person festgestellt wird, dass im Umkreis von 100 m 
zu den Bauflächen keine Brutgeschäfte von Vögeln stattfinden oder begonnen werden. 

 2.2.2 Boden

Aufgrund der vorhandenen landwirtschaftlichen Nutzungen auf den Böden, ist der zu bebauende 
Bereich hinsichtlich des Funktionselements Boden überwiegend von allgemeiner bis geringer Be-
deutung anzusehen. 

Es ist davon auszugehen, dass der Boden durch die intensiven vorhandenen Nutzungen in Gefü-
ge und chemisch-physikalischen Eigenschaften beeinträchtigt ist und die Vielfalt und Zahl der Bo-
denlebewesen eingeschränkt sind. Die Nutzung kann darüber hinaus durch stoffliche Einträge zur 
Störung der natürlichen Bodenfunktionen führen. Daher wird im Bereich der landwirtschaftlichen 
Nutzung von bestehenden, intensiven Beeinträchtigungen ausgegangen. 

Der wesentliche Eingriff im Rahmen des Bebauungsplanes ist in der zusätzlichen Versiegelung 
des Bodens zu sehen. Hierfür entstehen Ausgleichserfordernisse, die weiter unten im Einzelnen 
nachgewiesen werden. 
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→ Als Ersatzmaßnahme für die erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden durch 
Versiegelung wird auf externen Flächen die Kompensation erbracht.

 2.2.3 Wasser

Angesichts der intensiven landwirtschaftlichen Nutzungen ist hinsichtlich des Funktionsbereiches 
Wasser anzunehmen, dass das Plangebiet überwiegend von allgemeiner Bedeutung für den Was-
serhaushalt anzusehen ist. Die intensiven landwirtschaftlichen Nutzungen bergen das Risiko der 
Beeinträchtigung des oberflächennahen Grundwassers durch Stoffeintrag. 

Das anfallende Regenwasser wird im Plangebiet in einem Regenrückhaltebecken zurückgehalten 
und gedrosselt in die Vorflut abgeleitet.

 2.2.4 Klima und Luft

Für das Klima hat das Gebiet trotz guter Voraussetzungen keine besondere Bedeutung. Die regio-
nal generell gute Luftqualität, das ländliche Umfeld und die relativ kleine Fläche des Plangebietes 
lassen nur unerhebliche klimatische und lufthygienische Auswirkungen der Planung erwarten. 

Besondere Vorbelastungen für das Klima sind derzeitig nicht erkennbar.

Die vorgesehene Durchgrünung des Plangebietes mit Bäumen in Verbindung mit dem ländlichen 
Umfeld lassen keine erheblichen kleinklimatischen Belastungen erwarten.

→ Als Vermeidungsmaßnahme werden für die Beeinträchtigungen durch die Errichtung baulicher 
Anlagen standortgerechte Gehölze im Plangebiet und am neuen Ortsrand angepflanzt. 

 2.2.5 Landschaftsbild

Das Landschaftsbild ist durch die vorhandenen wohnbaulichen Nutzungen im Westen und Norden 
vorbelastet. Die vorhandene Bebauung hat keine landschaftsgerechte Ortsrandeingrünung. 

Bei Baumaßnahmen wird zur Vermeidung einer Beeinträchtigung des Landschaftsbildes eine Be-
grenzung der Bauhöhen vorgesehen.

Durch entsprechende Festsetzungen zur Durchgrünung des Baugebietes sowie zur Anpflanzung 
standortgerechter heimischer Gehölze am neuen Ortsrand wird die Bebauung landschaftsgerecht 
in das Landschaftsbild eingebunden. Das Landschaftsbild wird naturraumgerecht neu gestaltet. 

→ Als Vermeidungsmaßnahme werden für die Beeinträchtigungen durch die Errichtung baulicher 
Anlagen standortgerechte Gehölze im Plangebiet und am neuen Ortsrand angepflanzt. 
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 2.3 Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Verminderung von Eingriffen
Gemäß § 13 BNatSchG sind erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vorrangig 
zu vermeiden. Im Sinne der Vermeidung bzw. Minimierung von Eingriffswirkungen sind folgende 
Aspekte zu nennen, die bei den geplanten Bauvorhaben beachtet werden sollten:
 Minimierung von Erdmassenbewegungen, durch optimierte Höhenplanung soll ein Gleichge-

wicht von Bodenab- und Bodenauftrag angestrebt werden.
 Trennung des Bodenaushubs bei Bauarbeiten in Ober- und Unterboden, damit eine spätere  

Wiederherstellung des ursprünglichen Bodenaufbaus erreicht werden kann; Maßnahmen  zum 
Schutz des Mutterbodens entsprechend § 202 BauGB. 

 Reduzierung der Versiegelung durch sparsamen Umgang mit der Erschließung und Begren-
zung der absoluten Flächengröße / Versiegelung.

 Fassadenbegrünung sollte insbesondere an fensterlosen Außenwänden vorgesehen werden.
 Als Vermeidungsmaßnahme werden für die Beeinträchtigungen durch die Errichtung baulicher 

Anlagen standortgerechte Gehölze im Plangebiet und am neuen Ortsrand angepflanzt. 
 Pflanzmaßnahmen auf privaten Grundstücken: Auf den privaten Grundstücken ist aus gestalte-

rischen Gründen jeweils ein regionaltypischer hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen, zu pfle-
gen und dauerhaft zu erhalten. Hierfür geeignet sind Bäume der Pflanzliste des Maßnahmen-
blattes VI b „Einzelbäume (Obstbäume)“ des Landkreises Rotenburg (Wümme), das der Be-
gründung als Anlage beigefügt ist. Dies können z. B. sein: Altländer Pfannekuchen, Boskoop, 
Bremervörder Winterapfel, Finkenwerder Prinz, Holsteiner Cox. Die Anpflanzungen haben in 
der auf die Fertigstellung der Hauptgebäude folgenden Pflanzperiode (Oktober bis April) zu er-
folgen. Die Bäume sind als Hochstamm mit 10 – 12 cm Stammumfang in der ersten Pflanzperi-
ode nach Fertigstellung der Wohngebäude zu pflanzen.

 Als Verminderungsmaßnahme hat die Herstellung der Erschließungsstraßen und Bauflächen im
Zeitraum zwischen dem 1. September und Ende Februar zu erfolgen. Alternativ können Bauar-
beiten innerhalb des Zeitraumes Anfang März bis Ende September begonnen werden, wenn 
zuvor bei einer Begehung durch eine fachkundige Person festgestellt wird, dass im Umkreis 
von 100 m zu den Bauflächen keine Brutgeschäfte von Vögeln stattfinden oder begonnen wer-
den. 

 Auf der Fläche zum Anpflanzen von Gehölzen ist auf 5 m Breite eine 3-reihige Hecke anzule-
gen. Zu verwenden sind Gehölze der Pflanzliste des Maßnahmenblattes V „Feldhecke“ des 
Landkreises Rotenburg (Wümme), welches der Begründung als Anlage beigefügt ist. Dies kön-
nen z. B. sein: Hainbuche (Carpinus betulus), Stieleiche (Quercus robur), Vogelkirsche (Prunus 
avium), Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Faulbaum (Rhamnus frangula). Die 
Pflanzqualität der Sträucher soll je nach Art und Größe betragen: baumartige Gehölze als leich-
te Heister 100- 150 cm, strauchartige als verpflanzte Sträucher 60 -100 cm, ggf. Hochstämme 
(Stammumfang 10-12 cm). Die Anpflanzung erfolgt durch die Gemeinde Sittensen und ist an-
schließend zu sichern, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Zum Schutz vor Verbiss ist die An-
pflanzung mit einem 1,60 m hohen Knotengeflechtzaun einzuzäunen, der nach 5 - 8 Jahren zu 
entfernen ist.

Durch die Verankerung der grünordnerischen Maßnahmen im Bebauungsplan wird sichergestellt, 
dass der Ausgleich fachgerecht umgesetzt wird. Der Grundstückseigentümer ist durch die Festset-
zungen des Bebauungsplanes zur fachgerechten Pflege und Unterhaltung der aufgeführten Pflan-
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zungen verpflichtet. Sollten Pflanzen eingehen, bzw. nicht mehr vorhanden sein, so sind diese um-
gehend in der gleichen Art und Qualität zu ersetzen. 

 2.4 Eingriffsbewertung

Boden- und Wasserhaushalt

Für die Kompensation ist die ermöglichte zusätzliche Versiegelung zu bilanzieren. 
Die GRZ für das Wohngebiet ist auf  0,30 festgelegt. Die zulässige Grundfläche kann durch Ne-
benanlagen und Stellplätze um bis zu 50 % überschritten werden, hier liegt der rechnerische Wert 
der max. möglichen Versiegelung somit bei 45 %.  
Für die Verkehrsflächen ist von einer Versiegelung von 80% auszugehen.
Die vorhandene Bebauung im Norden ist als Bestand zu werten.

Bestand: Plangebiet:                                                             4  ,  66   ha  
Vorhandene Bebauung   (OED) 0,61 ha

                       Straßenverkehrsfläche (Bestand)                0,07 ha
Weidefläche    (GW) 0,50 ha
Ackerfläche      (A) 3,48 ha

Planung: Plangebiet:                                                             4  ,  66   ha  
Mischgebiet OED 0,61 ha

                       Straßenverkehrsfläche (Bestand)                0,07 ha
Grünfläche (Spielplatz) 0,08 ha
WA   (GRZ 0,3 + 50%) 2,81 ha

Versiegelung 45% 1,26 ha Eingriff
Gemeinbedarf  (KITA) 0,50 ha

Versiegelung 45% 0,23 ha Eingriff
Verkehrsflächen (neu) 0,46 ha

Versiegelung 80% 0,37 ha Eingriff
Regenrückhaltung RRB 0,14 ha

                       neue Bodenv  ersiegelung gesamt:      1,86   ha  

Der „Mittlere Podsol-“ und der „Mittlere Pseudogley-Braunerdeboden sind als Böden von allgemei-
ner Bedeutung mit dem Faktor 1:0,5 auszugleichen.
Im Plangebiet kann ein Ausgleich für die Bodenversiegelung nicht erbracht werden.

Somit ist eine externe Ersatzfläche von (1,86 * 0,5)  0,93 ha für die Bodenversiegelung zu erbrin-
gen.

Die externe Ersatzfläche von 0,93 ha wird auf zwei Kompensationsflächen (an der Kläranlage Sit-
tensen 0,41 ha und Ökokonto Sittensen 0,52 ha) erbracht, siehe Abschnitt 2.5.
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 2.5 Maßnahmen zum Ausgleich außerhalb des Plangebietes

 2.5.1 Kompensationsfläche „An der Kläranlage“   (Lageplan I / 0,41 ha)

Ein Teil der Kompensationsmaßnahmen für die Flächenversiegelung des Bebauungsplanes Nr. 52 
sollen auf einer Fläche in der Gemarkung Sittensen, Flur 4, Flurstück 7/1 durchgeführt werden. 
Die Flächen werden derzeit als Lagerplatz genutzt (Flächenanteil 0,41 ha).

Im Westen des Flurstückes ist ein wertvolles Extensivgrünland vorhanden. Im Osten des Flurstü-
ckes sind wertvolle Sukzessionsgebüsche vorhanden. Im mittleren Bereich befindet sich ein La-
gerplatz für Schilder, Schotter, Oberboden, Steine etc., welcher durch Abräumen der Materialien 
und eine Gehölzanpflanzung aufgewertet werden kann.

Nach Vorgabe der Gasuni Deutschland ist ein 4 m breiter Schutzstreifen im Bereich einer Gaslei-
tung (50 mm) von jeder Bepflanzung freizuhalten.

Ziel:
Anlage eines naturnahen Feldgehölzes aus verschiedenen heimischen, regionaltypischen
und standortgerechten Laubbäumen und –sträuchern in der freien Landschaft ohne
Waldanschluß.
Beschreibung:
 Kernzone aus Baumartigen 1. Ordnung mit Pflanzverband von mind. 2 m * 2 m bis                     

max. 4 m * 4 m (nur bei echten Heistern oder Hochstämmen)
 Mantelzone von 8m Breite (4reihig) aus Baumartigen 2. Ordnung und Strauchartigen

gestuft mit Pflanzverband von 1,25 m – 1,50 m
 Qualität: Baumartige als leichte Heister 100-150 cm oder Heister 200 – 250 cm 

(für den Kern), Strauchartige als verpflanzte Sträucher 3-4 Triebe 60 – 100 cm
 Verwendung von Pflanzgut aus anerkannten regionalen Herkünften nach

Forstvermehrungsgutgesetz (Eiche Herkunftsgebiet 81703 bzw. 81803, Rotbuche 81003
„Heide und Altmark“, Erle 80201, Esche 81101 „Nordwestdeutsches Tiefland“)

 Baumschulware, Qualitäts- und Herkunftsnachweis durch Lieferschein

 Pflanzung entsprechend DIN 18915-18920

Schutzmaßnahmen gegen Wildverbiß/ Fegeschäden, Windeinwirkung und Anfahrschäden:
 Wildschutzzaun aus rehwild- und kaninchensicheres Knotengittergeflecht 

(Höhe 1,60 m, in Damwildrevieren 1,80 m)
 für echte Heister Schrägpfahl oder Anbindepfahl 

Bäume:  Sandbirke (Betula pendula), Rotbuche (Fagus sylvatica), Stieleiche (Quercus robur),       

Vogelbeere (Sorbus aucuparia). 

Sträucher: Haselnuss (Corylus avellana), Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna),           

Schlehe (Prunus spinosa), Faulbaum (Frangula alnus), Hundsrose (Rosa canina), Salweide (Salix 

caprea), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra).
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 2.5.2 Kompensationsfläche „Ökokonto Sittensen“   (Lageplan II / 0,52 ha)

Die Ausgleichsmaßnahmen für das Schutzgut Boden sollen außerhalb des Plangebietes im Öko-
konto Sittensen erbracht werden.

Kompensationsfläche im Ökokonto Sittensen:
Ein Teil der Kompensationsmaßnahmen für die Flächenversiegelung des Bebauungsplanes Nr. 52 
sollen im Ökokonto Sittensen durchgeführt werden. Die Flächen werden bereits als Grünland ex-
tensiv bewirtschaftet (Flächenanteil 0,52 ha).
Die Flächen werden entsprechend dem Entwicklungskonzept zum Ökokonto Sittensen entwickelt.
Es ist eine Kompensationsfläche von 0,52 ha der Gemarkung Kalbe, Flur 8, Flurstück 1 dem Be-
bauungsplan Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ der Gemeinde Sittensen zuzuordnen. 

 2.5.3 Sicherung, Durchführung und Zuordnung der Kompensation

Die Kompensationsflächen werden vor Bekanntmachung des Bebauungsplanes durch grundbuch-
liche Eintragungen gesichert. 

Nach Fertigstellung der Kompensationsfläche „An der Kläranlage“ erfolgt eine Fertigstellungsan-
zeige bei der Unteren Naturschutzbehörde. Die Kompensationsmaßnahmen werden im Herbst, 
nach Beginn der Baumaßnahmen der beplanten Fläche durchgeführt. Näheres regelt der Durch-
führungsvertrag.

Die Maßnahmen im Ökokonto Sittensen werden bereits umgesetzt. Näheres regelt das Entwick-
lungskonzept zum Ökokonto Sittensen vom 22.11.2018 in Verbindung mit der Anerkennung des 
Ökokonto Sittensen gem. §16 BNatSchG vom 16.07.2019 durch den Landkreis Rotenburg.

 3 Zusammenfassung
Die Gemeinde Sittensen überplant mit dem Bebauungsplan Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ ein Areal 
von ca. 4,66 ha. Das Plangebiet wird derzeit überwiegend als Ackerfläche intensiv genutzt, im Nor-
den des Plangebietes liegen bebaute Grundstücke und Pferdeweiden. Es sind Wohnbauflächen, 
eine Kindertagesstätte, Verkehrsflächen und Flächen für die Regenrückhaltung geplant. Es sollen 
ca. 40 Wohnbaugrundstücke neu erschlossen werden. 

Maßnahmen zur Vermeidung,  Verminderung und Ersatz  erheblicher nachteiliger  Umwelt-
auswirkungen: 

→  Als Vermeidungsmaßnahme werden für die Beeinträchtigungen durch die Errichtung baulicher 
Anlagen standortgerechte Gehölze im Plangebiet und am neuen Ortsrand angepflanzt. 
→  Als Verminderungsmaßnahme hat die Herstellung der Erschließungsstraßen und Bauflächen 
im Zeitraum zwischen dem 1. September und Ende Februar zu erfolgen. 
→ Als Kompensationsmaßnahme für die erheblichen Beeinträchtigungen auf das Schutzgut 
Boden durch Versiegelung werden auf zwei externen Flächen Maßnahmen erbracht. 

Zusammenfassung der Prüfung der Artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände

Durch das Vorhaben entstehen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände
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Zusammenfassung der Eingriffsbewertung

Die Gemeinde Sittensen überplant mit dem Bebauungsplan Nr. 56 „Zum Fahnenholz“ ein Areal 
von ca. 4,66 ha.  
Es soll auf einer im Bestand als Acker, Weide und Baufläche genutzten Fläche ein Wohngebiet 
und eine Kindertagesstätte errichtet werden. Der Ausgleich für das Schutzgut Boden (Flächenver-
siegelung) wird auf zwei externen Kompensationsflächen in der Samtgemeinde Sittensen er-
bracht.

Fazit

Bei Umsetzung aller Vermeidungs-, Verminderungs- und Ersatzmaßnahmen ist davon auszuge-
hen, dass keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen verbleiben.
Somit kann der Eingriff, bei Durchführung aller Vermeidungs-, Verminderungs- und Ersatzmaßnah-
men durch den B-Plan 56 „Zum Fahnenholz“  als kompensiert angesehen werden.
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